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l!mmentar 

1996- Ein schwieriges, 
aber zufriedenstellendes Jahr 
für die duale Ausbildung 

Hermann Schmidt 

ln diesem Jahr hat eine große, an die achtziger Jahre erinnern­

de Mobilisierung für Ausbildungsplätze im dualen System 

stattgefunden. Dies ist eine eindrucksvolle Bestätigung und 

ein Gewinn für die duale Ausbildung, weil in dem vielstimmi­

gen, an Dissonanzen nicht armen Chor der verschiedenen 

Gruppen die Vorteile und die hohe gesellschaftliche Anerken­

nung dieser Ausbildungsform laut und deutlich zum Ausdruck 

kommen : Die betriebliche Ausbildung ist gefragt und hat Zu­

kunft. 

Allerdings ist die Freude über diesen Erfolg durch zwei Um­

stände getrübt 

Zum einen durch die Ausbildungsplatzsituation selbst: Erst­

mals seit zehn Jahren ist die Bilanz in der früheren Bundesre­

publik nicht mehr positiv, und die regionalen und berufsstruk­

turellen Ungleichgewichte haben stark zugenommen . Auch 

die bisherige ungünstige betriebliche Ausbildungslage im 

Osten hat sich nicht verändert. 

Aus unseren Untersuchungen wissen wir, daß das Hauptmotiv 

der Unternehmen für die Ausbildung die vorhersehbare Be­

schäftigungssituation und der daraus abgeleitete Bedarf an 

Fachkräften ist. Diese Entwicklung ist seit Jahren in nahezu al­

len Wirtschaftsbereichen ungünstig, und auch für das kom­

mende Jahr sind leider positive Anzeichen rar. Trotz dieser La­

ge darf weder der langfristige Nutzen und der Investitionscha­

rakter der Ausbildung noch die gesellschaftliche Verantwor­

tung der Unternehmer als Ganzes für ein ausreichendes An­

gebot an Ausbildungsplätzen aus den Augen verloren wer­

den. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 

Dezember 1980 diese Verantwortung unmißverständlich fest­

geschrieben. Der Hinweis auf den Investitionscharakter der 

Ausbildung besagt, daß sich die Unternehmen nicht von kurz­

fristigen - ausschließlich an ihrer aktuellen Kostenrechnung 

orientierten - Motiven leiten lassen dürfen. Berufsbildungsmi­

nister Rüttgers hat dies mit folgender Aussage auf den Punkt 

gebracht: .. Eine Unternehmenspolitik, die aus kurzfristigen Ko­

stengesichtspunkten die Ausbildung des eigenen Nachwuch­

ses nicht ernst nimmt, kann sich sehr rasch rächen" (in : Wirt­

schaftsdienst, Nr. 8, 1996). Hier muß angesetzt werden, um 

beim Werben für ein höheres Angebot an betrieblichen Aus­

bildungsplätzen erfolgreich zu sein . Unternehmen müssen 

überzeugt werden, daß sich Ausbildung unter Berücksichti­

gung von Erträgen und langfristigem Nutzen auch betriebs­

wirtschaftlich rechnet. Hinzu kommt, daß man gut ausgebil­

dete Fachkräfte nicht auf Knopfdruck ordern kann. Ausbil­

dungsentscheidungen werden in der Regel erst nach rund 

drei Jahren zur spürbaren Investition und damit auch zum be­

triebswirtschaftlichen Vorteil . 

Der zweite Grundfür Sorgen der Berufsbildner im zu Ende ge­

henden Jahr sind die qualitativen Probleme, die von den die 

öffentliche Diskussion beherrschenden Ausbildungsplatzfra­

gen in den Hintergrund gedrängt wurden: 

Dabei steht die inhaltliche Reform der Aus- und Weiterbildung 

an erster Stelle. Die inzwischen erreichten Ergebnisse in der 

Modernisierung der Aus- und Fortbildungsordnungen sind in 

zweierlei Hinsicht beeindruckend: Nie wurden in einem Jahr 

mehr Ausbildungsordnungen erarbeitet und dies in einem 

Zeitrahmen, der die angestrebte Dauer von höchstens zwei 

Jahren oft deutlich unterschreitet. Ein Konzept für die Ord­

nung von Aufstiegsfortbildungen steht vor dem Abschluß. Es 

darf allerdings nicht verengt auf ausschließlich .. neue" Aus­

und Fortbi ldungsberufe geschaut werden . Sie sind ohne Zwei­

fel wichtig, nicht weniger wichtig sind jedoch die überarbeite­

ten .. alten", wobei diese Grenze, wie die neuen Medienberufe 

oder die ebenfalls neuen Informatikberufe zeigen, fließend ist. 

ln diesem Jahr sind über 20 Ausbildungsberufe neu geordnet 

worden, im nächsten Jahr kommen weitere 40 hinzu. 

Aufgrund der weitgehenden organisatorischen, strukturellen 

und inhaltlichen Veränderungen in der Aus- und Weiterbil-
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dung haben sich auch die methodisch-didaktischen Konzepte 

und Organisationsformen des Lernens stark verändert und 

sind weiter entwickelt worden . lntegrative Formen des Arbei­

tens und Lernens, prozeß- bzw. betriebsübergreifende Koope­

rationsformen von Ausbildung im Verbund, arbeitplatzbezo­

gene Weiterbildung, Vermittlung zusätzlicher Qualifikationen, 

Anwendung handlungsorientierter Konzepte kennzeichnen 

zunehmend den betrieblichen Alltag . Die Realisierung dieser 

innovativen betrieblichen Ansätze kann jedoch nur durch die 

intensive Kooperation mit starken Partnern, der Berufsschule 

und externen Weiterbildungsstätten, geleistet werden. Die in 

diesem Jahr wieder neu entfachte Debatte über den Berufs­

schulunterricht ist dabei wenig hilfreich. Eine Streichung des 

zweiten Berufsschultages würde die bewährten Grundzüge 

des dualen Systems in Frage stellen und die dringend gebote­

ne Modernisierung und Flexibilisierung des Berufsschulunter­

richts dem fiskalischen Fallbeil opfern. 
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Zum Schluß noch eine Anmerkung: 

So erfreulich die gestiegene gesellschaftliche Aufmerksamkeit 

für die duale betriebliche Ausbildung ist, man muß jedoch ihre 

qualitativen und quantitativen Grenzen realistisch erkennen 

und einschätzen . Viele Diskussionen, auch die Klagen über die 

gegenwärtige Ausbildungsstellensituation werden so geführt, 

als ob das Berufsbildungssystem der Bundesrepublik nur aus 

der dualen Ausbildung bestünde. Die duale Ausbildung ist der 

quantitativ bedeutsamste, keinesfalls aber der alleinige Träger 

der Berufsausbildung. Im letzten Jahrzehnt ist die schulische 

Ausbildung mit einer breiten Palette beruflicher Qualifizierung 

ausgebaut worden. Das gleiche gilt für die Berufsakademien 

und Fachhochschulen . Bei allen Klagen über fehlende betrieb­

liche Ausbildungsplätze ist festzustellen, daß das Angebot an 

beruflicher Qualifizierung heute größer als je zuvor ist. Lassen 

Sie uns alles für einen weiteren Ausbau auch der schulischen 

Angebote tun . 



Fehbeiträge 

Heinrich Althoff 
Diplomsoziologe, wissen­

schaftlicher Mirarbeiter in 

der Abteihtng 1.2 ., Qualifi-

kationsstrukturell und Be-

rufsbildungsstatistik" im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlin 

Die Abkehr von großbetriebliehen 
Strukturen und einige Folgen 
für Berufsausbildung und Erwerbs­
tätigkeit 

Ausgehend von der seit mehreren 

Jahren rückläufigen Zahl von Be­

schäftigten und Auszubildenden in 

Großbetrieben, wird nach Ursachen 

und Konsequenzen dieser Entwick­

lung gefragt. Ein wesentlicher Grund 

für den Beschäftigtenabbau wird in 

der abnehmenden Effizienz großbe­

trieblicher Strukturen gesehen. Sie 

wird hier auf eine geringere Zufrie­

denheit der Beschäftigten zurückge­

führt, deren Ursache auch ein gestie­

genes schulisches und berufliches 

Qualifikationsniveau ist. Es geht mit 

wachsender Handlungskompetenz 

einher und läßt sich schwerer mit 

den stark arbeitsteilig organisierten 

großbetriebliehen Produktionsab­

läufen vereinbaren. Die Abkehr von 

solchen Strukturen dürfte nicht zu­

letzt mit Vorteilen auch für die Er­

werbstätigen verbunden sein. 

Vor allem in der Metallindustrie nimmt die 

Zahl der Ausbildungsverhältnisse seit Jahren 

deutlich ab. Konjunkturelle Einflüsse sind für 

diese Entwicklung nicht allein verantwort­

lich, entscheidender wird in letzter Zeit ein 

auf größere Effizienz setzender organisatori­

scher Umbau besonders der Großunterneh­

men. Die Formen der Strukturveränderungen 

sind vieif<iltig und reichen von unterschied­

lichen Mustern der Dezentralisierung und 

Ausgründung von Unternehmensteilen über 

diverse Lean-Konzepte, bis hin zur Automa­

tisierung und Verringerung der Fertigungstie­

fe durch Verlagerung von Teilen der Produk­

tion auf Subunternehmen oder ins Ausland. 

Mögen Formen und Verlauf des Umbruchs 

vielfältig sein, die beinahe unausweichliche 

Folge ist ein auch zu Lasten der Nachwuchs­

ausbildung gehender Personalabbau vor al­

lem in Großbetrieben. Nachstehende Analyse 

ist ein Versuch, den Ursachen und Folgen der 

Verlagerungen von Erwerbstätigkeit und Be­

rufsausbildung in Richtung kleinerer Be­

triebsgrößen nachzugehen. 1 

Wegen der Qualität der Ausbildung in Groß­

betrieben und den dort erzielten Einkommen 

wird diese Entwicklung häufig kritisch beur­

teilt. Ob die betrieblich ausgebildeten Er­

werbstätigen diese Einschätzung teilen, oder 

eher andere, für Kleinbetriebe typische Be­

dingungen bevorzugen, soll durch den Ver­

gleich bei Betrieben unterschiedlicher Grö­

ßenklassen geprüft werden. 

Die Untersuchung wird sich besonders auf 

die subjektive Zufriedenheit der Erwerbstäti­

gen stützen. Ein solches Vorgehen erscheint 

angesichts der unterschiedlichen individuel­

len Präferenzen vorteilhafter als ein Versuch, 

die Qualität der Arbeit unabhängig vom Ur­

teil der Betroffenen messen zu wollen. Wie 

sich zeigen wird, bietet die Umschichtung 

zugunsten kleinerer Betriebseinheiten durch­

aus Chancen, einige der für Großbetriebe ty­

pischen Vorzüge durch mehr Arbeitsqualität 

auszugleichen. 

Die Auswertungen basieren auf der BIBB/ 

!AB-Erhebung des Jahres 1991192. 2 Sie er­

faßte mehr als 24 000 Erwerbstätige der alten 

Bundesländer; eine genügend große Fallzahl, 

um die Konsequenzen einer Verschiebung 
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von Berufsausbildung und Erwerbstätigkeit 

zu kleineren Betriebseinheiten hin grob ab­

zuschätzen. 

Wenn im folgenden etwas verkürzt von 

Klein- und Großbetrieben die Rede sein 

wird, so geht es genauer gesagt um die Pole 

eines sieben Größenklassen umfassenden 

Schemas, das von Kleinstbetrieben mit weni­

ger als fünf bis hin zu Großbetrieben mit 

I 000 und mehr Beschäftigten reicht. Da die 

Erwerbstätigen sowohl nach der Betriebsgrö­

ße ihres gegenwärtigen Beschäftigungsbe­

triebes als auch nach der ihres ehemaligen 

Ausbildungsbetriebes befragt wurden, wer­

den die Daten, wo es sinnvoll erscheint, in 

beide Richtungen aufbereitet. Zu berücksich­

tigen ist, daß es sich bei Betrieben defini-

tionsgemäß um örtliche Einheiten handelt. 

Unternehmen können sich daher aus einer 

Vielzahl von Betrieben unterschiedlicher 

Größe zusammensetzen; man denke hier nur 

an Großbanken mit ihren verzweigten Filial­

netzen. 

Berufsausbildung 

Was sich derzeit in der Metallindustrie als 

Rückzug der Großbetriebe aus der Berufs­

ausbildung darstellt, ist so neu nicht. Die 

Ausbildungsintensität der Großbetriebe war 

immer unterdurchschnittlich, und ihr Bedarf 

muß durch den steten Transfer der von Klein­

und Mittelbetrieben ausgebildeten Kräfte hin 

zu den Großbetrieben gedeckt werden. 3 Dort 

stellen sie im langjährigen Durchschnitt etwa 

ein Drittel der ausgebildeten Fachkräfte (in 

Betrieben mit I 000 und mehr Erwerbstäti­

gen werden zehn Prozent der Fachkräfte aus­

gebildet, aber 15 Prozent beschäftigt, vgl. 

Tab. I, Nr. I). Die defizitäre Berufsausbil­

dung der Großbetriebe wird durch die Aus­

bildung der übrigen Betriebe kompensiert. 

Sie bilden im Schnitt etwa acht Prozent mehr 

Fachkräfte aus als sie beschäftigen. 

Setzt sich diese Entwicklung dergestalt fort, 

daß die Großbetriebe ihre Berufsausbildung 

im bisherigen Maß abbauen und ihren Fach­

kräftebedarf künftig vermehrt aus dem von 

Klein- und Mittelbetrieben ausgebildeten 

Bestand schöpfen, so werden sich die Lasten 

der Berufsausbildung weiter zuungunsten 

letzterer verschieben. 4 

Tabelle 1: Berufsausbildung und Erwerbstätigkeit in Abhängigkeit von der Betriebsgröße (Angaben in Prozent) 

Zahl der Erwerbstätigen pro Betrieb 

# 0) 

·:? 0) $ $ '>' 
.s $ $ $ <§> 4Jq, Y,'(j <:s 

Nr. " " "> " 
1 Anteil in der Größenklasse ausgebildet (Summe 100 Prozent) Ausbil. (A) 11 21 28 10 15 5 10 

Anteil in der Größenklasse beschäftigt (Summe 100 Prozent) Besch. (B) 13 13 24 11 19 7 15 

2 Anteil der betrieblich Ausgebildeten Ausbil. (A) 26 28 36 43 so 49 52 
mit mittlerer Reife, Fachhochschul- und Hochschulreife Besch. (B) 37 37 36 41 42 41 38 

3 Anteil mit einem über den Lehrabschluß hinausgehenden beruflichen Ausbil. (A) 23 18 19 19 24 28 30 
Abschluß (Fach-, Fachhoch- und Hochschule) Besch. (B) 28 16 17 19 22 25 27 

4 Anteil derer, die ihre Berufsausbildung nicht beendet oder nicht Ausbil. (A) 6 5 4 3 3 1 2 
erfolgreich abgeschlossen haben Besch. (B) 4 3 4 4 4 3 4 

5 Anteil derer, die trotz einer betrieblichen Berufsausbildung Ausbil. (A) 14 12 11 10 7 6 8 
als Un- oder Angelernte tätig sind Besch. (B) 6 8 10 12 13 12 12 

6 Anteil derer, die aufgestiegen (ab Meister) oder selbständig sind Besch. (B) 59 22 21 20 21 19 19 

7 Anteil derer, die einen Berufswechsel vol lzogen haben Besch. (8) 34 21 27 33 36 37 42 

8 Anteil derer, die eine Entlassung befürchten Besch. (B) 5 5 5 6 5 5 5 

9 Anteil derer, die ein Einkommen über 5 000 DM haben Besch. (B) 20 11 19 21 24 25 32 

10 Anteil derer, die leicht eine ebenso gute Stelle finden können Besch. (B) 56 56 52 49 46 42 36 

11 Anteil derer, die noch "sehr viel" von den in der Lehre erworb. berufl. 
Kenntnisse u. Fertigkeiten bei der jetzigen Tätigkeit verwerten können Besch. (B) 45 46 39 32 31 30 26 
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Die BIBB/IAB-Erhebung bezog zwar keine 

Auszubildenden ein, doch gibt es einige re­

trospektive Fragen zur durchlaufenen Lehre, 

die sich für unsere Zwecke nutzen lassen und 

recht bemerkenswerte Einblicke in die unter­

schiedlichen Ausbildungsbedingungen m 

Klein- und Großbetrieben gewähren. 

Da einerseits Ausbildung und Beschäftigung 

in Großbetrieben von den Jugendlichen und 

ihren Eltern geschätzt werden, ist die Nach­

frage dort hoch. Und weil andererseits der 

Schulabschluß für die Betriebe ein wichtiger 

Hinweis auf die Qualifikation der Jugendli­

chen ist, wächst mit der Größe der Ausbil­

dungsbetriebe auch das Niveau der Schulab­

schlüsse (Tab. 1, Nr. 2 A). Entsprechend hoch 

ist dann der Anteil nach der Lehre erworbe­

ner weiterführender beruflicher Abschlüsse 

(Tab. 1, Nr. 3A). 

Vor dem Hintergrund des Gefälles allgemei­

ner und beruflicher Bildungsabschlüsse wird 

es verständlich, daß Ausbildungsahbrüche in 

Kleinbetrieben häufiger sind (Tab. 1, Nr. 4 A), 

auch wenn das sicher nicht der einzige 

Grund ist. Auffallend bleibt, daß die nach der 

Lehre einsetzenden Wanderungsbewegungen 

der Erwerbstätigen zwischen Klein- und 

Großbetrieben so verlaufen, daß Schulab­

schlußniveau und Abbrecheranteil in allen 

Größenklassen der Beschäftigungsbetriebe 

nahezu identisch sind (Tab. 1, Nr. 2 BI 4 B). 

Nur für die nach der Lehre erworbenen wei­

terführenden Abschlüsse gilt das nicht (Tab. 1, 

Nr. 3 A, B). Hier bleibt, wird von den ganz 

kleinen Betrieben abgesehen, ein Anstieg zu­

gunsten der Großbetriebe bestehen, auf des­

sen Ursache noch eingegangen wird. 

Ein besonders aufschlußreiches Ergebnis der 

Untersuchung ist die mit zunehmender Be­

triebsgröße deutlich fallende Verwertbarkeit 

der während der Ausbildung erworbenen 

Fertigkeiten und Kenntnisse (Tab. 1, Nr. 11): 

Denn von den Erwerbstätigen in Kleinbetrie­

ben kann knapp die Hälfte (45 Prozent) noch 

"sehr viel" von der in der Lehre vermittelten 

Kompetenz für die jetzige Tätigkeit verwer-

ten, während es in Großbetrieben nur ein 

Viertel ist (26 Prozent). 5 

Nun ließe sich behaupten, der Unterschied 

sei einfach Folge der defizitären Berufsaus­

bildung von Großbetrieben und der dar­

aus resultierenden Wanderungsbewegungen 

(Tab. 1, Nr. 7). Die andernorts erworbenen 

Kompetenzen wären also in Großbetrieben 

nicht mehr adäquat einsetzbar. Doch auch 

wenn das berücksichtigt wird, sei es, daß nur 

Erwerbstätige einbezogen werden, die kei­

nen Berufswechsel vollzogen haben, oder 

nur solche, bei denen Ausbildungs- und Be­

schäftigungsbetrieb noch identisch sind, oder 

nur diejenigen, deren Betriebsgrößenklasse 

unverändert blieb, in allen Fällen schätzen 

Erwerbstätige in Klein- und Mittelbetrieben 

die Verwertbarkeit der erworbenen Kenntnis­

se und Fertigkeiten deutlich günstiger ein. 

Das ist ein nahezu paradoxes Ergebnis, weil 

es in krassem Gegensatz zu der im Schnitt 

wesentlich anspruchsvolleren und kosten­

trächtigeren Berufsausbildung in Großbetrie­

ben steht, bei der doch eigentlich zu erwarten 

wäre, daß die vermittelten Qualifikationen 

nach der Ausbildung auch abgerufen 

werden.6 

Statt dessen weisen die Ergebnisse darauf 

hin, daß gerade Erwerbstätige mit überdurch­

schnittlicher Schulbildung und hoher, wäh­

rend der Ausbildung erworbener fachlicher 

Kompetenz, wie sie für Großbetriebe typisch 

sind, dort häufig keine ihrem Qualifikations­

niveau entsprechenden Tätigkeiten vorfinden. 

Auf einen solchen wenig adäquaten Einsatz 

verweist auch die in Großbetrieben unter­

durchschnittliche Zufriedenheit mit dem An­

forderungsniveau der ausgeübten Tätigkeit 

(Tab. 2, Nr. 8), auf die noch eingegangen 

wird. 

Ursache der mangelnden Verwertbarkeit des 

Erlernten dürfte aber nicht dessen Untaug­

lichkeit sein, sondern ein in Großbetrieben 

stärker ausgeprägtes Gefälle zwischen dem 

Umfang der erworbenen Kompetenz und de-

ren tatsächlicher Anwendung. Offenbar sind 

Kleinbetriebe hier flexibler, denn ihnen ge­

lingt es besser, Qualifikations- und Tätig­

keitsniveau aufeinander abzustimmen und 

damit den adäquaten beruflichen Einsatz der 

Beschäftigten zu fördern . 

Darauf verweist auch ein weiterer Umstand: 

Von den Selbständigen der Kleinbetriebe ist 

ein Teil in Großbetrieben ausgebildet wor­

den. Von ihnen kann, trotz des Wechsels, ein 

auffallend hoher Anteil (43 Prozent) noch 

sehr viel von der in der Berufsausbildung er­

worbenen Kompetenz verwerten. Das spricht 

noch einmal für die These, daß Großbetriebe 

zwar eine hochwertige Berufsausbildung bie­

ten, entsprechend strukturierte Tätigkeiten 

dort aber vergleichsweise rar sind. Erst als 

Selbständige gelingt es einem Teil der dort 

Ausgebildeten, ihre beruflichen Ansprüche 

einzulösen. 

Ursache der besseren Abstimmung von Qua­

lifikations- und Tätigkeitsniveau in Kleinbe­

trieben dürfte in erster Linie die weniger aus­

geprägte Arbeitsteilung sein. Sie bedingt ein 

reichhaltigeres Repertoire an komplexeren 

Arbeitszusammenhängen, unter denen leich­

ter eine den persönlichen Vorstellungen und 

Fähigkeiten gerecht werdende Auswahl ge­

troffen werden kann. 

Vermutlich nimmt langfristig der Wunsch 

nach höhere Kompetenz erfordernden Tätig­

keiten überhaupt zu. Dabei entfalten das 

wachsende schulische und berufliche Bil­

dungsniveau der Erwerbstätigen und eine 

komplexer werdende Arbeitswelt mit ent­

sprechend steigenden beruflichen Anforde­

rungen eine sich gegenseitig forcierende Dy­

namik. Die umfassenderen, mehr auf die Ei­

genverantwortung abstellenden Tätigkeiten 

führen nicht nur zu größerer Arbeitszufrie­

denheit, sondern im Ergebnis wohl auch zu 

einer höheren Arbeitsmotivation. In Umris­

sen werden hier bereits einige Schwierigkei­

ten deutlich, die zum Abbau groBbetrieb­

licher Strukturen beitragen. 
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Erwerbstätigkeit 

Es ist bekannt, daß vor allem in Groß- und 

Mittelbetrieben Erwerbstätige mit Lehrab­

schluß als Un- und Angelernte eingesetzt 

werden. Ihr Anteil ist dort etwa doppelt so 

groß wie in Kleinbetrieben (Tab. I, Nr. 5 B). 

Das dürfte u. a. mit der unterdurchschnitt­

lichen Ausbildung in Großbetrieben zusam­

menhängen und der daraus resultierenden 

Wanderung in Richtung der Großbetriebe. 

Denn Erwerbstätige mit beruflichem Ab­

schluß, die als Un- und Angelernte arbeiten, 

werden vor allem in Kleinbetrieben ausgebil­

det (Tab. 1, Nr. 5 A). 

Gelten als Aufstiegspositionen solche vom 

Meister an aufwärts (d. h. qualifizierte Ange­

stellte + Selbständige), so gibt es insgesamt 

wesentlich mehr Erwerbstätige, die über das 

Niveau ihres ersten beruflichen Abschlusses 

hinaus aufsteigen ( ca. 26 Prozent), als sol­

che, die absteigen. Und zwar sind die 

Aufstiegschancen weitgehend unabhängig 

von der Größe des Beschäftigungsbetriebes 

(Tab. I, Nr. 6), was den gängigen Erwartun­

gen widersprechen dürfte. Selbst die Chance 

für betrieblich Ausgebildete, in Spitzenposi­

tionen zu gelangen (Direktoren, Geschäfts­

führer, Betriebsleiter: ca. zwei bis drei Pro­

zent- hier ohne Selbständige), hängt von der 

Betriebsgröße kaum ab. 

Eine Ausnahme von der recht gleichmäßigen 

Verteilung der Aufsteiger ist nur bei Kleinst­

betrieben mit bis zu vier Erwerbstätigen fest­

zustellen. Dort ist ihr Anteil auffallend groß. 

Das liegt bei den zum Teil nur aus einer Per­

son bestehenden Betrieben vor allem an der 

hohen Rate von Selbständigen, deren Status 

hier generell als Aufstieg gewertet wurde. 

Die verbreitete Ansicht, Großbetriebe böten 

besonders gute Aufstiegschancen, läßt sich 

vermutlich auf die größere Zahl von Hierar­

chieebenen zurückführen, über die aufgestie­

gen werden kann; der in nahezu allen Be­

triebsgrößen identische Anteil von Aufstei­

gern rechtfertigt eine solche Auffassung je­

denfalls nicht. Bemerkenswert ist in diesem 

Zusammenhang, daß trotz gleicher Auf-

Stiegschancen die Zufriedenheit mit den Auf­

stiegsmöglichkeiten in Großbetrieben deut­

lich geringer als in Kleinbetrieben ist (Tab. 2, 

Nr. 3); auf die Gründe wird noch eingegan­

gen. 

Da das Niveau der allgemeinbildenden Ab­

schlüsse in allen Betriebsgrößenklassen der 

Beschäftigungsbetriebe nahezu identisch ist, 

wäre eigentlich zu erwarten, daß auch das 

Niveau der über eine Lehre hinausgehenden 

beruflichen Abschlüsse sich gleichmäßig 

über die Betriebsgrößenklassen verteilt. Das 

trifft indes nicht zu, vielmehr nimmt die 

Quote derer, die einen weitergehenden Ab­

schluß erwarben (Fach-, Fachhoch- oder 

Hochschulabschluß), mit wachsender Be­

triebsgröße zu (Tab. I, Nr. 3 B). Besonders 

auffallend ist der Unterschied bei den Aufge­

stiegenen. Beträgt der Anteil weiterführender 

beruflicher Abschlüsse unter den Aufsteigern 

in Kleiostbetrieben (bis vier Erwerbstätige) 

43 Prozent, so sind es in Großbetrieben 62 

Prozent. Vermutlich sind dafür nicht nur 

anders zugeschnittene Aufgaben verantwort-

Tabelle 2: Zufriedenheit der Erwerbstätigen in Abhängigkeit von der Betriebsgröße (Angaben in Prozent) 

Zahl der Erwerbstätigen pro Betrieb 

0) 
'b< 0) $ $ .s $ $ $ .§> """() <:S 

Nr. Anteil derer, die sehr zufrieden sind .... "' <? .... 

1 mit der beruflichen Tätigkeit insgesamt Besch. (B) 41 36 33 30 31 31 31 

2 mit dem Einkommen Besch. (B) 14 13 14 12 12 14 13 

3 mit den Aufstiegsmöglichkeiten Besch. (B) 16 14 12 10 9 10 7 

4 mit dem Betriebsklima Besch. (B) 54 46 39 34 31 30 31 

5 mit der Art und dem Inhalt der Tätigkeit Besch. (B) 43 39 33 30 29 27 28 

6 mit räumlichen Verhältnissen und Umfeld des Arbeitsplatzes Besch. (B) 37 33 28 24 26 24 23 

7 mit dem Arbeitsdruck und der Arbeitsbelastung Besch. (B) 17 14 12 10 10 8 9 

8 mit den Möglichkeiten, die eigenen Fähigkeiten anzuwenden Besch. (B) 35 32 26 24 23 21 20 

9 mit den Möglichkeiten, sich weiterzubilden und hinzuzulernen Besch. (B) 20 15 15 13 14 15 17 
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lieh. Vielmehr scheint gerade der bei Groß­

betrieben typische, über mehrere Hierarchie­

ebenen sich vollziehende Aufstieg, einer zu­

sätzlichen, außerbetrieblichen Rechtferti­

gung zu bedürfen. 

Nicht ganz den üblichen Erwartungen dürfte 

entsprechen, daß die betrieblich ausgebilde­

ten Erwerbstätigen ihr Arbeitsplatzrisiko in 

allen Betriebsgrößenklassen gleich hoch ein­

schätzen. Das Sicherheitsgefühl in Großbe­

trieben ist daher nicht ausgeprägter als in 

Kleinbetrieben (Tab. l, Nr. 8). Auch wenn 

diese Einschätzung der Arbeitsplatzsicher­

heit der Realität entspricht, was leider nicht 

überprüft werden kann, so dürften alles in 

allem die gebotenen materiellen Vorteile in 

Großbetrieben überwiegen. 

Insbesondere die Verdienstchancen sind we­

sentlich günstiger. Denn in Großbetrieben 

bezieht ein erheblich höherer Anteil mehr als 

5 000 DM (Tab. 1, Nr. 9). 7 Da im Regelfall 

auch Betriebsrenten und andere Soziallei­

stungen gewährt werden, ist einsichtig, war­

um nur etwa ein Drittel der dort Tätigen der 

Überzeugung ist, es sei leicht, eine vergleich­

bar gute Stelle wiederzufinden, während in 

Kleinbetrieben mehr als die Hälfte diese An­

sicht vertritt (Tab. 1, Nr. I 0). 

Zufriedenheit der 
Erwerbstätigen 

Ein wesentlich ungünstigeres, mit den ge­

nannten Vorzügen der Großbetriebe schwer 

zu vereinbarendes Bild entsteht, sobald nach 

der Zufriedenheit der betrieblich Ausgebilde­

ten gefragt wird. Denn mit steigender Be­

triebsgröße fällt die Zufriedenheit hinsicht­

lich beinahe aller erfragten Aspekte der Be­

rufstätigkeit zum Teil beträchtlich (Tab. 2, 

Nr. 2- 9). 

Die Erwerbstätigen wurden außer nach Ein­

zelaspeklen ihrer Tätigkeit auch nach der Zu­

friedenheit insgesamt gefragt. 

Daher läßt sich ermitteln, welche Aspekte 

den größten Einfluß auf die Gesamtzufrie­

denheit haben. An der Spitze stehen ,,Art und 

Inhalt der Tätigkeit" (Tab. 2, Nr. 5), gefolgt 

von der "Möglichkeit, die eigenen Fähigkei­

ten anzuwenden" (Tab. 2, Nr. 8) und vom 

"Betriebsklima" (Tab. 2, Nr. 4). Die in der 

Tabelle nicht gesondert ausgewiesene Span­

ne der durchschnittlichen Zufriedenheit zwi­

schen den Groß- und den Kleinbetrieben be­

trägt gut zehn Prozent. Je mehr Beschäftigte 

im Betrieb, desto geringer also die durch­

schnittliche Zufriedenheit mit drei zentralen, 

die Arbeitsmotivation nachhaltig prägenden 

Tätigkeitsaspekten. 

Mag das schon schwer zu begreifen sein, so 

werden die Zusammenhänge noch unver­

ständlicher, sobald wir uns in Erinnerung ru­

fen, daß es gerade die in Großbetrieben Be­

schäftigten waren, die häufiger glaubten, ei­

ne ebenso gute Stelle wie ihre jetzige, nicht 

so leicht wiederfinden zu können (Tab. 1, 

Nr. 10). Warum sie gleichzeitig mit beinahe 

allen Aspekten ihrer Tätigkeit unzufriedener 

als die Erwerbstätigen in Kleinbetrieben 

sind, ist schwer einzusehen. 

Der Widerspruch läßt sich nur auflösen, 

wenn unterstellt wird, daß beides wenig mit­

einander zu tun hat. Das äußere Gefälle zwi­

schen den Betriebsgrößenklassen hinsicht­

lich der sozialen Gratifikationen, zumal der 

Einkommen, ist dann zwar für den Verbleib 

im Großbetrieb maßgebend, zur Zufrieden­

heit der Beschäftigten innerhalb des Betrie­

bes trägt es aber - im Gegensatz zu den ge­

nannten Arbeitsbedingungen - kaum bei. Ei­

ne solche zwischen innen und außen unter­

scheidende Perspektive ist, wie sich noch 

deutlicher zeigen wird, ein durchaus tragfahi­

ger Erklärungsansatz zur Lösung des Dilem­

mas. 

Denn blicken die in Großbetrieben Beschäf­

tigten hinaus auf kleinere Betriebe, dann se­

hen sie recht genau, daß sie eine privilegierte 

Stellung innehaben, und sie sagen daher 

auch, daß es nicht leicht sein dürfte, eine ent­

sprechende wiederzufinden. Wenden sie ih­

ren Blick jedoch nach innen, so wechselt ihr 

Maßstab, und es fallt ihnen die große Spann­

weite der Arbeitsbedingungen, der Gehalts­

und Statuspositionen ins Auge, sowie die 

weite Distanz, die sie von den eigentlichen 

Spitzenpositionen trennt. 8 Hier dürfte auch 

der Grund für die größere Unzufriedenheit 

mit den Aufstiegschancen (Tab. 2, Nr. 3) zu 

suchen sein, die sich von denen in Kleinbe­

trieben faktisch kaum unterscheiden. 

Wird ein solches hierarchisches Gefälle als 

emotional belastend empfunden, weil es die 

eigene Bedeutung relativiert und ein Gefühl 

der Distanz, mangelnder Geborgenheit und 

Einflußlosigkeit hervorruft, dann sind auch 

Engagement und Zufriedenheit beeinträch­

tigt, und es wird verständlicher, warum sie 

gerade in Großbetrieben geringer sind. Die 

besonders ungünstige Bewertung des Be­

triebsklimas (Tab. 2, Nr. 4) unter den erfaßten 

Zufriedenheitsaspekten ist wohl der präzise­

ste Hinweis auf eine schwächere Identifika­

tion bei den eher "zentralistisch" organisier­

ten Großbetrieben. 

Ein zweiter, ergänzender Ansatz zur Erklä­

rung der Zufriedenheitsunterschiede zwi­

schen den Betriebsgrößen stützt sich, statt 

auf den hierarchischen Aufbau der Großbe­

triebe, auf ihre Tätigkeits- und Aufgaben­

strukturen. Der Ansatz wurde bereits genutzt, 

um die in Groß- und Kleinbetrieben unter­

schiedliche Verwertbarkeit während der Leh­

re erworbener Fähigkeiten zu erklären. Er 

ging von der Überlegung aus, daß es in Groß­

betrieben weniger gut gelingt, betriebliche 

Anforderungen und persönliche Kompetenz 

aufeinander abzustimmen. 

Diese mangelnde Kongruenz von Anforde­

rungen und Kompetenzen, die bei den Be­

fragten in der Feststellung mündet, wenig 

vom Erlernten nutzen zu können, hat auf 

emotionaler Ebene Folgen in Form reduzier­

ter Arbeitszufriedenheit Sie prägt sich vor 
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allem in der Unzufriedenheit mit den wahr­

zunehmenden Tätigkeiten aus und den gerin­

gen Möglichkeiten, die eigenen Fähigkeiten 

ausschöpfen zu können. Fällt es in Großbe­

trieben aber schwerer, die unterschiedlichen 

individuellen Fähigkeiten angemessen zu be­

rücksichtigen, dann werden ihre Anstrengun­

gen, die für die Produktivität wichtiger wer­

dende Motivation, Kompetenz und Lei­

stungsbereitschaft der Mitarbeiter zu nutzen, 

weniger erfolgreich sein als die von Kleinbe­

trieben.9 

Konsequenzen mangelnder 
Zufriedenheit 

Die naheliegende Annahme, Großbetriebe 

unternähmen keine Anstrengungen, solchen 

Tendenzen entgegenzuwirken, ist sicher 

falsch. Es gibt, ganz im Gegenteil, ein reich­

haltiges, gerade von Großbetrieben genutztes 

Repertoire an Mitteln und Methoden, Mitar­

beiter enger an das eigene Unternehmen und 

dessen Ziele zu binden und ihre Arbeitsbe­

dingungen zu verbessern. 

Da Existenz und Einsatz solcher Methoden 

aber auch Hinweise auf die Virulenz beste­

hender Mängel und Unzulänglichkeiten sind, 

so dürfte, selbst wenn es gelingt, sie zu kom­

pensieren, der erforderliche Aufwand mit 

wachsender Betriebsgröße zunehmen. Vor 

diesem Hintergrund wird verständlicher, 

warum bei der Suche nach Produktivitätsre­

serven und effizienteren Unternehmensstruk­

turen gerade in Großbetrieben die Zahl der 

Beschäftigten seit mehreren Jahren sinkt. 

Das darin sich niederschlagende Bemühen, 

die Produktivität auch durch den Abbau der 

Arbeitsteilung zu fördern, wird nicht nur 

durch einen verschärften Wettbewerb, son­

dern auch durch die gewachsenen schuli­

schen und beruflichen Qualifikationen der 

Erwerbstätigen gestützt. 

Solche vermehrt auf individuelle Kompetenz 

setzenden Strukturveränderungen sind indes 

nicht unabhängig von starken Strömungen in 

den Industriegesellschaften zu sehen. Sie 

werden getragen von einer zunehmenden In­

dividualisierung, dem Verlangen nach Au­

thentizität und Selbstverwirklichung, sowie 

dem Bedürfnis nach Geborgenheit und sinn­

erfüllten Arbeitszusammenhängen. 10 

Derartige Individualisierungsschübe bringen 

großbetrieblich organisierte Unternehmen 

von zwei Seiten in Bedrängnis: Die Nachfra­

ge nach ihren in Großserien äußerst effizient 

erstellten Produkten und Dienstleistungen 

sinkt, weil deren Uniformität und geringe 

Anpassungsmöglichkeit den individueller 

werdenden Kundenwünschen nicht mehr 

entspricht. Gleichzeitig lehnen es die zu­

nehmend besser qualifizierten Erwerbstäti­

gen ab, sich mit den stark arbeitsteilig orga­

nisierten Tätigkeitsabläufen in Großbetrie­

ben zu arrangieren, und deren Anonymität, 

geringere Flexibilität und mangelnde Be­

rücksichtigung individueller Fähigkeiten und 

Vorstellungen zu akzeptieren. 

Einige Ergebnisse unserer Untersuchung ver­

weisen auf solche sich ändernden Rahmen­

bedingungen. Das gilt vor allem für die aus­

geprägte Orientierung der beruflichen Zu­

friedenheit an den Inhalten der Berufstätig­

keit, an der Möglichkeit hinzuzulernen, am 

Wunsche, die eigenen Fähigkeiten ausschöp­

fen zu können, und am Betriebsklima. Selbst 

bei der Verwertbarkeit des in der Ausbildung 

Erlernten geht es nur bedingt um dessen 

praktischen Einsatz. Die für Kleinbetriebe 

typische hohe Verwertbarkeit und Zufrieden­

heit weisen vielmehr auf eine größere Über­

einstimmung von erworbener beruflicher 

Identität und betrieblichen Anforderungen 

hin. Und das bedeutet nichts anderes als eine 

größere Chance zur beruflichen Selbstver­

wirklichung. 

Angesichts dieser Tendenzen sollte der ab­

nehmende Anteil von Erwerbstätigen in 

Großbetrieben und ihr Rückzug aus der Be­

rufsausbildung nicht nur negativ beurteilt 
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werden, mag auch der Verlust an Ausbil­

dungsplätzen in der augenblicklichen Situa­

tion schwer zu verkraften sein. Denn um die 

Zukunft großbetrieblicher Strukturen dürfte 

es langfristig weniger gut bestellt sein. Ein 

positiver Aspekt dieser Entwicklung ist aber 

sicher die größere Berufszufriedenheit der 

betrieblich ausgebildeten Erwerbstätigen, 

wie sie typischer eben für Klein- und Mittel­

betriebe ist. 

Anmerkungen: 

1 Allein im Zeitraum 1985-1994 nahm die Zahl der 

Beschäftigten in Betrieben mit 500 und mehr Beschäf­

tigten insgesamt um gut zehn Prozem ab (Beschäftig· 

tenstatistik: Anteil 1985: 28,80 Prozem; Anteil 1994: 

25,74 Prozent; Veränderung 1985-1994: 25,74/28,80 

= 89,4 Prozent, das ist eine Abnahme um 10,6 Pro ­

zent). Vgl. zu dieser Thematik: o. V.: Ursa chen f ür den 

Trend zu klein eren Betrieben. In : Beiträge zur Ar· 

beitsmarkt· und Berufsforschung, Nr. 42.10, lAB· 

Kurzbericht vom 2. 12. 1988; 1989, S. 153 I Leicht, 

R. ; Stockmann , R.: Der langfristige Bedeutungs- und 

Funktionswandel kle iner Betriebe; Institut für Miuel­

standsforschung (Hrsg.), Mannh eim , 1993; Crame1; 

U. : Klein- und Mille/betriebe - Hoffnungsträger der 

Beschäftigungspolitik ? In: Miueilun gen aus der Ar­

beitsma rkt- und Berufsfo rschung, 20, ( / 987) I, S. 15; 

Autorengemeinschaft " IAB-Betriebspane/" (Bell­

mann, L. et al.) Beschäftigungstrends und Geschäfts­

erwa rtungen in der westdeutschen Wirtschaft. In: Ma ­

terialien aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfo rschung 

- Nr. 411995- S. 5-6. Der zu hohe Personalbestand 

war sowohl 1994 als au ch 1995 allein bei Betrieben 

mit 500 oder mehr Beschäftigten unter den 11 ausge­

wiesenen Problemen das größte. Die Beschäftigungs­

erwartungen für die fünf nächsten Jahre fallen daher 

wn so negativer aus, je größer die Zahl der Beschäf­

tigten pro Betrieb ist. Die derzeit bei Groß betrieben 

ablaufenden Schrumpfungsprozesse sind auch um­

kehrbar. Wie Untersuchungen des In stituts fiir Miuel­

standsforschung belegen, verliefen die Verschiebun ­

gen innerhalb der Betriebsgrößenklassen in den ver­

gangenen hundert Jahren in Deutschland eher wei­

Jenfö nnig. Vgl.: Leicht, R. ; Stockmann, R.: Der lang­

fristige .. . , a. a. 0. 
1 Vgl. zur Kon zeption der Erhebung die Einleitung 

in: Jansen, R. ; Stooß, F (Hrsg.): Qualifikation und 

Erwerbssituation im geeinten Deutschland. BIBBI 

JAß-Erh ebung 1991192; Ber/in , Bonn: Bundesinsti­

tut für Beruf sbildung, 1993. - Ausgewertet wurden 

hier nur die Daten der westdeutschen Erwerbstäti -

gen. 
1 Vgl. von Henninges, H.: Die berufliche, sektorale 

und statusmäßige Umverteilung von Facharbeitern. 

Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(ßeitrAB 182), Niirnberg 1994 



4 Der gegenwärtig festzustellende Rückgang der Be­

rufsausbildung deutet nicht zwingend auf einen lang­

fris tigen Abbau der Ausbildung in Großbetrieben hin, 

sondern ist möglicherwe ise nur ein vorübergehendes 

Phänomen, ein Mittel, den Beschäftigungsabbau f ür 

die Belegschaft ., schmerzloser", d. h., mit möglichst 

wenigen Entlassungen vonstatten gehen zu lassen, in ­

dem auf Einstellungen, und sei es die von Auszubil­

denden, verzichtet wird. 
5 Vgl. da zu au ch Pfeijfe 1; F. ; Blech inge1; D.: Ven vert­

barkeit der Berufsausbildung im technischen Wandel; 

ZEW-Wirtschaftsanalysen Bd. 3, / 995 
6 Vgl. Lempert, W. ; Thomssen, W. : Berufliche E1jah­

ru ng und gesellschaft liches Bewußtsein , Stuttgart 

1974, S. / 34 ff Die Autoren kommen zu den1 Ergebnis, 

... daß die Anwendungsmög lichkeit von Qualifika­

tionen um so geringer ist, j e größer das bis zur gegen­

wärtigen Tätigkeit akkumulierte Wissen und Können 

ist . .. " Das trifft sicher für einzelne Qualifikations ­

elemente zu, da deren Anteil bei wachsendem Qua/ifi­

kationswnfang notwendig abnimmt. Ob jedoch auch 

der Anteil erworbener aber nicht an wendbarer Quali­

fikationen bei wachsendem Qua/ifikationswnfang 

wachsen muß , ist durchaus fraglich und hängt wohl 

ganz entscheidend von der Struktur der Arbeitsplätze 

ab. Da mit steigender Positionshöh e im Betrieb oder 

auch mit wachsendem beruflichen Abschlußn iveau 

die Zufriedenheit mit den "Möglichkeiten, die eige ­

nen Fähigkeiten anzuwenden" zunimmt ( BIBB I IAB­

Erhebung }, so läßt das eher den Schluß zu, daß höher 

Qualifizierte - zumindest subjektiv - den Eindruck 

haben, einen größeren Teil ih rer Qualifika tionen ver­

werten zu könn en. 
7 Der in der Tab. I etwa dreimal so hohe Anteil von 

über 5 000 DM verdienenden betrieblich ausgebilde­

ten Erwerbstätigen in Großbetrieben kommt vor al­

lem durch den vergleichsweise geringen Anteil von 

Frauen in Großbetrieben zustande, die typischerweise 

geringere Einkommen haben. 
8 Ein e solche, auf die größere Spannweite der Tätig­

keitsbedingungeil und Gratifikationen aufbauende 

These zur Erklärung der geringeren Zufriedenheit in 

Großbetrieben ist allerdings auf eine gewisse Asym­

metrie angewiesen. Und zwar muß für die Zufrieden­

heit die Distan z zur Spitzenposition - das heißt die 

Zahl der über der eigenen Position liegenden Hierar­

chieebenen - ausschlaggebender sein . als die unter 

der eigenen Positionen liegenden. Eine Mittelposition 

in einem Großbetrieb, mit ein er langen Kette hierar­

chischer Abstufungen , wäre daher der Zufriedenheit 

abträg/iche1; als ein e Mittelposition in einem identi­

schen Betrieb mit geringerer hierarchischer Staffe­

hmg. - Ausschlaggebend für Zufriedenheitsunter­

schiede zwischen Klein - und Großbetrieben wäre so­

mit die in Großbetrieben regelmäßig größe re Zahl 

von Hierarchieebener1. 
9 Vermutlich bestehen in Großbetrieben, wegen der 

schwierigeren Kontrolle, auch größere Mög lichkeiten 

des Mißbrauch s von solchen fü r die Effizienz der Ar­

beit wichtigen Freiräumen. 
10 Vgl. Heidenreich, M.: Die subjektive Modern isie­

rung fo rtgeschrittener Arbeitsgese/lsc/wften. in: So­

ziale Welt, Heft I, 1996, S. 25; Taylor, C.: Das Unbe­

hagen an der Moderne, Frankfurt I M. / 995 

Berufsbildung 
. 
1m Lernortverbund 

der Not oder . 
e 1 n e 

. 
w1e man aus 

machen Tugend kann 

Lutz Bauermeister 

Hauptgeschäftsführer des 

Allgemeinen Wirtschafts­

verbands Wilhelm shaven-

Friesland e. V. , Hauptge-

schiiftsfiihrer NORD-WEST­

METALL, Verband der Me-

taUindustriellen des Nord-

westlichen Niedersachsens 

e. V., Geschäftsführer der 

., Expo am Meer GmbH", 

Vorsitzender des Beirats im 

Modellversuch GoLo 

Felix Rauner 

Prof Dr. , Universität Bre­

men, Institut Technik und 

Bildung /TB, Abt. Berufs­

pädagogik/ Elektrotechnik, 

u. a. Projektleiter der wis-

senschaftliehen Beg leitung 

für den Modellversuch 

GoLo 

ln der Region Wilhemshaven ist im 

Bereich der industriellen Metall- und 

Elektroberufe durch den Modellver­

such "GoLo" ein regionaler Berufs­

bildungsdialog angestoßen worden. 

Ausbildung wird dort im Verbund 

von Klein- und Mittelunternehmen 

in enger Verbindung mit der Berufs­

schule von Ausbildern und Lehrern 

gemeinsam konzipiert und durchge­

führt. Dabei ergänzen sich die ver­

schiedenen Berufsbildungspartner 

in der Ausbildung, daß ihre Schwä­

chen weitestgehend ausgeglichen 

werden und die Nutzung der jeweili­

gen Stärken zu einer qualitativen 

Verbesserung der Ausbildung führt. 

Das Wilhelmshavener Beispiel zeigt, 

wie die Umsetzung der Leitidee ei­

ner gestaltungsorientierten Berufs­

bildung mit Hilfe von integrierenden 

Lern- und Arbeitsaufgaben im Lern­

ortverbund gelingen kann. 

Die schwierige 
Ausgangssituation 

In einem vom Bundesministerium für Bil­

dung, Wissenschaft, Forschung und Techno­

logie und dem Land Niedersachsen geförder­

ten Modellversuch wird unter den besonders 

schwierigen Bedingungen des wirtschaftli­

chen Strukturwandels der Küstenregion Wil­

helmshaven ein neues Ausbildungsmodell er­

probt. Hinter dem Kürzel "GoLo" verbirgt 

sich das Projekt "Gestaltungsorientierte Be­

rufsbildung im Lernortverbund". 1 

BWP 25/1996/6 • Fachbeiträge 9 



Es umfaßt einen Wirtschaftsmodellversuch, 

an dem alle ausbildenden kleinen und mittle­

ren Unternehmen (ohne Handwerk) der Stadt 

Wilhelmshaven und einige Betriebe aus dem 

Umland teilnehmen, sowie einen BLK-Mo­

dellversuch, der es ermöglicht, die örtliche 

Berufsschule in das Lernortverbundprojekt 

einzubeziehen. Ausgewählt wurden Indu­

strieberufe der Berufsfelder Metall- und 

Elektrotechnik. 

bildungsplatz dann ein besonderes Engage­

ment, um den Ausbildungserfolg zu sichern. 

Nicht selten müssen Leistungsschwächen, 

die aus der vorangegangenen Schulkarriere 

resultieren, durch Fördermaßnahmen ausge­

glichen werden. Unterdurchschni ttliche Prü­

fungsergebnisse werden vor allem von den 

Kleinbetrieben als imageschädigend einge­

stuft. In einer solchen Situation ist es dann 

nur ein kleiner Schritt zum Ausstieg aus der 

Ausbildung. 3 

Charakteristisch für die Region Wilhelmsha­

ven ist der relativ große Anteil an Ausbil­

dungsverhältnissen in öffentlichen Unterneh­

men. Hier wird ein Problem sichtbar. Die 

Ausbildungsplätze in diesen Unternehmen 

sind für die Schulabgänger und deren Eltern 

attraktiv, da eine gewisse Chance besteht, 

nach der Berufsausbildung eine Beschäfti­

gung im öffentlichen Dienst zu erhalten und 

die Ausbildung nicht nur umfassend im Sin­

ne der Berufsbilder ist, sondern darüber hin­

aus auch durch hauptamtliche Ausbilder auf 

einem hohen fach lichen Niveau gestaltet 

wird. Diese weitgehend "verschulte" Berufs-

ausbildung führt aus der Sicht der beteiligten 

öffentlichen Unternehmen zu zwei Schwie­

rigkeiten. Es kann zu weitreichenden Über­

schneidungen im Lehr-, Lernangebot der Be­

rufsschule kommen, wenn Ausbilder und 

Lehrer nicht sehr eng miteinander kooperie­

ren. Des weiteren besteht das Image einer 

praxisfernen Ausbildung, was zu Vermitt­

lungsproblemen auf dem Arbeitsmarkt füh­

ren kann. Ein Dienststellenleiter formulierte 

dies so: "Welcher Betrieb will schon einen in 

einer Bundesbehörde ausgebildeten Kommu­

nikationselektroniker einstellen, der während 

seiner Ausbildung nie einen für den Markt 

,produzierenden Betrieb' von innen gesehen 

hat." 

Ein Problem besteht schließlich auch darin, 

daß es bei einer so heterogenen Betriebs­

struktur, wie sie in Wilhelmshaven vor­

herrscht, die Kooperation zwischen dem 

Lernort Betrieb und dem Lernort Schule be­

sonders schwierig ist. 4 Da es weder zu den 

dienstlichen Aufgaben eines Berufsschulleh­

rers noch eines Ausbilders gehört, die dual 

verfaßte Berufsausbildung auch kooperativ 

Der Strukturwandel in der Region Wilhelms­

haven ging und geht mit einem starken Ab­

bau von industriellen Arbeitsplätzen einher. 

Das große und bekannte Unternehmen 

Olympia wurde 1993 geschlossen. Für die 

kleinen und mittleren Unternehmen stellt 

sich die Frage, ob sie ihren Bedarf an Fach­

kräften in den Berufsfeldern Metall- und 

Elektrotechnik über eine eigene Berufsaus­

bildung oder über den Arbeitsmarkt decken 

sollen. Die Versuchung, sich angesichts einer 

relativ hohen Arbeitslosenrate die Fachkräfte 

auf dem Arbeitsmarkt zu suchen, anstatt in 

eine eigene Berufsausbildung zu investieren, 

ist groß. Aus der jeweils spezifischen be­

triebswirtschaftlichen Sicht der kleinen Be­

triebe stellt sich außerdem das Problem, daß 

die in den Ausbildungsrahmenplänen festge­

legten Ausbildungsinhalte nicht immer im 

Einklang mit den betrieblichen Aufgaben ge­

bracht werden können. Da hauptamtliche 

Ausbilder in den kleinen und mittleren Un­

ternehmen (KMU) nur sehr begrenzt zur Ver­

fügung stehen, kann die Neigung von Betrie­

ben, die Ausbildung aufzugeben, durchaus 

nachvollzogen werden. 2 

Abbildung 1: Ergebnis der Stärken-Schwächen-Analyse der beteiligten Betriebe 

Auf der Seite der Ausbildungsplatzsuchen­

den wird diese Situation durchaus richtig ein­

geschätzt. In ihrer Wertschätzung rangieren 

Kleinbetriebe eher am unteren Ende der Be­

liebtheitsskala auf der Suche nach einem 

Ausbildungsplatz. Dieses Imageproblem 

kann vom Einzelbetrieb nur selten allein ge­

löst werden. Es entsteht ein Teufelskreis. Ab­

solventen mit schwächeren Schulleistungen 

bemühen sich häufiger bei KMU um einen 

Ausbildungsplatz. Dies erfordert vom Aus-

Systematische und umfassende Ausbil­
dung entsprechend den Berufsbildern, 

unterstützende theoretische Unterwei­
sung 

Stärken 

Ausbildung im Arbeitsprozeß, Quali­
fizierung für den (nichtöffentlichen) 
Arbeitsmarkt 

Stärken 
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Imageprobleme der Ausgebildeten bei 
ihrer Bewerbung im produzierenden 
und weiterverarbeitenden Gewerbe, 

Defizite arbeitsprozeßbezogener Qua­
lifikationen 

Schwächen 

Klein- und Mittelbetriebe: 

• keine hauptamtlichen Ausbilder, 
• Imageprobleme bei Schulabgängern, 
• Schwierigkeiten bei der Realisierung 

einer vollständigen Ausbildung 

Schwächen 



auszugestalten, ist es eher der Norrnalfall, 

daß die beiden "Partner" der dualen Berufs­

ausbildung nur abstrakt auf großem Umwege 

über die auf Bundesebene abzustimmenden 

Ordnungsmittel (Ausbildungsordnung und 

KMK-Rahmenplan) miteinander vermittelt 

sind. Der über das Berufsbildungsgesetz eta­

blierte Berufsbildungsdialog hat auf Bundes­

ebene sicher eine von vielen Ländern als vor­

bildlich eingeschätzte Qualität erreicht. Soll 

der Berufsbildungsdialog zwischen den an 

der Berufsbildung Beteiligten über die Ebene 

der Berufsbildungsforschung und -planung 

auf Bundesebene hinaus auch seine positive 

Wirkung auf die unmittelbar die Berufsbil­

dung tragenden Akteure erreichen, dann bie­

tet das Konzept des Lernortverbundes viele 

und effektive Handlungsrahmen an. 5 

Lernortverbund: 
das Beispiel Wilhelmshaven 

Alle Ausbildungsbetriebe sowie die Berufs­

schule der Region Wilhelmshaven beteiligen 

sich in einem Modellversuch in den Berufs­

feldern Metall- und Elektrotechnik am Lern­

ortverbund. Ziel des Verbunds ist, die duale 

Berufsbildung als eine kooperative zu gestal­

ten, bei der die beteiligten Ausbildungsbe­

triebe und die Berufsschule 

• ihre jeweiligen Stärken einbringen und 

• im Verbund ihre Schwächen ausgleichen 

können. 

Dieses "Geben und Nehmen" orientiert sich 

am gemeinsamen Ziel, die Berufsbildung in 

denjeweiligen Berufen umfassend und quali­

fiziert im Sinne einer modernen gestaltungs­

orientierten Berufsbildung zu organisieren, 

so wie es die Ständige Konferenz der Kultus­

minister (KMK) 1991 für die Berufsschule 

festgelegt hat: "Damit will sie zur Erfüllung 

der Aufgaben im Beruf sowie zur Mitgestal­

tung der Arbeitswelt und Gesellschaft in so­

zialer und ökologischer Verantwortung befä­

higen." 

Da diese Zielstellung in besonderer Weise 

mit einer modernen Unternehmenskultur, 

dem "lernenden Unternehmen", korrespon­

diert, verbindet die beiden Lernorte ein weit­

gehend übereinstimmender Bildungs- und 

Qualifizierungsauftrag. 6 

Die öffentlichen Betriebe des Lernortver­

bunds in Wilhelmshaven haben ihre Ausbil­

dung für Auszubildende aus den produzie­

renden Betrieben für solche Ausbildungspha­

sen geöffnet, für die sie selbst hervorragend 

ausgestattet sind und die zugleich von den ar­

beitsprozeßnahen Ausbildungsbetrieben nur 

mit großem Aufwand abgedeckt werden kön­

nen. 

Umgekehrt öffnen sich die produzierenden 

Betriebe für arbeitsprozeßbezogene Ausbil­

dungsprojekte, in denen die Auszubildenden 

neben den fachlichen Qualiftkationen in be­

sonderer Weise betriebliche Erfahrungen 

produktionsnah sammeln können. 

Wie sieht in der Praxis der auf der Basis ei­

ner Stärken- und Schwächenanalyse basie­

rende Lernortverbund aus? 

In der Praxis kristallisieren sich bei der 

Arbeit im Modellversuch "GoLo" zwei 

Schwerpunkte in der Gestaltung der Arbeits­

und Lernvorhaben heraus: 

• Ausbildungsprojekte, in deren Zentrum 

konkrete Arbeitsaufträge aus den beteiligten 

Unternehmen stehen und die nach den Krite­

rien einer gestaltungsorientierten Ausbildung 

von den beteiligten Ausbildern und Lehrern 

(der Projektkonferenz) gemeinsam geplant 

werden. 

• Projekte, die mit den Möglichkeiten der 

Fachräume, Labore und Lehrwerkstätten der 

Berufsschule und (Groß-)Betriebe realisiert 

werden und einen eher systematischen Bei­

trag zu einer vollständigen Ausbildung (im 

Sinn der Ausbildungsverordnung) leisten sol­

len. 

Zu beiden Schwerpunkten wird ein im Lern­

ortverbund GoLo durchgeführtes Projekt 

vorgestellt werden. 7 

Ein Beispiel für die erste Variante ist das Ar­

beits- und Lernvorhaben "Pumpeninstandset­

zung", das in den Metallberufen Industrie­

mechaniker, Fachrichtungen Betriebstechnik 

und Maschinen- und Systemtechnik durch­

geführt wurde. 

Die Kurverwaltung Wangerland GmbH, seit 

August 1995 Mitglied im Modellversuch 

(Abb. 2), betreibt unter anderem Hallenbäder 

in Hooksiel und in Horumersiel. In diesen 

Hallenbädern wurden in den letzten Jahren in 

größerem Umfang spezialisierte Pumpen­

und Steuerungstechniken eingesetzt. Das 

führte dazu, daß der Betrieb seine Ausbil­

dung im Beruf des Industriemechanikers, 

Fachrichtung Betriebstechnik eingestellt hat, 

da er im Sinne des Rahmenlehrplans nicht 

mehr vollständig ausbilden konnte. 

Nach Jahren ohne Ausbildung hat sich nun 

der Betrieb entschlossen, diese wieder aufzu­

nehmen. Ausschlaggebend hierfür war die 

Möglichkeit, an der Verbundausbildung im 

Modellversuch "GoLo" ab dem I. 8. 1995 

(Ausbildungsbeginn) teilzunehmen. 

Auszubildende der Kurverwaltung Wanger­

land absolvieren die Teile ihrer Ausbildung, 

die im Rahmenlehrplan vorgeschrieben aber 

in ihrem "Mutterbetrieb" nicht leistbar sind, 

in anderen am Verbund beteiligten Betrieben, 

beispielsweise einen CNC-Lehrgang im da­

für sehr gut ausgestatteten Marinearsenal 

Wilhelmshaven. 

Als "Gegenleistung" sind Ausbilder und 

Facharbeiter der Kurverwaltung bereit, Aus­

zubildende aus dem Marinearsenal in der all­

jährlichen Schließphase der Hallenbäder auf­

zunehmen und sie an den dann vorzuneh­

menden Instandsetzungsarbeiten zu beteili­

gen. Dazu werden die Auszubildenden des 

Marinearsenals in Kleingruppen auf die 

Facharbeiter vor Ort aufgeteilt. Die Auszu­

bildenden erhalten so einen Einblick in 

verschiedene Instandsetzungsarbeiten mit 

"Echtheitscharakter", um so mehr, als auch 

Fremdfirmen mit eigenen Monteuren betei-
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ligt sind, von denen sie ebenfalls in den Ar­

beitsprozeß involviert werden. 

Als Vorbereitung auf diese Instandsetzungs­

und Reparaturarbeiten hat die Kurverwaltung 

dem Marinearsenal eine defekte Pumpe zur 

Reparatur überlassen. Die Ausbilder und 

Lehrer haben daraus ein gestaltungsorientier­

tes Arbeits- und Lernvorhaben entwickelt, in 

dem die Auszubildenden die Ursache des 

Defekts identifizieren und zusätzlich einige 

Verschleißteile der Pumpe erneuern, so daß 

die Pumpe die Zeit bis zur nächsten Schließ­

phase störungsfrei läuft. Als Aufgabenstel­

lung erhielten die Auszubildenden einen "of­

fiziellen" Instandsetzungsauftrag von der 

Kurverwaltung. Sämtliche notwendigen Er­

satzteile wurden von der Kurverwaltung ko­

stenlos bereitgestellt. In der Berufsschule 

wurden ergänzend zu den Untersuchungen 

und Reparaturarbeiten die Wirkungsprinzipi­

en und das Verhalten von Pumpen erarbeitet. 

Nach erfolgreicher Reparatur haben die Aus­

zubildenden die Pumpe auf dem Pumpen­

prüfs tand im Marinearsenal getestet und an­

schließend unter Anleitung der zuständigen 

Facharbeiter der Kurverwaltung Wangerland 

die Pumpe in die Anlage des Hallenbades 

eingebaut und ihre Funktion im praktischen 

Betrieb geprüft. 

Die Auszubildenden waren während dieser 

Zeit auch an anderen Instandsetzungsarbei­

ten beteiligt. Sie haben z. B. ein vom Schlick 

zerfressenes Rührwerkgetriebe mit Hilfe ei­

nes Monteurs einer Fremdfuma ausgebaut, 

zerlegt und insland gesetzt. Unter Mitarbeit 

der Auszubildenden wurde eine Vorrichtung 

entwickelt, die neuerliches Eindringen von 

Schlick in das Rührwerkgetriebe verhindern 

soll. Auszubildende fertigten diese Vorrich­

tung im Marinearsenal und bauten sie an­

schließend mit Hilfe der Facharbeiter der 

Kurverwaltung in das Rührwerkgetriebe ein. 

Indirekt waren auch Auszubildende des 

zweiten Ausbildungsjahres beteiligt, die nach 

eingehender Besichtigung der Anlagen der 

Kurverwaltung den Auftrag erhielten, eine 

benutzerfreundliche Montagehilfe für den 

Abbildung 2: Ausweitung des Lernortverbunds im Modellversuch Golo in der Region Wilhelmshaven 

Beim Start des 
versuchs im 

Stand im Mai '95 Stand im Dezember '95 

51 Auszubildende E-Bereich 
25 Auszubildende M-Bereich September '94 

50 Auszubildende E-Bereich 
22 Auszubildende M-Bereich 

14 Auszubildende E-Bereich 
12 Auszubildende M-Bereich 
7 Ausbilder 

13 Lehrer 

3 Elektroberufe 
4 Metallberufe 

8 Ausbilder 
13 Lehrer 

Einbau bzw. Austausch von verschieden gro­

ßen Pumpen zu entwickeln und herzustellen. 

Zur organisatorischen und inhaltlichen Pla­

nung des Projekts "Pumpeninstandsetzung" 

mit seinen verschiedenen Arbeits- und Lern­

vorhaben im Rahmen der Schließphase der 

Hallenbäder diente die wöchentlich stattfin­

dende Projektkonferenz der Ausbilder und 

Lehrer des Berufsfelds Metalltechnik. Die 

Dokumentation der Projekte durch die Aus­

zubildenden erfolgt im Berufsschulunterricht 

nach Kriterien, die von der Projektkonferenz 

entwickelt wurden. 

9 Ausbilder 
13 Lehrer 

zzgl. der Auszubildenden 
des nächsten Ausbildungs­
jahres in etwa gleicher 
Anzahl 

In der von der wissenschaftlichen Begleitung 

durchgeführten Auswertung des Projekts fiel 

besonders auf, das die Faktoren "Echtheits­

charakter", ,,Arbeit in einem anderen 

Betrieb" und "Selbständigkeit bei der Pla­

nung und Durchführung" direkt mit der Zu­

friedenheit der Auszubildenden mit dem Ar­

beits- und Lernvorhaben korrelieren. Insge­

samt wurde dieses Arbeits- und Lernvorha­

ben von allen Beteiligten als sehr positiv 

empfunden. Die Kurverwaltung, das Mari­

nearsenal und das ab Februar '96 am Modell­

versuch teilnehmende Friesische Brauhaus 
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Jever haben bereits ähnliche Arbeits- und 

Lernvorhaben für das nächste Ausbildungs­

jahr angekündigt. 

Ein Beispiel für den zweiten Projekttypus 

und die Arbeitsweise des "GoLo"-Lernort­

verbunds ist das Arbeits- und Lernvorhaben 

"Gebrauchsgegenstand". Die am Lernortver­

bund beteiligten Klein- und Mittelbetriebe 

sind technisch z. T. so spezialisiert, daß sie 

keine Möglichkeiten haben, im Bereich 

Schweißen auszubilden. Andere Betriebe der 

Region sind gerade in diesen Bereichen be­

sonders gut ausgestattet. Es lag daher nahe, 

ein Projekt Schweißen im Lernortverbund zu 

organisieren. Dabei sollen die verschiedenen 

Schweiß- und Verbindungsarten wie Licht­

bogenhandschweißen, Hartlöten, Schutzgas­

schweißen, Brennschneiden, Gasschmelz­

schweißen etc. in den jeweils dafür gut aus­

gerüsteten Betrieben stattfinden. 

Die Auszubildenden erhalten den Auftrag, 

in Kleingruppen einen Gebrauchsgegenstand 

nach freier Wahl zu gestalten, einschließlich 

der erforderlichen Zeichnungen und Berech­

nungen. Dabei müssen mindestens zwei Ver­

bindungsarten aus dem Bereich des Schwei­

ßens bei der Fertigung berücksichtigt wer­

den. Die Ergebnisse der Gruppenarbeiten 

werden im Klassenplenum vorgestellt und 

diskutiert. Ein Schwerpunkt bei der Diskus­

sion liegt im Vergleich der verwendeten Her­

stellungsverfahren bezogen auf ihre Zweck­

mäßigkeit für das herzustellende Objekt. 

Aus der Auswertung aller bisher im Modell­

versuch durchgeführten Arbeits- und Lern­

vorhaben geht hervor, daß die Auszubilden­

den 

• die Selbständigkeit bei der Planung und 

Durchführung 

• die Sinnhaftigkeit der Arbeits- und Lern­

vorhaben 

• das Arbeiten in Gruppen und 

• das Arbeiten in anderen Betrieben 

als bereichernd und vorteilhaft für ihre Aus­

bildung empfinden. 

Aus diesen Beispielen läßt sich ersehen, daß 

solange "Geben und Nehmen" von Ausbil­

dungsleistungen in etwa ausgeglichen ist, 

sich kein Finanzierungsproblem zwischen 

den Betrieben ergibt. Bei einem solchen 

Konzept gewinnen alle beteiligten Betriebe 

und vor allem die Auszubildenden: 

• Die öffentlichen Betriebe bieten ihren 

Auszubildenden nun auch die Möglichkeit 

einer- zumindest zeitweise- produktionsna­

hen Ausbildung. Dies verbessert nicht nur ihr 

Ausbildungsimage, sondern wirkt sich dar­

über hinaus vor allem positiv auf die Arbeits­

marktchancen der Auszubildenden aus. Hilf­

reich für sie ist dabei auch die Dokumentati­

on der in den Fremdbetrieben durchgeführten 

Arbeits- und Lernvorhaben. Sie erhalten zu­

sätzlich die Möglichkeit, bei Nichtübernah­

me durch den Ausbildungsbetrieb potentielle 

spätere Beschäftigungsmöglichkeiten in der 

Region kennenzulernen. 

• Die produzierenden Betriebe können die 

Durchführung gemeinsamer Ausbildungs­

projekte, an denen auch Auszubildende der 

öffentlichen Unternehmen teilnehmen, als 

eine Unterstützung ihrer Geschäftsprozesse 

werten. Dies setzt jedoch voraus, daß die 

Ausbildungsprojekte eng mit der Produktion 

verknüpft sind. Zusätzlich werden die neben­

amtlichen Ausbilder in den Zeiten der Anwe­

senheit von Auszubildenden in anderen Be­

trieben für die Arbeit in ihrem eigenen Be­

trieb entlastet. Die Belastung durch die Aus­

bildung von jeweils nur wenigen Auszubil­

denden wird durch das Zusammenführen 

dieser Auszubildenden zu Blockzeiten in ein­

zelnen Betrieben für KMU besser tragbar. 

Die intelligente Organisation solcher Syner­

gie-Effekte ist ein zentrales Anliegen des 

Lernortverbundprojektes. Natürlich kommt 

der Berufsschule als dem zentralen Ort im 

Netz der örtlichen Ausbildungsbetriebe eine 

in mehrfacher Hinsicht neue Rolle zu. 8 

• Über die Lernortverbundprojekte erhält 

die Berufsschule die Möglichkeit, ihren theo­

retisch ausgerichteten Bildungsauftrag auf 

das engste und unmittelbar mit den arbeits­

prozeßbezogenen Inhalten der Ausbildung zu 

verknüpfen. Aus abstrakter Fachtheorie, die 

die Auszubildenden oft nur schwer auf die 

Arbeitssituation beziehen können, wird so ei­

ne "Berufstheorie", die einen für die Auszu­

bildenden unmittelbar einsichtigen Beitrag 

für ihre berufliche Handlungs- und Gestal­

tungskompetenz leistet. 

• Berufsschullehrer erhalten in der koopera­

tiven Berufsbildung die Möglichkeit, sich 

fortlaufend auf der Basis ihres theoretischen 

Wissens mit der aktuellsten betrieblichen 

Praxis auseinanderzusetzen. Die Verstärkung 

einer arbeitsprozeßnahen Ausbildung und die 

damit einhergehende stärkere Betonung des 

Arbeitsprozeßwissens erleichtert es der Be­

rufsschule, ihre dazu komplementäre Funk­

tion der Vermittlung von berufsbezogener 

Theorie im Kontext einer gestaltungsorien­

tierten Berufsbildung zu profilieren. Wäh­

rend die Betriebe in ihrer Ausbildung wieder 

näher an die einzelbetriebliche Praxis heran­

rücken, kommt der Berufsschule damit die 

Aufgabe zu, an der einzelbetrieblichen Praxis 

im Lernortverbund anzuknüpfen, diese aber 

so zu verallgemeinern und zu verbreitern, 

daß daraus ebenso eine Verbreiterung der be­

ruflichen Qualifizierung als auch ein Beitrag 

zur allgemeinen Bildung der Auszubildenden 

erwächst. 

• Während in der betrieblichen, arbeitspro­

zeßnahen Ausbildung Technik immer in spe­

zifischen Formen repräsentiert ist, ist es -

komplementär dazu - die Funktion berufs­

schulischer Fachräume und Werkstätten, 

durch eine hohe experimentelle Qualität der 

Ausstattung die Handlungs- und Gestal­

tungsspielräume bei der Nutzung und Hand­

habung der berufsbezogenen Technik zu re­

präsentieren. Hier eröffnet sich für die Be­

rufsschule die Möglichkeit, sich über die ein­

zelbetriebliche Praxis hinaus auch als "Tech­

nologiezentrum" zu profilieren. Diese expe­

rimentelle Funktion der Berufsschule ist eine 

notwendige Voraussetzung für die Organisa­

tion einer großen Vielfalt arbeitsprozeßnaher 

Verbundprojekte im Lernortverbund. 
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Schließlich ist eine ganz entscheidende Vor­

aussetzung für das Gelingen des Lernortver­

bundes eine von allen Seiten akzeptierte mo­

derierende Instanz. Diese Funktion wird in 

Wilhelmshaven vom Allgemeinen Wirt­

schaftsverhand Wi lhelmshaven-Friesland 

ausgeführt. Der Allgemeine Wirtschaftsver­

band hat nach seiner Satzung u. a. die Auf­

gabe, 

• die allgemeinen wirtschafts- und sozialpo­

litischen Interessen seiner Mitglieder wahr­

zunehmen 

• für die Wirtschaftsförderung im Verbands­

bereich zu wirken. 

Der Allgemeine Wirtschaftsverband ist daher 

als eine regionale Innovationsagentur gefor­

dert, sich auch um berufliche Qualifizierung 

als einem wichtigen Standortfaktor zu küm­

mern. Seine spezifische Aufgabe kann er da­

bei um so aktiver und kreativer wahrnehmen, 

je mehr er in seiner Moderatoren- und Koor­

dinationsrolle von allen Beteiligten gestützt 

wird. 

Die berufs- und berufsfeld­
bezogene Projekt-
und Ausbildungskonferenz 

Die zentrale organisatorische Infrastruktur 

des Lernortverbunds bildet die berufs- und 

berufsfeldbezogene Projekt- und Ausbil­

dungskonferenz. Einmal in der Woche treffen 

sich die Ausbilder und Berufsschullehrer -

getrennt nach den beiden Berufsfeldern - um 

• gemeinsam Verbundprojekte zu entwik­

keln und zu organisieren sowie 

• den wechselseitigen Austausch der Auszu­

bildenden fachlich und organisatorisch zu 

planen. 

Diese dichte Kommunikation und Kooperati­

on ist durch die Ziele des Modellversuchs be­

dingt und beinhaltet einen großen Umfang an 

Qualifizierung der Beteiligten sowie ebenso 

zeitintensive Entwicklungen und Experimen­

te, in enger Kooperation mit der wissen-

schaftliehen Begleitung durch das Institut 

Technik und Bildung der Universität Bre­

men. 

Die ersten Erfahrungen sind nach relativ kur­

zer Projektlaufzeit überraschend positiv: 

• Der mit dem Modellversuch GoLo in 

Gang gekommene regionale Berufsbil­

dungsdialog zwischen den Ausbildungsbe­

trieben, zwischen Betrieben und Berufsschu­

le, moderiert durch den Wirtschaftsverband, 

hat das Ausbildungskljma in den Berufsfel­

dern Metall- und Elektrotechnik deutlich ver­

bessert. 

• Das Konzept des "Gebens und Nehmens" 

wird von den Beteiligten als Vorteil einge­

schätzt unter den Aspekten Kosten und Aus­

bildungsimage. Der Lernortverbund GoLo 

könnte sich zu einem eigenständigen positi­

ven Imageträger der Region entwickeln. 

• Der Lernortverbund GoLo erleichtert es 

den beteiligten Betrieben, vollständig im 

Sinne der Berufsbilder auszubilden und er­

laubt es Betrieben, die die Ausbildung aufge­

geben haben, wieder auszubilden. 

• Betriebe, die bisher nicht ausgebildet ha­

ben, konnten aufgrund der Unterstützung 

durch den Lernortverbund für die Aufnahme 

einer Berufsausbildung gewonnen werden. 

Damit leistet der Lernortverbund einen Bei­

trag zur quantitativen Ausweitung des Aus­

bildungsangebotes in der Region Wilhelms­

haven. 

• Durch das Projekt GoLo wird die Berufs­

bildung in der Öffentlichkeit aufgewertet 

und, so kann vermutet werden, durch den 

Lernortverbund auch über den Modellver­

such hinaus in ihrer Bedeutung stabilisiert. 

• Betriebe haben (erneut) die Ausbildung 

aufgenommen, da sie vom Lernortverbund in 

ihrer Ausbildung unterstützt werden. 

• Betriebe aus dem Umland der Stadt Wil­

helmshaven haben sich dem Lernortverbund 

angeschlossen. 

Das "Modell GoLo" hat sich in kürzester 

Zeit in der Region Wilhelmshaven etabliert 

(Abb. 2) und einen fruchtbaren Anstoß inner-
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halb des regionalen Berufsbildungsdialogs 

gegeben. Die Beteiligten gehen davon aus, 

daß nach einer Verstetigung des Lernortver­

bundes über den Modellversuch hinaus, mit 

einem verhältnismäßig geringen Zeitauf­

wand und einer entsprechend schlanken Or­

ganisation, die von den bestehenden Institu­

tionen getragen werden, dieser Lernortver­

bund mit Erfolg fortgesetzt werden kann. Da­

bei spielt vor allem die Unterstützung des 

"Modells GoLo" durch den Allgemeinen 

Wirtschaftsverband Wilhelmshaven und die 

Berufsschule eine große Rolle. 9 

Aufgabenstellungen für die 
Arbeits- und Lernvorhaben 
"Pumpeninstandsetzung" und 
"Gebrauchsgegenstand" 

Instandsetzung einer Kreiselpumpe 

Die vorliegende zum Teil zerlegte Pumpe ist 

vor einiger Zeit wegen eines Lagerschadens 

ausgetauscht worden. Sie soll für ein Ein­

satzintervall von zwei Jahren gründlich in­

stand gesetzt werden. 

Während der Pumpeninspektion sind alle 

Teile, die überholt werden können und sol­

che, die ersetzt werden müssen, getrennt auf­

zulisten. Soweit noch vorhanden, sind die 

Verschleißteile zu beurteilen und ihr Zustand 

für spätere Auswertungen zu protokollieren. 

Es ist zu überlegen, ob für eine fachgerechte 

Demontage bzw. Montage ein geeignetes, 

einfaches Gestell angefertigt werden sollte. 

Sofern dies bejaht wird, ist vorher eine Frei­

handskjzze anzufertigen. 

Fertigung eines 
"Gebrauchsgegenstandes" 

Für den privaten Gebrauch soll ein Ge­

brauchsgegenstand nach freier Wahl der 



Gruppe als Schweißkonstruktion gefertigt 

werden. 

Die Konstruktion soll in Vierergruppen ge­

plant und von den Gruppenteilnehmern in ih­

rem Betrieb gefertigt werden. Dabei sollen 

mindestens zwei verschiedene Schweißver­

fahren verwendet werden. Die Aufgabenstel­

lung zur Planung und Lösung der Aufgabe ist 

von jeder Gruppe selbst zu erstellen. Alle we­

sentlichen Arbeitsschritte (wie z. B. Stückli­

ste, technische Zeichnung, Materialbeschaf­

fung, Fertigung .. . ) sollen dokumentiert 

werden. 

Für die planensehe Arbeit stehen acht bis 

zehn Stunden zur Verfügung. Die Arbeitszeit 

im Betrieb soll drei Stunden nicht über­

schreiten. Zur Planung gehört auch das Er­

stellen einer Kriterienliste zur Bewertung der 

Arbeit. Die fertigen Teile sollen, einschließ­

lich theoretischer Planung, den anderen 

Gruppen präsentiert werden. 

Anmerkungen: 

1 Zur Idee und Konzeption einer gestaltungsorien­

tierten Berufsbildung siehe Heidegge1; G.; Drescher, 

E.; Rauner, F.: Gestaltungsorientierter Unterricht, 

Landesinstitut fiir Schule und Weiterbildung, Soest 

i993 und Heidegge1; G.; Adolph, G.; Laske, G.: Ge­

staltungsorientierte Innovation in der beruflichen Bil­

dun g, Bremen, iTB-Veröffentlichungen 1995 
2 Zur veränderten Ausbildungsbereitschaft von 

Klein- und Mittelbetrieben sei hier z. B. auf die leb­

hafte Diskussion der Ausbildungskosten u. a. in Bar­

de/eben , R. ; Beicht, V.; Stockmann, R.: Kosten und 

Nutzen der betrieblichen Berufsausbildung, Berlin: 

BIBB i99i hingewiesen. Siehe auch Heimann, K.: 

Krise der industriellen Berufsausbildung in westdeut­

schen Metall- und Elektrobetrieben in: Pätzold, G.; 

Waiden, G. (Hrsg.): Lernorte im dualen System der 

Berufsbildung, Bielefeld /995, und die Ergebnisse 

der BiBB Forschungsprojekte 6.6005-7 
3 Vgl. 11. a. Seifert: Die Bedeutung der Beschäfti­

gungsaussichten im Rahmen des Berufswahlprozes ­

ses, BeitrAB 67, Niirnberg i982, und Fa/k, R. ; Thiele, 

G.: Sicherung des Fachkräftenachwuchses. Ergebnis­

se einer Untern eh mensumfrage, Köln; K. ; 

Wolf, A.: Berufseinmiindungsstrategien und Attrakti­

vität einer dualen Ausbildung bei Jugendlichen in Ab­

gangsklassen. in: BWP 25 ( 1996) 2, S. i 8-23, und 

Bißß (Hrsg.): Perspektiven der dualen Berufsbil­

dung, Bielefeld i994 

Ludger Pieper, Klaus Hahne, 

Manfred Hoppe (Hrsg.) 

ZUKUNFTSORIE NTIERTE 

AUS· UND WEITERBILDUNG IN 
DER VERSORGUNGSTECHN IK 

1996, 272 Seiten, 

Besteii.-Nr. 104.028, 

Preis 24.00 DM 

.,. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 

W Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 

Postfach 10 06 33 

33506 Sielefeld 

Telefon (0521 ) 91 1 01 -0 

Telefax (0521) 911 01-79 

4 Dehnbostel, P ; Holz, H.; Nowak, H.: Neue Lernor­

te und Lemortkombinationen, Bie/efe/d i996 
5 Zur Kooperation von Ausbitdem und Lehrern sei 

u. a. auf die Untersuchungen von Waldenißrandes 

und die Beiträge zu diesem Thema in Pätzo /d, G.; 

Waiden , G.: Lernorte .. . , a. a. 0. hingewiesen. 
6 Zum lernenden Unternehmen siehe u. a. Meyer­

Dohm, P ; Schneidet; P: Berufliche Bildung im ler­

nenden Unternehmen, Stuttgart i99i 
7 An der Planung und Durchführung der beiden Aus­

bildungsvorhaben haben mitgewirkt: Albrecht, H.; 

Linnemann, M. (beide Allgemeiner Wirtschaftsver­

band Wilhelmshaven ); Briining, M.; Zaiß, L. (be ide 

Deutsche Grove GmbH); Conrads, G. (Marinem·se­

nal Wi/h elmshaven ); Körber, W. ; Thißen , H.; Skodow­

ski, J. (alle BBS ii Wilhelmshaven); Pentrop, H.; 

Scharf, B. (beide PreussenE/ektra Kraftwerk Wil­

helmshaven); Schmudere1; W; Kiesewetter, W (beide 

Kurverwaltung Wangerland); Juliu s, P (Wa sser- und 

Schiffahrtsamt Wilh e/mshaven) 
8 Zur veränderten Rolle der Berufsschule s. a. Kru se, 

W: Von der Notwendigkeit des Arbeitsprozeß-Wissens. 

in: Schweitze r, J. (Hrsg.): Bildungfür eine menschliche 

Zukunft. Weinheim und München i 986, und besonders 

Kruse, W; Kohlhoff, A.: Zur Zukunft des "Dualen Sy­

stems" - Eine Skizze offener Fragen. in: Gewerkschaft­

liche Monatshefte 44 ( 1993) ii , S. 702-7i0 
9 Zur Problematik von Lern- und Arbeitsaufgaben sei 

hier auf Höpfnel; H. -D.: Integrierende Lern- und Ar­

beitsaufgaben, Berlin i996, hingewiesen. 

Anzeige 

Im Rahmen der dritten bundesweiten Fachta­

gung zur "Zukunftsorientierten Aus- und 

Weiterbildung in der Versorgungstechnik" 

wurden in Fachvorträgen, Workshops und 

Exkursionen zentrale Aspekte dieser Thematik 

erörtert. Die vorliegende Broschüre dokumen­

tiert diese Fachtagung, bei der folgende 

Aspekte einer zukunftsorientierten Aus- und 

Weiterbildung im Mittelpunkt standen 

-die stärkere Verzahnung von Aus- und Wei­

terbildung, 

-die Schaffung von beruflichen Karriere­

pfaden, 

-der Erwerb von Fach-, Methoden-, Human­

und Sozialkompetenz in lernaktiven didak­

tisch-methodischen Verfahren, 

-der Beitrag der Versorgungstechnik zur 

Bewältigung von Umweltproblemen. 
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Hartmut Kroll 

Dipi.-Hdl., ist - nach 

17jähriger Tätigkeit in 

Wissenschaft und Ven val-

tung- seit1987 Moderator 

in der beruflichen Weiter­

bildung sowie im Füh­

rungskräftetraining 

Verfügbarkeit oder Entwicklung 
unternehmerischer Potentiale? 

Die Fortbildungs- und Umschu­

lungsmaßnahmen (FuU) der Bun­

desanstalt für Arbeit weisen Quali­

tätsdefizite auf, die u. a. auf einem 

weitgehenden Verzicht auf die Fest­

legung und Verfolgung potentialori­

entierter Standards für die Output­

qualität in - AFG - gestützten FuU 

beruhen. Neuere Ansätze der syste­

mischen Personal- und Organisati­

onsentwicklung sowie ganzheitlich -

evolutionäre Ansätze der Betriebs­

pädagogik und des Führungskräfte­

trainings werden daraufhin über­

prüft, ob auf ihrer Grundlage eine 
an der Ergebnisqualität orientierte 

"systemische" Arbeitsmarktpolitik 
entwickelt werden kann. 

Defizite im bisherigen 
Qualitätsmanagement der 
Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen 

Qualitätsmanagement und -sicherung sowie 

Qualitätsstandards in der AFG-finanzierten 

beruflichen Weiterbildung der Bundesanstalt 

für Arbeit (BA) gewinnen angesichts der 

DIN ISO 9000ff.-Zertifizierungsdebatte, der 

weiter steigenden Kosten von Weiterbil­

dungsmaßnahmen, der Qualifikationsent­

wicklung, der sich weiter verkürzenden 

Halbwertzeit von Wissen sowie der zuneh­

menden Standort-, wettbewerbs- und ar­

beitsmarktpolitischen Bedeutung der Hu­

manressourcen an Gewicht. Das gi lt auch für 

die Qualität AFG-gestützter FuU der BA, die 

in der bisherigen Qualitätsdiskussion weitge­

hend aus dem Wahrnehmungs- und Hand­

lungsspektrum ausgeblendet bzw. allenfalls 

an der Quote derer abgelesen wurde, die sich 

ein halbes Jahr nach Abschluß der Maßnah­

me in einem sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigungsverhältnis befanden. 

Zwar bezeichnet Sauter die hierdurch zu er­

reichenden Kontrollen als "das wirkungsvoll­

ste Instrument der Qualitätssicherung".1 Au­

ßerdem hat die Bundesanstalt für Arbeit 

im Rahmen ihres Schulungskompendiums 

"Qualität beruflicher Bildungsmaßnahmen" 
den Versuch einer umfassenden Qualitätssi­

cherung unternommen. Auffallend ist jedoch, 

daß sich die Qualitätskriterien fast aus­

schließlich auf die Inputqualität des Bil­

dungsprozesses, nämlich Maßnahmen, Teil­

nehmer, Träger sowie Kooperation zwischen 

Träger und Arbeitsamt beziehen. 2 Daher 

können die unbefriedigenden Ergebnisse von 

FuU kaum überraschen: So waren im Altbun­

desgebiet im Herbst 1993 sechs Monate nach 

Abschluß der Anpassungsfortbildung ledig­

lich 29 Prozent der Männer und 42 Prozent 

der Frauen in einem Beschäftigungsverhält­

nis. Im Osten waren es bei den Männem 49 

Prozent und bei den Frauen 31 Prozent. Ins­

gesamt ergab sich bei den Vollzeitmaßnah­

men eine Vermittlungsquote für Männer von 

48,6 und bei den Frauen von 53,6 Prozent im 

Altbundesgebiet bzw. 57,4 Prozent der Män­

nerund 34,7 Prozent der Frauen in den neuen 

Bundesländern. 3 Hinter diesen Zahlen stek­

ken hinsichtlich der Verbesserung der Ergeb­

nisqualität enorme Entwicklungspotentiale. 
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Angesichts dieser Ergebnisse und der sich 

weiter beschleunigenden Substitution kör­

perlicher und geistiger Arbeit durch Maschi­

nen und Computer stellen Blaschke/Nagel 

zu Recht fest, daß sich die FuU für das "Glo­

balziel , Bekämpfung der Arbeitslosigkeit' 

. . . nur in dem Umfange (eignen), wie es in 

der Region ausgesprochen strukturelle Ar­

beitslosigkeit, d. h. , ein Auseinanderklaffen 

von Anforderungen in offenen Stellen und 

den Qualifikationen der Arbeitslosen . . . 

gibt" und die ,,Arbeitgeber die Teilnahme an 

FuU als positives Signal werten".4 Da jedoch 

angesichts einer Arbeitslosigkeit von ca. vier 

Millionen nicht mehr von strukturellen oder 

regionalen Disparitäten gesprochen werden 

kann, ist zu untersuchen, ob eine stärkere 

Fokussierung auf die Ergebnisqualität von 

FuU geeignet ist, deren Effizienz dadurch zu 

verbessern und die Vermittlungsquote da­

durch zu erhöhen, daß die Eigenverantwor­

tung gestärkt, die Fähigkeit zur gezielten Ver­

marktung des eigenen Qualifikationsprofils 

optimiert und der einzelne gezielt zur Ent­

wicklung der ihm innewohnenden endoge­

nen Potentiale auf der Basis einer vertieften 

Selbsterkenntnis motiviert wird. 

Eine so definierte Ergebnisqualität bedeutet 

den Einstieg in eine kontinuierliche qualitati­

ve Weiterentwicklung der eigenen Potentiale. 

Eine derartige Ergebnisqualität ist für Erfolg 

bzw. Mißerfolg von Bildungsmaßnahmen 

möglicherweise viel entscheidender als die 

Inputqualität Zu fragen ist in diesem Zusam­

menhang 

• welche Zielparameter für die Festlegung 

und Prüfung erfolgsrelevanter Standards der 

Ergebnisqualität sowie deren Planung und 

Steuerung im Sinne eines aktiven Qualitäts­

managements denkbar sind und wie diese 

Parameter der Ergebnisqualität operationali­

siert, umgesetzt und kontrolliert werden kön-

nen, 

• ob z. B. die Integration neuer Ansätze der 

systemischen Personal-, Organisations- und 

Unternehmenskulturentwicklung, der Be­

triebspädagogik sowie der modernen 

Selbstmanagement- und Erfolgsstrategien in 

die aktive Arbeitsmarktpolitik den Erfolg von 

FuU im Sinne einer verbesserten Eingliede­

rungsquote steigern kann. 

I Das reine Arbeit-
nehmerbewußtsein verliert 

nicht nur an Bedeutung, 
sondern wirkt sich 

sogar kontraproduktiv aus 

Bereits heute ist absehbar, daß sich die Dis­

krepanz zwischen den auf den Arbeitsmärk­

ten nachgefragten und den angebotenen Qua­

lifikationen weiter vertiefen und der in den 

letzten beiden Jahrzehnten in der Bundesre­

publik Deutschland aufgebaute Arbeitslosen­

sockel sich weiter vergrößern wird, wenn 

sich die Eingliederungsquote nicht nennens­

wert steigert. Hierfür sind neben den bekann­

ten betriebs-, volks- und weltwirtschaftliehen 

Gründen vor allem auch organisationspsy­

chologische und qualifikationspolitische 

Faktoren ausschlaggebend: So setzen sich 

den Unternehmen angesichts des verschärf­

ten internationalen Wettbewerbs vor allem 

persönlichkeits- und potentialorientierte Per­

sonal- und Organisationsentwicklungskon­

zeptionen durch, in denen der Weckung und 

Erschließung der im einzelnen Mitarbeiter 

vorhandenen endogenen Unternehmerischen 

Potentiale durch eine entsprechende Unter­

nehmenskultur verstärkte Bedeutung zu­

kommt. Besonders durch Führungs- und 

Qualitätsphilosophien wie Total Quality Ma­

nagement (TQM) und Kaizen sowie die DIN 

ISO 9000ff.-Normen wird der Arbeitnehmer 

mehr und mehr in unternehmerisches Han­

deln eingebunden. Das "reine" Arbeitneh­

merbewußtsein verliert nicht nur an Bedeu­

tung, sondern wirkt sich ggf. sogar kontra­

produktiv aus. Die aus tayloristischen Zeiten 

stammenden strikten Trennlinien zwischen 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerfunktionen 

verschwimmen zunehmend, als der eigentli­

che Arbeitgeber gelten zunehmend der exter-

ne sowie der interne Kunde. Das heißt, in der 

Personal- und Organisationsentwicklung der 

Unternehmen setzen sich rasch ganzheitliche 

und ergebnisorientierte Potentialentwick­

lungskonzeptionen mit dem Ziel durch, die 

Unternehmerischen Persönlichkeitsmerkmale 

der Mitarbeiter zu fördern und zur eigenen 

Entwicklung dieser Potentiale zu motivieren. 

Arbeitsmarktpolitische Fortbildungs- und 

Umschulungsmaßnahmen sind dagegen 

überwiegend am schulischen Modell von 

Lernen orientiert, z. T. durch folgende Struk­

tur- und Funktionsschwächen gekennzeich­

net: 

• "Weiterbildung ist nicht in erster Linie 

Persönlichkeitsentwicklung, sondern , Pflege' 

der Humanressourcen oder Reduktion der 

Qualifizierung auf das arbeitsmarktpolitisch 

Notwendige". 5 Die Teilnehmer werden unter 

dem Postulat der "Verfügbarkeit" in den FuU 

überwiegend für die Arbeitnehmerrolle so­

zialisiert. Die Maßnahmen "wenden sich 

vorwiegend an Bevölkerungsgruppen, deren 

Qualifikationen im Hinblick auf ihre Ver­

marktung als mangelhaft gelten. Damit wer­

den vor allem Arbeitslose, Ausländer und 

Aussiedler, Frauen, ältere Arbeitnehmer und 

Jugendliche als , Problemgruppen' etiket­

tiert". 6 Diese "Problemgruppen" sind dem 

rechtlichen Rahmen des Arbeitsrechts un­

terworfen, der im Industrialisierungsprozeß 

des I 9. Jahrhunderts als Sonderrecht der ab­

hängigen und unselbständigen Lohnarbeit 

geschaffen wurde und nach wie vor von den 

damaligen vordemokratischen wirtschafts-, 

sozial- und rechtspolitischen Vorstellungen 

geprägt ist. Es ist daher kaum überraschend, 

wenn viele "Teilnehmer an solchen öffentlich 

subventionierten Qualifizierungsmaßnahmen 

(erfahren), daß sich auch nach der Teilnahme 

ihre Beschäftigungschancen nicht nachhaltig 

verbessern. Insofern können Weiterbil­

dungsmaßnahmen auch zur Kumulation so­

zialer Benachteiligungen beitragen, indem 

sie schwer vermittelbare Personengruppen 

typisieren und deren Marginalisierung auf 

dem Arbeitsmarkt fördern". 7 
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• Eine fehlerfreie Bestimmung der Bil­

dungsbedarfe ist in den Unternehmen kaum 

möglich. Denn die Ableitung und Festlegung 

von Qualifikationsanforderungen unterliegt 

angesichts der Wechselwirkungen zwischen 

Anforderungprofil und Erfüllungspotential 

erheblichen Aussagerisiken. So hängen die in 

Zukunft praktizierten Varianten technischer 

Applikationen "von dem schwer zu projek­

tierenden und durch individuelle Umstände 

mitbedingten Qualifikationsprofil der Stel­

leninhaber ab. Aufgrund der Prognoseproble­

me ist eine Deduktionskette Technik --> 

(Organisation __, ) Arbeitsplatz __, Qualifikati­

onsanforderungen - auch unter Hinzuzie­

hung von Effizienzmaßstäben - kaum noch 

zweckmäßig. Arbeitsplatzgestaltung und 

Technikauswahl sind zunehmend entkoppelt, 

die zukunftsbezogene Ermittlung von Quali­

fikationsanforderungen ist daher mit Unsi­

cherheiten behaftet". 8 

• Weder für Bildungsträger noch für Trainer 

bestehen derzeit Anreize, eine besondere Er­

gebnisqualität im Hinblick auf die Potential­

entwicklung auf seiten der Teilnehmer anzu­

streben. Das gilt besonders dann, wenn- wie 

Sauter feststellt - die Qualifikationsfunktion 

nicht einmal im Vordergrund steht: ,,Ange­

sichts der Schwierigkeiten, gegenwärtig auch 

nur einigermaßen zuverlässige Prognosen 

über den künftigen Qualifikations- und Qua­

lifizierungsbedarf stellen zu können, verlie­

ren die Weiterbildungsmaßnahmen in vielen 

Fällen ihre Qualifizierungsfunktion zugun­

sten einer Sozialpufferfunktion; damit ent­

ziehen sich diese Maßnahmen aber auch den 

Qualitätsstandards von Qualifizierungsmaß­

nahmen."9 

• Die aus teilweise umfangreichen Stoffka­

talogen abgeleiteten Curricula in den Maß­

nahmen sind kaum potentialorientiert und 

überwiegend auf der kognitiven Ebene ange­

siedelt, wobei die erfolgreiche "Vermittlung 

der Bildungsinhalte" 10 offenbar unhinterfragt 

als das entscheidende Qualitätskriterium an­

gesehen wird. Die Befähigung zu unterneh-

merischem Handeln sowie vor allem die 

"Kunst sich zu vermarkten"" erfordern in­

dessen Qualifikationsziele, die vor allem auf 

der Seinsebene, d. h. in den persönlichkeits­

bezogenen affektiven und sozialen Verhal­

tensdimensionen liegen. 

Potentialorientiertes Qualitäts­
management in FuU auf der 
Basis der systemischen 
Personal- und Organisations­
entwicklung? 

Systemische Betrachtungsweise 
und Potentialentwicklung 

Der erfolgsorientierte Arbeitnehmer ist nicht 

mehr allein Arbeit-, sondern vor allem Unter­

nehmer: Untemehmerisches Denken ist mehr 

und mehr erforderlich. Aus diesen Gründen 

werden in den Unternehmen vor allem poten­

tialorientierte Personal- und Organisations­

entwicklungsstrategien formuliert, an denen 

sich auch die FuU der BA orientieren müs­

sen. Das heißt, an hoher Ergebnisqualität ori­

entierte FuU für Arbeitsuchende müssen 

den einzelnen stärker zum kaufmännisch­

unternehmefischen Selbstmanagement seiner 

eigenen Fachqualifikation befähigen und sei­

ne Selbstvermarktungsfahigkeiten sowie die 

Entfaltung seiner Potentiale verbessern. Die­

sem Ansatz könnte am besten durch die sy­

stemische Organisations- und Personalent­

wicklung und hier insbesondere durch die 

Leitidee der Potentialorientierung Rechnung 

getragen werden: "Orientierung an der 

persönlich-beruflichen Potentialentwicklung 

bedeutet" - so Staudt - , "die Potentiale vom 

beplanten Gegenstand der Personalarbeit zu 

einem zusätzlichen Ausgangspunkt planen­

scher Überlegungen zu machen, also die tra­

ditionelle Planungskette Märkte --> Technik/ 

Organisation __, Personal umzukehren. In 

dieser umgekehrten Betrachtungsweise wird 

gefragt, welche organisatorischen Varianten 
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und technischen Lösungen mit den vorhan­

denen und entwickelbaren Qualifikationen 

überhaupt möglich sind. Wenn die Arbeiter 

in der Produktion sich selber persönlich wei­

terentwickeln, dann gewinnen sie auch Ein­

fluß auf die Produkt- und Verfahrensentwick­

lung. Das ist jedoch" - so Staudt - "dann 

nicht mehr Mitbestimmung, sondern Mitge­

staltung im technisch-organisatorischen Be­

reich. Das ist dann auch nicht mehr nur Er­

gänzung oder Sozialtechnologie, sondern in 

den Augen konventioneller Unternehmens­

führungen eine Revolution." 12 Eine Revolu­

tion der Unternehmenskultur zwar nur, aber 

immerhin mit dem möglichen Effekt, daß aus 

Unterlassem Unternehmer werden. Dazu ist 

es allerdings erforderlich, die Beziehungen 

zwischen der Ergebnisqualität der Arbeit und 

der Erlebensqualität in der Arbeit zu erken­

nen und die Unternehmenskultur entspre­

chend zu gestalten. Das gleiche gilt für die 

Lebenssituation von Arbeitsuchenden: Ihre 

Etikettierung als "arbeitslos" ist unter dem 

organisationspsychologischen Gesichtspunkt 

der Erlebensqualität und ihrer Auswirkung 

auf die Potentialentfaltung wegen der von 

ihm ausgehenden negativen moralischen und 

motivationspsychologischen Effekte äußerst 

kontraproduktiv. 

Zu den potentialorientierten Zielen gehört 

u. a. die Befähigung zur Selbstmotivation. 

Hierbei geht es darum, weniger arbeits-, son­

dern mehr kundenorientiert zu denken, zu 

fühlen und zu handeln. Der Unterschied liegt 

vor allem darin, daß es nicht allein um ,,Ar­

beit" gehen kann, sondern um die Kreierung 

eines vom Markt erwarteten und honorierten 

Nutzens. Dazu gehört, daß Arbeitsuchende 

bei der Befähigung zur optimalen Vermark­

tung der eigenen Kompetenzen sich nicht nur 

auf die Suche nach sozialversicherungs­

pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 

konzentrieren. Stärker als bisher muß das 

Management der eigenen Qualifikationen 

und Potentiale sowie die Formulierung eige­

ner Markterschließungsstrategien in das Zen­

trum der FuU rücken. Erst dann ist der ein-



zeine motiviert, Fähigkeiten zu entwickeln, 

die zunehmend auch zu den von seiten der 

Unternehmen definierten Anforderungsprofi­

len gehören. Gerade für Arbeitsuchende soll­

te daher ein Bündel von vor allem auf der 

Seinsebene liegenden auf die Persönlichkeit 

und auf die Ergebnisqualität bezogenen Qua­

lifikationszielen angestrebt werden, wie sie 

z. B. in den modernen an TQM und Kaizen 

orientierten Führungsphilosophien ausfor­

muliert sind. Das heißt, der Arbeitsuchende 

sollte nicht einseitig auf ein Arbeitnehmer­

verhältnis ausgerichtet, sondern stärker in 

seinen ganzheitlichen, latent vorhandenen 

unternehmefischen Potentialen gecoacht, 

motiviert und trainiert werden. Das heißt, es 

sind die strategischen Qualifikationen zu 

fördern, die die Zugangsbarrieren in das 

Beschäftigungssystem verringern, das Ma­

nagement der eigenen Kompetenzen verbes­

sern, den Aufbau kundenorientierter Dienst­

leistungs- und Kooperationsbeziehungen er­

möglichen und die drohende Qualifikations­

entwertung vermindern. Arbeitsmarktpoliti­

sche Bildungsplanung muß dazu beitragen, 

den Graben zwischen dem Arbeitsmarkt und 

dem Beschäftigungssystem nicht weiter zu 

vertiefen, sondern sie muß Brücken bauen, 

von denen nicht nur die Arbeitsuchenden, 

sondern auch die Beschäftiger profitieren 

würden. 

Auf Dauer kann es sich ein Industriestaat wie 

die Bundesrepublik Deutschland kaum lei­

sten, für ca. 15-20 Prozent seiner mensch­

lichen Ressourcen nicht das Unternehmen, 

sondern das Unterlassen zu alimentieren. 

Dies gilt vor allem angesichts erheblicher 

Bedarfe in allen Bereichen des gesellschaftli­

chen Lebens. "Konkret", so Glücklich, "lau­

tet die Alternative: Durch zielgruppen- und 

arbeitsmarktgerechte Qualifizierung die Inte­

gration der sog. Problemgruppen in das Be­

schäftigungssystem soweit wie nur irgend 

möglich zu fördern oder die dauerhafte Ab­

koppelung vom allgemeinen Arbeitsmarkt 

hinzunehmen und öffentlich zu alimentieren, 

sei dies in Form von Transferzahlungen oder 

in Form von wirtschaftlich unrentabler Be­

schäftigung in öffentlicher Verantwortung. 

Ein Zwischenweg existiert nicht." 13 

In dieser Situation ist die Fähigkeit zur ge­

zielten Entfaltung der im einzelnen Men­

schen liegenden persönlichen und vor allem 

unternehmefischen Wachstumspotentiale die 

wichtigste von den Teilnehmern an FuU zu 

erwerbende Schlüsselqualifikation. Die Ent­

faltung dieser unternehmefischen Potentiale 

ist nicht an bestimmte Lerninhalte gebunden. 

I Arbeitssuchende 
sollen nicht einseitig 

auf ein Arbeitnehmer­
verhältnis ausgerichtet 

werden 

Es setzt ein Lernen voraus, das mehr dem 

"Entzünden einer Fackel" als dem ,,Anfüllen 

eines Gefaßes" gleicht. Es bezieht sich mehr 

auf die Ebene des Seins als des Wissens. 

Seinsbezogene Lernprozesse erfordern nicht 

allein entsprechende Curricula auf der In­

haltsebene, sondern sind vor allem auf der 

Beziehungsebene angesiedelt und setzen den 

Aufbau entsprechender lernorganisatorischer 

Netzwerke unter Einbeziehung der Betriebe 

voraus. Erst im Rahmen von auf die Integra­

tion von Arbeit, Wertschöpfung und Lernen 

angelegten Netzwerken lassen sich die Er­

fahrungsräume schaffen, die das Entstehen 

unternehmenscher skills fördern. Am häufig­

sten werden in diesem Zusammenhang im­

mer wieder genannt: Optimismus, Stärken­

bewußtsein, Zielsetzungskompetenz, Eigen­

verantwortlichkeit und Selbstmotivation so­

wie Selbstorganisation, Selbsterkenntnis, 

Mut, Risikobereitschaft, Begeisterungsfä­

higkeit, Selbstvertrauen, Selbstmanagement 

und Selbstinformationskompetenz, Teamori­

entierung nach innen und Kundenorientie­

rung nach außen. Diese Ziele ermöglichen 

die Formulierung berufsfeldübergreifender 

persönlichkeitsbezogener Parameter für die 

operationale Definition der Ergebnisqualität 

und die Formulierung von persönlichen Ent­

wicklungsstrategien, die die Eigenkräfte und 

Stärken der Lernenden mobilisieren und 

durch aktivierende Lehr- und Lernstrategien 

die notwendigen Seinsqualitäten wie Kreati­

vität, Begeisterung, Initiative, Selbstvertrau­

en und Leistungsfreude erzeugen. 

Potentialorientierte betriebs­
pädagogische Coachingkonzepte 

Im Rahmen von auf das Wachstum unterneh­

merischer skills abzielenden Lehr- und Lern­

strategien ist in den letzten Jahren eine Reihe 

von Ansätzen entwickelt worden, die zwar in 

unterschiedlichen Bereichen angesiedelt, un­

abhängig davon jedoch bestimmte Gemein­

samkeiten aufweisen. Exemplarisch seien in 

diesem Zusammenhang die auf der systemi­

schen Personal- und Organisationsentwick­

lung aufbauende potentialorientierte Be­

triebspädagogik sowie die z. T. auf dem Neu­

rolinguistischen Programmieren (NLP) ba­

sierenden Coachingkonzepte genannt. 

Diese Ansätze weisen zwar Unterschiede 

auf, aber auch Gemeinsamkeiten, in denen 

sie sich von den üblichen am kognitiven Ler­

nen orientierten Lernprozessen unterschei­

den: 

• Fokussierung des Lernprozesses auf die 

persönlichkeitsbezogenen "soft facts", d. h. 

Lernen als ganzheitliche Persönlichkeitsver­

änderung, 

• Zentrale Bedeutung der Lernerfahrung 

und des Lernerlebens: "Der Weg ist das 

Ziel", 

• Lernen als Folge von Lernsprünge erlau­

benden reflexiven Lernarrangements, 

• Lehren mehr im Modus des Zu- und Los­

lassens als des Tuns, 

• Weitgehende Übertragung der Verantwort­

lichkeit für das Lernergebnis auf die Subjek­

tivität des Lernenden durch klare Zielverein­

barungen sowie die Kontrolle der Einhal­

tung, 
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• Hohe Bedeutung der Erfahrung von 

Selbstbestimmung, -Organisation und -ent­

wicklung im Lernprozeß, 

• Vertiefte Selbsterkenntnis der eigenen Po­

tentiale, 

• Primäre Aufgabe des Lehrenden "nicht 

mehr Vermittlung von Wissen über formale 

didaktische Prinzipien, sondern . . . Anre­

gung und Unterstützung von Lernaktivitäten 

in authentischen Problemsituationen aus der 

Perspektive der Expertenpraxis" 14
, 

• Beurteilung der Lernprozesse weniger un­

ter dem Gesichtspunkt des "richtig" oder 

"falsch", sondern unter dem Aspekt ihrer 

ganzheitlichen Effekte auf die Persönlich­

keitsentwicklung. 

Innerhalb der systemischen Ansätze der Be­

triebspädagogik weist z. B. Arnold darauf 

hin, daß "übergreifende Qualifikationen, wie 

z. B. Schlüsselqualifikationen, ,Problem­

lösungsfähigkeit ', ,Selbständigkeit' etc." er­

forderlich seien, sie "sperren sich jedoch ge­

gen eine . . . fremdgesteuerte Vermittlung. 

Sie können eigentlich nicht entwickelt wer­

den, sie können sich nur in geeigneten Lern­

arrangements selbst entwickeln." 15 Arnold 

weist ferner auf den aktuell in einigen inno­

vativen Ausbildungsbetrieben beobachtbaren 

Trend hin, das Lernen am Arbeitsplatz wie­

der stärker in den Vordergrund der betrieb­

lichen Lernstrategien zu stellen. Grundlage 

hierfür sei neben finanziellen Erwägungen 

vor allem die Einsicht, "daß sich die Arbeit 

mit neuen Technologien, die hochvernetzt 

sind, nur in realen Arbeitssituationen erler­

nen läßt. Damit wandelt sich die betriebliche 

Bildungsarbeit zum Organisationslernen". 16 

Dieses netzwerkbasierte Organisationslernen 

müßte auch in den FuU unter Einbeziehung 

von Patenbetrieben simuliert werden. Die 

Netzwerke könnten damit an der Schnittstel­

le zwischen Bildungs- und Beschäftigungs­

system als "Durchlauferhitzer" fungieren. 

Die entscheidende Basis für die systemische 

Betriebspädagogik ist die auf einer umfas­

senden Analyse des Eignungs- und Nei­

gungsprofils sowie der Stärken und Schwä-

chen aufbauende Selbsterkenntnis. Sie ist die 

zentrale Voraussetzung für die Übernahme 

von Selbstverantwortung, welche durch die 

Potentialanalyse gleichermaßen gefordert 

und gefördert wird. Im Rahmen moderner 

Personalentwicklungsstrategien gehört die 

Potentialanalyse zu den entscheidenden Er­

folgsfaktoren. Erst auf dieser Basis können 

die individuellen Stärken ermittelt, ausgebaut 

und vorhandene Schwächen in Stärken trans­

formiert werden. 

I Betriebliche 
Bildungsarbeit wandelt 

sich zum 
Organisationslernen 

Verbreitete Potentialanalysen liegen u. a. vor 

in Form der Persönlichkeitsstrukturanalyse 

(PSA) 17 sowie des DISG-Profils. 18 Vor allem 

die PSA und das darauf aufbauende indivi­

duelle und unternehmensbezogene Erhe­

bungs-, Diagnose- und Analyseinstrument 

PerPETrUM ermöglicht es, die Mentalstruk­

tur des Unternehmens sowie die Mentalitäten 

der Mitarbeiter einander anzugleichen und 

die Unternehmenskultur im Sinne einer posi­

tiven, den einzelnen in seinen Potentialen 

fördernden "Erlebenskultur" zu verändern. 19 

Von Relevanz für an der Ergebnisqualität ori­

entierte FuU sind zudem die u. a. auf dem 

NLP basierenden Selbstmanagement- und 

Coachingkonzepte. Sie verzeichneten in den 

letzten Jahren geradezu einen Boom vor al­

lem im Rahmen von Führungskräfteschulun­

gen. In ihnen orientieren sich die Lernange­

bote weniger am fach- und stoffbezogenen 

Schulmodell des Lernens, sondern mehr am 

gefühlsmäßigen Erleben sowie den individu­

ellen Glaubenssystemen und Zielsetzungen. 

Ermöglicht werden ein selbstbestimmtes of­

fenes Curriculum, dialogische Lernberatung, 

Coaching, Potentialförderung und Molivie­

rung zur persönlichen Weiterentwicklung so­

wie Teilnehmerorientierung durch curricu-

20 

\ 
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lare Individualisierung. Damit kann den An­

sprüchen der "Lemkunden" nach raschem 

Praxistransfer bei geringer Verfallsge­

schwindigkeit des erlernten Wissens in ho­

hem Maße Rechnung getragen werden. Als 

weitere Parameter für auf ein hohes Maß an 

Eigenaktivität abzielende Lernprozesse kön­

nen gelten: Multidisziplinarität der Lerninhal­

te, Fokussierung auf selbstreflexive, das eige­

ne Sein und die eigene "mentale Program­

mierung" verändernde Lernprozesse, Offen­

heit für die Integration von Lern-, Bera­

tungs-, Coaching- und Arbeitsphasen, Plura­

lität der Lernorte, interaktive multimediale 

Kommunikation, Supervision durch Einsatz 

von Bildungscontrolling etc. Konzeptionell 

basieren die meisten Selbstmanagementstra­

tegien auf dem marktwirtschaftliehen Prinzip 

des "Nutzenbietens und Nutzenerntens". Au­

ßerdem werden "die Erkenntnisse der sog. 

Erfolgslehren genutzt. Hieraus werden in 

Verbindung mit einschlägigen Aussagen der 

Betriebswirtschaftslehre, aber auch anderer 

Disziplinen, grundlegende Prinzipien und 

Gesetzmäßigkeilen des Erfolgs abgeleitet, 

die eine Art ,Methodologie des Erfolgs ' er­

geben". 20 Das Erfolgsgeheimnis dieser Kon­

zepte ist vor allem darin zu sehen, daß es 

Lernen nicht als Erfüllung eigener oder als 

fremd empfundener Ansprüche, sondern als 

einen motivational auf der Erkenntnis der ei­

genen energetischen Grundlagen basierenden 

offenen Prozeß der Selbstmolivierung sowie 

der Zielsetzung und -realisierung interpre­

tiert. So erlaubt z. B. die engpaßkonzentrierte 

Strategie (EKS) in einem mehrschrittigen 

Denk- und Handlungsschema die Kreierung 

und Systematisierung konstruktiver Visionen 

im Hinblick auf die Schaffung eines Absatz­

marktes für Produkte und Dienstleistungen. 21 

Der Ansatz des "Inner Coaching" hat dage­

gen zum Ziel, das Selbstbewußtsein zu stei­

gern, wodurch eine freiere Entfaltung der im 

Inneren verborgenen Kräfte, das Eingehen 

von Risiken, das Ausprobieren von Hand­

lungsalternativen und die gestaltende Opti­

mierung der Systembedingungen für die Ent­

wicklung der eigenen Persönlichkeit möglich 



wird: "Selbst-bewußt-Sein - also seiner 

selbst mehr bewußt sein - ist trainierbar, das 

erlebe ich während meiner Tätigkeit als 

Coach täglich. So wird mir immer wieder 

von neuem klar, wie wichtig es ist, nicht nur 

durch Informationen von anderen zu lernen, 

sondern vor allem durch eine Steigerung der 

eigenen Erlebnisfähigkeit Dadurch wird ein 

schnelleres, intensiveres, freieres und krea­

tiveres Lernen ermöglicht."22 

Die verschiedenen Ansätze der systemischen 

Personal- und Organisationsentwicklung so­

wie der Betriebspädagogik, die Potentialana­

lysen, Selbstmanagement- und Coaching­

programme geben dem einzelnen die Instru­

mentarien einer langfristigen, das persönlich­

geistige Wachstum fördernden Ziel- und Ent­

wicklungsplanung an die Hand. Es liegt na­

he, die genannten Ansätze im Rahmen der 

Entwicklung von Qualitätsstandards für eine 

an einer herausragenden Ergebnisqualität 

orientierte "systemische" Arbeitsmarktpoli­
tik mit dem Ziel zu erschließen, die Eigenak­

tivierung von Arbeitsuchenden dauerhaft zu 

unterstützen, um damit Mut, Risikofreude, 

Selbstbewußtsein, Erfolgszuversichtlichkeit, 

Zielbewußtsein, Durchsetzungsfähigkeit und 

Willenskraft zu fördern . Sie bieten interes­

sante und vielversprechende Ansätze zur 

Formulierung von Qualitätsstandards, wel­

che eine hohe Ergebnisqualität auf der Basis 

umfassender Entwicklungskonzepte erlauben. 

Hierzu wäre ein wichtiger Schritt die Schaf­

fung ganzheitlicher lern- und arbeitsorgani­

satorischer Netzwerke zwischen Arbeitsver­

waltung, Bildungsträgern, Betrieben und Be­

hörden auf lokaler und regionaler Ebene in 

Form vielfaltiger Trainee- und Entwick­

lungspatenschaften, Praktika und Hospita­

tionen. Im Rahmen von Entwicklungspaten­

schaften könnten auch die Betriebe z. B. vom 

Know-how-Zuwachs profitieren, der durch 

an neuen Technologien ausgebildete Prakti­

kanten im Rahmen von Technologie-Trans­

fer-Projekten in die Betriebe hineingetragen 

werden könnte. Bei einem frühzeitigen Auf­

bau von Beziehungsnetzwerken zwischen 

Praktikanten und Betrieben könnten gemein­

same Projekte definiert werden, bei denen 

Praktikanten und Trainees in den Betrieben 

in erheblichem Umfange zur Beschleuni­

gung von Innovationsprozessen beitragen 

könnten. Die Schaffung lokaler und regiona­

ler Netzwerke in der beruflichen Weiterbil­

dung, an der sich die BA, Bildungsträger, Be­

triebe und Behörden beteiligen, könnte dazu 

beitragen, die u. a. durch das "Erlernen" von 

Arbeitslosigkeit bedingte massenhafte "Ver­

schrottung von Humankapital" und die damit 

verbundene Negativspirale zu stoppen. Statt 

dessen wären in der aktiven Arbeitsmarktpo­

litik umfassende Lernen und Arbeiten ver­

knüpfende Potentialentwicklungsprogramme 

zu entwerfen, um die Kluft zwischen den In­

sidern des Beschäftigungssystems und den 

Arbeitsuchenden nicht noch weiter zu vertie­

fen und das derzeit vorherrschende kurz­

schrittige problemorientierte Krisenmanage­

ment durch ein langfristiges potentialorien­

tiertes Chancenmanagement zu ersetzen. 
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Zertifizierung und Qualitäts­
sicherung in der beruflichen 
Weiterbildung 

Fragen der Qualitätssicherung im Be­

reich der beruflichen Weiterbildung 

haben in den letzten Jahren einen 

hohen Aufmerksamkeitsgewinn er­

zielt. Vor diesem Hintergrund wurde 

Infratest Burke Sozialforschung vom 

Bundesinstitut für Berufsbildung mit 

einer Studie beauftragt, die vor al­

lem die Auswirkungen von Gütesie­

gelverbünden und Zertifizierungen 

nach DIN EN/ISO 9000ff. auf die Qua­

lität der beruflichen Weiterbildung 

untersuchen und deren Relevanz für 

die öffentlich geförderte Weiterbil­

dung hinterfragen sollte. Der vorlie­

gende Beitrag behandelt Funktionen 

und Ziele der Qualitätssicherung, an­

gewendete Instrumente und Verfah­

ren, zugrunde gelegte Qualitätskri­

terien und Zertifizierungsinhalte 

sowie bisherige Erfahrungen mit 

den verschiedenen Ansätzen und 

schließt mit einer zusammenfassen­

den Beurteilung und Empfehlungen 

zur Qualitätssicherung in der beruf­

lichen Weiterbildung. 

Konzeption 
des Forschungsprojektes 

Die Grundkonzeption des Forschungsprojek­

tes leitete sich aus den beschriebenen Zielset­

zungen ab und enthielt drei empirische 

Hauptelemente 1: 

• Bestandsaufnahme und Deskription vor­

handener Zertifizierungssysteme bzw. Güte­

siegelansätze; 

• Auswahl und Kontaktierung der zu befra­

genden Zertifizierungsstellen, Gütesiegel­

verbünde und Bildungseinrichtungen; 

• Qualitative Interviews in insgesamt I 0 

Netzwerken. Zu einem Netzwerk gehörten 

jeweils ein Experte aus einer zertifizierenden 

bzw. Gütesiegel attestierenden Einrichtung, 

Verantwortliche für die Qualitätssicherung 

bei zwei dazugehörigen Weiterbildungsträ­

gem und Mitarbeiter des Bildungspersonals 

bei diesen Trägern; außerdem wurden jeweils 

drei Zertifizierungsberater und Experten der 

Bundesanstalt für Arbeit befragt. 

Die Auswahl der Netzwerke erfolgte auf der 

Basis der Bestandsaufnahme in Absprache 

mit dem Auftraggeber. Die Teilnahmebereit­

schaft der Zielpersonen war bemerkenswert 

hoch. Bis auf einen Gütesiegelverbund, der 

eine Teilnahme verweigerte und durch einen 

anderen ersetzt wurde, konnten mit Vertre­

tern aller kontaktierten Stellen Interviews 

durchgeführt werden. 

Ziele und Funktionen von 
Gütesiegeln und 
DIN EN/150-Zertifizierungen 

Unübersehbar wurde die berufliche Weiter­

bildung in Deutschland in den letzten Jahren 

von einer Fülle unterschiedlicher Initiativen 

gekennzeichnet, die darauf abzielen, die 

Qualität von Weiterbildung zu sichern, zu 

verbessern und zu dokumentieren. Die Palet­

te reicht von regionalen Zusammenschlüssen 

von Weiterbildungsträgern über überregiona-
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le Verbünde bis hin zu Vereinen von Trägern 

aus dem betrieblichen Umfeld, die bestimm­

te Marktsegmente bedienen und bewußt auf 

Mitgliederzuwachs verzichten. Neben diesen 

Zusammenschlüssen von Trägern zu Güte­

siegelverbünden läßt sich noch ein zweiter 

"Trend" verzeichnen: Das Interesse an Zerti­

fizierungen nach DIN EN/ISO 9000ff. (im 

folgenden kurz "ISO-Zertifizierung" ge­

nannt). 

Nun sind es jedoch nicht ausschließlich die 

Qualität der angebotenen Dienstleistungen 

betreffende Gründe und Ziele, die das Bemü­

hen um ein Gütesiegel oder Zertifikat moti­

vieren. Vielmehr spielen außerdem eine Rei­

he von sonstigen Erwartungen und Zielen ei­

ne Rolle. Als Gründe für die Mitgliedschaft 

in einem Gütesiegelverbund bzw. als Ziele 

des Bemühens um ein Gütesiegel werden im 

wesentlichen die folgenden Punkte genannt: 

• Marketingstrategische Bedeutung des Gü­

tesiegels; Imagegewinne 

• Marktbereinigende Effekte gegenüber 

"schwarzen Schafen" unter den Weiterbil­

dungseinrichtungen; Gütesiegel als Marktre­

gulativ im Sinne höherer Transparenz und 

vereinbarter Mindestqualität 

• Anregung der internen Qualitätsdiskussi­

on und Steigerung des Qualitätsbewußtseins 

bei den Mitgliedseinrichtungen 

• Synergie-Effekte durch Erfahrungsaus­

tausch und durch eine Vernetzung von Wis­

sen unter den Trägern 

• Effizienzgewinne durch Koordination von 

Aufgaben und Kooperation im Verbund 

• Wirksame Interessenvertretung nach au­

ßen (z. B. gegenüber der Bundesanstalt für 

Arbeit, der Europäischen Union, Ministerien 

etc.). 

Die mit der ISO-Zertitizierung verbundenen 

Erwartungen und Ziele der Träger sind z. T. 

deckungsgleich mit denen, die in bezug auf 

Gütesiegel geäußert werden. Eine große Rol­

le spielen auch hier marketingstrategische 

und imagebezogene Überlegungen, die Er­

wartung marktbereinigender Effekte und die 

Bedeutung von Zertifizierungen als Präven­

tion gegen staatliche Regulierungen. 

Divergierende Einschätzungen zeigen sich 

hinsichtlich der Funktionen der Zertifizierer, 

die - anders als die Zentralen von Gütesiegel­

verbünden - begreiflicherweise weder als In­

teressenvertretung nach außen noch als Foren 

eines Erfahrungsaustausches zertifizierter 

Träger oder als "Beförderer" trägerübergrei­

fender Kooperationen betrachtet werden. 

Darüber hinaus sind folgende Gesichtspunk­

te von Bedeutung: 

• Zertifizierung als Reaktion auf gegenwär­

tige oder zukünftig erwartete Anforderungen 

des Marktes bzw. der Kunden 

• Durch Qualitätsmanagement nach der 

Norm: Effizienzgewinne mittels kritischer 

Durchleuchtung und Optimierung der inter­

nen Arbeitsprozesse und Organisationsstruk­

turen; höhere Kundenzufriedenheit 

• Höhere Transparenz nach innen und außen 

(gegenüber Kunden) 

• Zertifizierung als "rationalisierte" Befrie­

digung unterschiedlicher Kundenwünsche 

im Sinne einer vereinheitlichten Qualitäts­

prüfung. 

Qualitätsbegriffe 
und Qualitätskriterien 

Bei der Qualität beruflicher Weiterbildung 

kann zwischen der Durchführungsqualität, 

der Vorfeld- und der Transferqualität unter­

schieden werden. Die betrachteten Gütesie­

gelverbünde gehen überwiegend von durch­

führungsorientierten Qualitätssicherungsan­

sätzen aus. Aspekte der Beratung im Vorfeld 

oder zum Transfer des Erlernten werden 

weitgehend ausgeklammert. 

Geschäftsbedingungen spielen in den Quali­

tätssicherungsansätzen der Gütesiegelver­

bünde eher eine Nebenrolle. Dagegen geben 

die meisten Verbünde für Räume und Aus­

stattung Kriterien vor, die den Trägern aber 

weitreichende Spielräume belassen. Zur 

Qualifikation des Bildungspersonals ent­

halten praktisch alle Kriterienkataloge oder 

Richtlinien Aussagen, die angesichts der 

Schwierigkeiten, hierfür "universelle" Kate­

gorien zu finden , allerdings sehr allgemein 

gehalten sind. Im Unterschied dazu kommt 

der Weiterbildung der Mitarbeiter keine 

besonders hohe Priorität zu. 

Für Methoden und Lernerfolgskontrollen 

gilt ebenfalls, daß die begriffliche Konkreti­

sierung von Anforderungen große Schwierig­

keiten bereitet. Allgemeine Formulierungen 

geraten leicht in die Nähe von Leerformeln, 

und konkretere Vorgaben können aus der Per­

spektive der Dozenten rasch zum Formalis­

mus werden, der einen kreativen Unterricht 

behindert. Der Anspruch an eine hohe Trans­

parenz von Abschlüssen/Zertifikaten wird 

in allen betrachteten Kriterienkatalogen und 

Richtlinien angesprochen, wenn auch mit un­

terschiedlichen "Härtegraden". Daneben gibt . 

es weitere Vorgaben der Gütesiegelverbün­

de, die sich beispielsweise auf die Empfeh­

lung zusätzlicher Qualitätssicherungssysteme 

(z. B. nach DIN EN/ISO 9001) oder einen 

intensivierten Erfahrungsaustausch der Ein­

richtungen beziehen. 

Fast alle Mitgliedseinrichtungen praktizieren 

zusätzliche Qualitätssicherungsansätze, die 

über die Vorgaben der Gütesiegelverbünde 

teilweise weit hinausgehen. Aus der Sicht 

dieser Bildungseinrichtungen stellen sich die 

Vorgaben der Gütesiegelverbünde als "untere 

Meßlatte" dar. Allerdings können Bildungs­

einrichtungen, deren Standards deutlich hö­

her liegen, durch den Erfahrungsaustausch 

im Verbund für die anderen Mitglieder Ori­

entierungspunkte "nach oben" setzen. 

Der Qualitätsbegriff der ISO-Zertifizierung 

unterscheidet sich grundlegend von dem Ver­

ständnis der Gütesiegelvereinigungen, da 

Qualität im Kontext der ISO-Normen die Er­

füllung selbstdefinierter Anforderungen be­

inhaltet und nicht die Qualität eines Produk­

tes bzw. einer Dienstleistung. Die Norm gibt 
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20 Bereiche vor, in denen eine Beschreibung 

zu erfolgen hat und beläßt die inhaltliche 

Ausgestaltung der definierten Anforderungen 

im Ermessen des Unternehmens. 

Die ISO-Zertifizierung verpflichtet also zu 

einer ausführlichen Dokumentation von Pro­

zessen und Arbeitsabläufen und schreibt die 

beständige Einhaltung des Dokumentierten 

vor, die extern überprüft wird. Eine inhaltlich 

orientierte Analyse der Arbeitsprozesse oder 

ein Hinterfragen selbst eklatanter Defizite 

wird dagegen durch eine ISO-Zertifizierung 

nicht garantiert. Andererseits weist dieser 

Ansatz auch spezifische Stärken auf. Zu nen­

nen sind hier insbesondere der Grundgedan­

ke der Prozeßorientierung, die externe und 

kontinuierliche Überprüfung definierter Qua­

litätsanforderungen, eine hohe Bekanntheil 

beim Bildungspersonal sowie die Verbesse­

rung der unternehmensinternen Transparenz 

- und damit auch die Chance, Schwachstel­

len zu erkennen und Abläufe zu optimieren. 

Verfahren ,und Instrumente 

Gütesiegelvereinigungen und Zertifizie­

rungsgesellschaften unterscheiden sich so­

wohl in ihren Bezugsgrößen für Qualität als 

auch im Hinblick auf die Verfahren und In­

strumente, mit denen sie Weiterbildungsträ­

ger überprüfen. Gütesiegelvereinigungen er­

arbeiten Kriterien, die sie als qualitätsrele­

vant für die Bildungsarbeit betrachten, fixie­

ren diese schriftlich und verpflichten ihre 

Mitglieder darauf, diese Qualitätskriterien 

umzusetzen. In mehr oder weniger großem 

Umfang wird die Umsetzung der Kriterien in 

Aufnahmeprüfungen oder Begutachtungen 

während einer Mitgliedschaft kontrolliert. 

Die Gütesiegelvereinigung fungiert somit als 

Kontrollinstanz, die Qualität definiert und 

Qualitätsstandards festlegt. 

Bei den augewandten Verfahren und Instru­

menten der Qualitätssicherung von Gütesie­

gelverbünden muß zwischen zwei Ebenen 

unterschieden werden: Zwischen Kontroll­

verfahren, mit denen die Einhaltung vorge­

schriebener Qualitätsstandards bei den Mit­

gliedern überprüft wird und zwischen jenen 

Instrumenten, die eine Gütesiegelvereini­

gung ihren Mitgliedern zur Sicherung und 

Kontrolle der Qualität verbindlich oder auf 

einer Empfehlungsbasis nahelegt Eine Be­

trachtung der Instrumente und Verfahren der 

Qualitätssicherung sollte deshalb folgende 

Aspekte berücksichtigen: 

• Prüfverfahren für Aufnahme und Verbleib 

in Gütesiegelvereinigungen, 

• den Einrichtungen vorgeschriebene In­

strumente der Qualitätssicherung und 

• von den Mitgliedern augewandte Instru­

mente und Verfahren. 

Die betrachteten Gütesiegelvereinigungen 

unterscheiden sich sowohl in bezug auf die 

Aufnahmeverfahren für eine Mitgliedschaft 

bzw. die Voraussetzungen für ein Gütesiegel 

als auch bei der Überprüfung der Einhaltung 

von vereinbarten Qualitätsstandards. In der 

Regel muß sich eine an der Aufnahme inter­

essierte Einrichtung zunächst zur Einhaltung 

vereinbarter Mindestqualitätsstandards ver­

pflichten und zur freiwilligen Selbstkontrolle 

bereit erklären. Darüber hinaus variieren die 

Verfahren: Während bei einer Gütesiegelver­

einigung die Entscheidung über die Aufnah­

me einstimmig erfolgen muß, benötigt man 

für die Mitgliedschaft in einer anderen einen 

"Paten" unter den bisherigen Mitgliedern, 

der die Qualitätsfähigkeit bezeugen soll. In 

wiederum anderen Vereinigungen erfolgt ei­

ne Begutachtung durch Vereinsvorstände vor 

Ort, und manchmal werden Checklisten zur 

Selbstauskunft eingesetzt und zur Grundlage 

für eine erste "Bewährung" gemacht. Eine 

stringente und systematische externe Über­

prüfung zu einem späteren Zeitpunkt erfolgte 

bei keiner der Gütesiegelvereinigungen. 2 

Eine vergleichbare Tendenz spiegelt sich wi­

der, wenn es um die in den Kriterienkatalo­

gen oder Qualitätsstandards der Gütesiegel­

vereinigungen vorgeschriebenen Instrumente 

und Verfahren der Qualitätssicherung geht: 
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Zwar werden gewisse Qualitätsstandards 

verbindlich festgelegt, Instrumente und Ver­

fahren zu deren Sicherstellungjedoch schrei­

ben die Vereinigungen ihren Einrichtungen 

weitgehend nicht vor. Die Heterogenität der 

Mitglieder lasse, so das Argument der Be­

fragten , einheitliche Methoden und Instru­

mente der Qualitätssicherung kaum zu. 

Während die Gütesiegelvereinigungen zu 

Qualitätssicherungsinstrumenten und Prüf­

methoden kaum verbindliche Vorgaben ma­

chen, gehen die augewandten Instrumente 

und Verfahren mancher Mitglieder sehr viel 

weiter und beinhalten z. B. folgende Ansätze: 

Institutionalisierte Beratung; Eignungstests 

vor Maßnahmebeginn; regelmäßige Teil­

nehmerbefragungen; Verbleibsanalysen; lern­

zielorientierte Tests; teilnehmende Beobach­

tung des Unterrichts; vorgeschriebene Do­

zentenfortbildungen usw. 

Bei der ISO-Zertifizierung stellt sich dies 

grundlegend anders dar: Die Basis für die 

Kontrolle der Normkonformität des Quali­

tätsmanagementsystems von Weiterbildungs­

trägern bilden, wie bereits erwähnt, die 20 in 

der DIN EN/ISO 9001 unter dem Oberpunkt 

4 "Forderungen an das Qualitätsmanage­

mentsystem" dargelegten Qualitätselemente. 

Mit einer Festlegung inhaltlich qualitätsrele­

vanter Kriterien bzw. Standards ist der Zerti­

fizierer als Kontrollinstanz üblicherweise 

nicht befaßt. Es ist Aufgabe des zertifizie­

rungswilligen Unternehmens, innerhalb sei­

ner Qualitätspolitik die Anforderungen selbst 

zu definieren. Die 20 Elemente der Norm be­

ziehen sich lediglich auf definierte Bereiche, 

in denen eine Dokumentation der internen 

Verantwortlichkeiten, Arbeitsprozesse und 

Organisationsstrukturen und nicht zuletzt ei­

ne Beschreibung der Instrumente des Quali­

tätsmanagements zu erfolgen hat. 

Die Zertifizierungsgesellschaft überprüft 

nicht die Einhaltung extern definierter Quali­

tätsstandards, sondern lediglich die Ange­

messenheit der im Handbuch angegebenen 



Instrumentarien des Qualitätsmanagements 

in bezug auf die angestrebten qualitätspoliti­

schen Ziele. Bei einer Zertifizierung nach 

DIN EN/ISO 9001 bleibt es somit den Wei­

terbildungsträgern vorbehalten, die Metho­

den zur Überprüfung der in ihrer Qualitäts­

politik festgelegten Anforderungen in vollem 

Umfang selbst zu bestimmen. Entsprechend 

variieren die angewandten Instrumente und 

Verfahren der Qualitätssicherung bei ver­

schiedenen zertifizierten Trägern sehr stark. 

Interne Auswirkungen bei 
Bildungsträgern 

Als "Interne Auswirkungen" bezeichnen wir 

Effekte, die sich auf die alltägliche Arbeit des · 

Bildungsträgers auswirken. Ob und inwie­

weit die Mitgliedschaft bei einem Güte­

siegelverbund sich auf die Qualität der Bil­

dungsarbeit auswirkt, bewerten die Exper­

ten sehr zurückhaltend: Keiner der Befragten 

gibt an, eine entsprechende Mitgliedschaft 

bzw. das Gütesiegel wirke sich unmittelbar 

auf die Qualität aus. Allerdings äußern die 

meisten, daß man durch die Diskussionen im 

Verbund und durch die interne Auseinander­

setzung mit Qualitätsfragen viele Anregun­

gen bekommen habe, die sich letztlich sicher 

auch positiv auswirkten. 

Auch sehr kritische Stimmen sind in diesem 

Zusammenhang zu hören: Einzelne Vertreter 

aus Weiterbildungseinrichtungen betonen, 

daß die Gütesiegel keinen Einfluß auf die 

Qualität der Bildungsarbeit hätten, da die 

Qualitätskriterien ihres jeweiligen Gütesie­

gelverbunds aufgrund der Heterogenität der 

Träger sehr allgemein gehalten sein müßten; 

fast alle Weiterbildungsanbieter überstiegen 

diese Meßlatte ohnehin bei weitem. Die Aus­

einandersetzung mit Qualitätsfragen bewirkt 

allerdings überall dort, wo sie in die Einrich­

tungen hineingetragen wird, eine Stärkung 

des Qualitätsbewußtseins. Darin sehen fast 

alle Befragten einen wesentlichen internen 

Effekt in Verbindung mit Gütesiegeln und 

ISO-Zertifizierungen. 

Im Kontext der ISO-Zertifizierung richten 

sich die Wahrnehmungen vor allem auf die 

organisatorische und strukturelle Qualität. 

In der Mehrzahl berichten die befragten Ex­

perten, daß sie diesbezüglich gute Erfahrun­

gen mit der Einführung eines Qualitätsma­

nagementsystems nach DIN EN/ISO 9001 

gemacht hätten. Ob sich durch die Zertifizie­

rung Verbesserungen der inhaltlichen Qua­

lität der Bildungsarbeit unmittelbar ergeben, 

bezweifeln die Befragten dagegen einhellig. 

Ein wesentlicher Grund dafür sei auch das 

"plakettenorientierte" und nicht langfristig 

qualitätsbezogene Interesse mancher Träger 

an dem Zertifikat. 

I Auseinandersetzung 
mit Qualitätsfragen 
bewirkt Stärkung 

des Qualitätsbewußtseins 

Die interne Transparenz der Qualitätspoli­

tik und der gesamten Aufgaben und Prozesse 

in der Bildungsarbeit läßt sich mit einem Gü­

tesiegel bzw. der Mitgliedschaft in einer ent­

sprechenden Vereinigung nicht automatisch 

verbessern. Dort, wo Mitarbeiter stark in die 

internen Prozesse und die qualitätspolitische 

Arbeit mit einbezogen werden, geschieht 

dies weitgehend unabhängig von Vorgaben 

oder Richtlinien der Verbünde. Dagegen füh­

ren die Einrichtung eines Qualitätsmanage­

mentsystems und die ISO-Zertifizierung den 

Erfahrungen zufolge meist zu einer erhöhten 

internen Transparenz, weil sie eine Auseinan­

dersetzung mit Strukturen, Prozessen und 

Verantwortlichkeilen und eine Einbeziehung 

zumindest der festangestellten Mitarbeiter 

voraussetzen. 

Daß Zertifizierungen nach DIN EN /ISO 

9001 oft sehr stark mit einer gewissen Büro­

kratisierung einhergehen können, gilt fast 

schon als ein Allgemeinplatz. Die Erfah­

rungshorizonte der Befragten sind diesbe­

züglich jedoch nicht immer identisch. Das 

Maß der Bürokratisierung bleibt den einzel­

nen zertifizierten Einrichtungen sehr stark 

überlassen, hängt aber auch ab von ihrer Er­

fahrung im Umgang mit der Norm. 

Einigkeit besteht bei den Befragten darin, 

daß die Einrichtung eines Qualitätsmanage­

mentsystems nach DIN EN /ISO 9001 und 

die Zertifizierung mit hohen Kosten verbun­

den sind. Ob sich diese amortisieren, läßt 

sich für die zertifizierten Einrichtungen bis­

her meist noch nicht abschätzen; die Erwar­

tungen sind diesbezüglich sehr geteilt. Wie 

hoch der Kostenaufwand bis zur Zertifizie­

rung ist, hängt den Einschätzungen zufolge 

in erster Linie vom Stand der Qualitätsma­

nagementbemühungen vor dem Entschluß 

zur Zertifizierung ab. 

Einflüsse auf Bildungsnachfrager 

Wie reagieren Bildungsnachfrager auf Gü­

tesiegel? Hier gibt es nicht nur Unterschiede 

zwischen Gütesiegelzusammenschlüssen, 

sondern auch zwischen verschiedenen Nach­

fragergruppen, die mit einem Siegel erreicht 

werden sollen. Positive Reaktionen sind bei 

öffentlichen Auftraggebern (wie z. B. der 

Bundesanstalt für Arbeit) und bei nachfra­

genden Firmen zu registrieren; bei privaten 

Einzelnachfragern hängen eventuelle Effekte 

weitgehend von ihrem Sensibilisierungsgrad 

für Fragen der Qualität und von ihrem Infor­

mationshintergrund ab. Regionale Zusam­

menschlüsse erreichen bei ihnen einen höhe­

ren Bekanntheitsgrad und damit Aufmerk­

samkeitswert als überregionale. 

Auch die Resonanz auf das Zertifikat nach 

DIN EN/ISO 9001 wird je nach den Märk­

ten, in denen sich zertifizierte Träger bewe­

gen, unterschiedlich eingeschätzt; das Zerti­

fikat gilt ebenfalls vor allem für den Bereich 

von Firmennachfragern und öffentlichen 

Auftraggebern als relevant. - Die Erfahrun­

gen der Bildungsträger bewegen sich zwi­

schen vollkommenem Desinteresse von Kun-
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den an dem Zertifikat und der Erfahrung, daß 

die Zertifizierung eine Voraussetzung dar­

stellt, um mit bestimmten Firmen überhaupt 

ins Geschäft zu kommen. 

Während ein Teil der Experten davon aus­

geht, daß Gütesiegel eine qualitative Selek­

tion forcieren und damit eine gewisse Ver­

gleichbarkeit und Transparenz am Weiterbil­

dungsmarkt schaffen, erwarten andere von 

Gütesiegeln keine wirklichen Transparenzge­

winne. Soweit Teilnehmer jedoch durch die 

Arbeit der Gütesiegelverbünde in Qualitäts­

fragen sensibilisiert würden und eine offensi­

ve Informationspolitik in bezug auf Quali­

tätsstandards und -kriterien betrieben werde, 

könnte eine höhere Transparenz der Qualität 

von Weiterbildungsangeboten erzielt werden. 

Eine wirkliche Vergleichbarkeit von Angebo­

ten oder Trägern bzw. deren jeweiliger Quali­

tät wird auch bei der ISO-Zertifizierung von 

einer Mehrzahl der Experten angezweifelt. 

Dennoch schaffe die Zertifizierung eine ge­

wisse Transparenz dadurch, daß sie Nachfra­

gern die Möglichkeit eröffne, sich ausführ­

lich mit der Qualitätspolitik und den entspre­

chenden Vorgaben in einem Unternehmen 

vertraut zu machen. Ob der einzelne private 

Nachfrager tatsächlich in der Lage ist, sich 

durch die Auseinandersetzung mit Quali­

tätsmanagementhandbüchern einen realisti­

schen Überblick über die Qualität eines Bil­

dungsträgers zu verschaffen, erscheint aller­

dings eher zweifelhaft. 

Haupteffekte am Markt der 
Weiterbildungsanbieter 

Vor allem drei wesentliche Effekte lassen 

sich in Verbindung mit der Gründung von 

Gütesiegelzusammenschlüssen am Markt 

konstatieren: Zum einen eine Anregung der 

Qualitätsdiskussion, die letzten Endes auch 

bei den Weiterbildungsanbietern ein höheres 

Qualitätsbewußtsein schaffe, und zum an­

deren innerhalb der Gütesiegelvereinigungen 

engere Kooperationsmöglichkeiten und ei­

ne bessere Koordination von Anbietern und 

Angeboten. Nicht zuletzt bewirkten die Gü­

tesiegelzusammenschlüsse auch eine gewisse 

Selektion des Marktes insofern, als unseriöse 

Anbieter ausgegrenzt würden. 

I Zertifizierung erhöht 
die unternehmensinterne 

Transparenz 
von Abläufen 

Auch bei der ISO-Zertifizierung ist von einer 

Ausgrenzung unseriöser Anbieter die Rede, 

gleichzeitig aber erwarten viele der Befrag­

ten eine Selektion des Marktes nach den Kri­

terien der Solvenz und vor allem der Größe 

von Trägern: Durch den Trend zu Zertitizie­

rungen nach den ISO-Normen wachse wahr­

scheinlich der Druck auf kleinere Weiterbil­

dungseinrichtungen, sich ebenfalls um ein 

Zertifikat zu bemühen. Diesen fehlten aber 

häufig die finanziellen Voraussetzungen für 

den Aufbau eines Qualitätsmanagementsy­

stems und die Zertifizierung. Eine Selektion 

der Weiterbildungsszene nach dem Ge­

sichtspunkt der Größe von Unternehmen be­

deute, so einzelne Befragte, eine ungute 

Wettbewerbsverzerrung auf dem Markt. 

Im Zuge des Trends zu Zertifizierungen kön­

ne es außerdem zu einer Kommerzialisie­

rung der Qualitätsbemühungen kommen: 

Zertifizierung bedeute auch ein "Riesenge­

schäft". Damit bestehe die Gefahr, daß nicht 

mehr Qualitätsmanagement im Vordergrund 

der Bemühungen stünde, sondern eher Ge­

schäftsinteressen. 

Zusammenfassende Bewertung 

Stärken der Gütesiegelverbünde sind vor 

allem folgende Punkte: die Ausgrenzung 

"schwarzer Schafe" unter den Bildungsträ­

gern; die Bereitstellung eines Diskussionsfo-
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rums für Qualitätsfragen; die Förderung des 

Erfahrungsaustauschs, der Impulse für die 

Qualitätssicherung bei den Mitgliedseinrich­

tungen gibt; eine Erleichterung von Koopera­

tionen der Mitgliedseinrichtungen sowie, bei 

einzelnen Gütesiegelverbünden, ein verbes­

serter Teilnehmerschutz. 

Als Schwächen der Gütesiegelverbünde 

lassen sich erkennen: das Fehlen einer konti­

nuierlichen und systematischen Überprüfung 

der Einhaltung von Qualitätsstandards; die 

begrenzte Reichweite des Qualitätsbegriffs, 

bei der Vorfeld- und Transferqualität weitge­

hend außer Betracht bleiben; der relativ nied­

rige Verbindlichkeitsgrad der vorgegebenen 

Kriterien; die fehlende Bekanntheil der qua­

litätspolitischen Vorgaben beim festangestell­

ten Bildungspersonal sowie die insgesamt 

eher geringe Transparenz für Nachfrager. 

Als Stärken der ISO-Zertifizierung sind 

hervorzuheben: der Grundgedanke der Pro­

zeßorientierung; die externe Überprüfung; 

eine kontinuierliche Überprüfung; die Doku­

mentationspflicht; die hohe Bekanntheit 

beim Bildungspersonal sowie eine Erhöhung 

der unternehmensinternen Transparenz von 

Abläufen. 

Als Schwächen der ISO-Zertifizierung 

können gelten: die "Bildungsferne" des Nor­

mensystems; die fehlende Überprüfung in­

haltlicher Qualität; die schwierige Umset­

zung für die Bildungsträger; die Gefahr der 

Überbürokratisierung; eine mögliche Ver­

schlechterung der Marktchancen kleinerer 

Bildungsträger; die geringe Bekanntheil bei 

externen Mitarbeitern sowie eine nicht aus­

reichende Transparenz für Nachfrager. 

Insgesamt verdeutlicht die Gegenüberstel­

lung der Stärken und Schwächen, daß sowohl 

Gütesiegelverbünde als auch ISO-Zertifizie­

rungen zur Qualitätssicherung in der beruf­

lichen Weiterbildung beitragen können, daß 

aber keiner der beiden Ansätze einen "Kö­

nigsweg" darstellt. Etwas vereinfacht läßt 



sich nach der Gegenüberstellung der Vor­

und Nachteile der jeweiligen Verfahren fol­

gendes Fazit ziehen: 

"Die ISO-Zertifizierung konzentriert sich auf 

verbindliche Verfahren der Überprüfung und 

vernachlässigt die Diskussion inhaltlicher 

Qualitätskriterien, während sich die Gütesie­

gelverbünde auf die Entwicklung inhaltlicher 

Qualitätskriterien konzentrieren und den Ein­

satz verbindlicher Kontrollverfahren ver­

nachlässigen."3 

Empfehlungen 

Nach wie vor besteht Handlungsbedarf zur 

Verbesserung der Qualität in der beruflichen 

Weiterbildung. Ansatzpunkte für Verbesse­

rungen lassen sich in verschiedenen Hand­

lungsfeldern erkennen. Wir empfehlen ein 

differenziertes Maßnahmepaket, das folgen­

de Hauptkomponenten beinhaltet: die Ver­

besserung der Transparenz, eine weitere Pro­

fessionalisierung des Bildungspersonals, den 

Ausbau der Selbstkontrolle sowie externe 

Kontrollansätze. 

Transparenz: Ebenso wichtig wie der Aus­

bau von Weiterbildungsdatenbanken ist eine 

Verstärkung der Weiterbildungsberatung. 

Auch Checklisten zur Beurteilung von Maß­

nahmen und Trägem können als Orientie­

rungshilfen dienen, setzen aber viel Eigenin­

itiative voraus. Zur Verbesserung der Trans­

parenz erscheint darüber hinaus eine stärkere 

Harmonisierung von 

ten erforderlich. Last not least ist der Ausbau 

von "Warentests" in der Weiterbildung zu 

nennen, also das systematische Vergleichen 

konkreter Bildungsangebote durch neutrale 

Stellen wie z. B. die Stiftung Warentest Die­

ser Ansatz erfüllt die Forderung nach mehr 

Transparenz am unmittelbarsten, weil es da­

durch möglich wird, auf erfahrungsgestützte 

Einschätzungen zu rekurrieren , ohne entspre­

chende Erfahrungen erst selbst machen zu 

müssen. 

Weitere Professionalisierung des Bildungs­

personals: Diese kann zum einen bei der 

Förderung des Erfahrungsaustauschs zwi­

schen Verantwortlichen und Bildungsmitar­

beitern verschiedener Einrichtungen anset­

zen, um Impulse für die Qualitätsdebatte zu 

geben und das Qualitätsbewußtsein zu stei­

gern. Einen zweiten Ansatz bietet der Ausbau 

der Fortbildung für Bildungsmitarbeiter, et­

wa in Form eines "Qualifizierungspasses" 

auf der Basis von Mindeststandards, die von 

den Trägern gemeinsam entwickelt werden. 

Ausbau der Selbstkontrolle: In Gütesiegel­

verbünden halten wir eine Erweiterung des 

Qualitätsbegriffs auf Aspekte der Vorfeldqua­

lität (insbesondere Beratung) und eine stär­

kere Berücksichtigung der Transferqualität 

für empfehlenswert. Ein weiterer Ansatz­

punkt wären kontinuierliche Qualitäts­

prüfungen, die durchaus auch bei Beibehal­

tung des Prinzips der Selbstkontrolle das 

Qualitätsbewußtsein von Trägern schärfen 

könnten. Dagegen erscheinen Ansätze, die 

auf eine Verbesserung der für die Qualität 

von Weiterbildung zweifellos zentralen Kri­

terien der Qualifikation des Bildungsperso­

nals oder der Methodik/Didaktik gerichtet 

sind, eher als problematisch: Hier besteht fast 

nur die Wahl zwischen Formalismus und 

Leerformeln. 

Externe Kontrollansätze: Der Ansatz der 

ISO-Zertifizierung läßt sich mit zusätzlichen 

Elementen externer Kontrolle verbinden, in­

dem z. B. Zertifizierern und Auditoren im 

Bildungsbereich bestimmte qualifikatorische 

Grundvoraussetzungen vorgeschrieben wer­

den. Eine andere Möglichkeit wären Erwei­

terungen der ISO-Zertifizierung um anbieter­

übergreifende Qualitätsstandards als Instru­

ment für die öffentlich geförderte Weiterbil­

dung. Dieses "Modell ISO-Plus", das nicht 

mehr von selbstgesetzten Standards der Bil­

dungsanbieter, sondern von übergreifenden 

Vorgaben ausgehen würde, könnte jedoch 

ebenfalls zu negativen Folgen für kleinere 

Anbieter führen. Außerdem müßte die Neu-

tralität der prüfenden Institution gewährlei­

stet sein. 

Bei der AFG-geförderten Weiterbildung hal­

ten wir folgende Punkte für empfehlenswert: 

den weiteren Ausbau überregionaler Prüf­

gruppen der Bundesanstalt für Arbeit; eine 

Stärkung des Dezentralisierungsprinzips der 

Arbeitsverwaltung; die Entwicklung von 

Operationalisierungsempfehlungen zur Um­

setzung der AFG-Kriterien und Förderrichtli­

nien von seiten der Bundesanstalt für Arbeit 

sowie eine ausreichende Mittelausstattung 

und stärkere Kontinuität der Förderung. Al­

lerdings sehen sich Bemühungen zum Aus­

bau der öffentlichen Verantwortung in der 

Qualitätssicherung mit einem Grundproblem 

konfrontiert: Es existiert nur ein schmaler 

Grat zwischen einer Überregulierung, die der 

notwendigen Flexibilität und Innovations­

fähigkeit im Weiterbildungssystem diametral 

gegenübersteht, und einem Laisser-faire mit 

der Gefahr von intransparentem Wildwuchs 

und qualitätsbezogener BeliebigkeiL 

Anmerkungen: 

1 Ku wan, H.; Waschbiisch, E. : Zertifizierung und 

Qualitiitss icherung in der beruflichen Weiterbildung. 

Bundesinstitut f ür Berufsbildung. Der Generalsekre­

tär. Bielefeld 1996 (B erichte zur beruflichen Bildung, 

H. / 93), s. 9- 12 
2 Einzeln e Gütesiegelve rbünde planten j edoch, dies 

einzuf ühren. 
3 Ku wan , H.; Waschbüsch, E.: Zertifizierung .. 

a. a. 0. , S. 81 
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Ganzheitliche berufliche Rehabili­
tation Erwachsener- zur 
Entwicklung und Erprobung hand­
lungsorientierter Lernsituationen 

Die Geschäftsführer der in der Ar­

beitsgemeinschaft Deutscher Be­

rufsförderungswerke zusammenge­

schlossenen Einrichtungen haben 

am 22. 6. 95 ein Entwicklungsprojekt 

beschlossen, das tiefgreifende Ver­

änderungen in ihrer didaktischen 

Konzeption herbeiführen könnte. 

Das Institut für Berufs- und Wirt­

schaftspädagogik an der Universität 

Hamburg wurde mit der wissen­

schaftlichen Begleitung betraut. Es 

kooperiert dabei mit dem CNC-Zen­
trum Hamburg. ln jedem der teilneh­

menden 24 Berufsförderungswerke 1 

wird je ein "Projektlehrgang" "hand­
lungsorientiert" durchgeführt. Die 
Laufzeit ist vom 1. 7. 95 bis zum 

31.12. 98. 

Ausgangssituation und 
Intentionen des 
Entwicklungsprojekts 

Die berufliche Rehabilitation Erwachsener 

findet in der Bundesrepublik vorwiegend in 

Berufsförderungswerken (BFWen) statt. Die 

27 in der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Be­

rufsförderungswerke zusammengeschlosse­

nen Einrichtungen mit einer Platzkapazität 

von rund 15 000 bieten nach ihrem Selbst­

verständnis eine qualifikations- und persön­

lichkeitsorientierte berufliche Rehabilitation 

von Erwachsenen, die sich aus gesundheitli­

chen Gründen für eine neue Berufstätigkeit 

qualifizieren müssen. Die in den 60er Jahren 

entwickelte Konzeption ist nach wie vor gül­

tig, wenngleich sie in den vergangeneo Jah­

ren ständig weiterentwickelt wurde. 2 

So bieten die BFWe nicht nur didaktische 

Leistungen fachtheoretischer, allgemeinbil­

dender und berufspraktischer Ausrichtung, 

sondern auch umfassende medizinische, psy­

chologische und sozialpädagogische Bera­

tung und Betreuung. Sie fördern die Wieder­

eingliederung der Rehabilitanden/ -innen 

(der Frauenanteil beträgt rund 20 Prozent) 

zudem durch gezielte Berufsfindung, Vorför­

derung und intensive Nachsorge. Die Tragfä­

higkeit dieses Konzepts hat sich in den ver­

gangeneo 25 Jahren erwiesen, insbesondere 

dokumentiert durch Anmeldezahlen, die über 

den angebotenen Kapazitäten lagen, sowie 

durch Eingliederungsquoten, die seit 1976 

per schriftlicher Nachbefragung jeweils ein 

Jahr nach Beendigung der Maßnahme ermit­

telt wurden und über 80 Prozent lagen. Im 

Zuge der neuerlichen Arbeitsmarktveren­

gung erlebten sie aber teilweise drastische 

Einbrüche. 

Drei Gründe sind für die Projektinitiative 

ausschlaggebend 3: 

• Frontalunterricht und Vier-Stufen-Methode 

tragen wenig zur Entwicklung von Schlüssel­

qualifikationen bei. Sie müssen deshalb um 

"handlungsorientierte Methoden" ergänzt 

werden. "Handlungsorientierung" ist nicht 

bloß eine Sammlung aktivierender Methoden 

und Materialien, sondern ein umfassendes 

Konzept. Dieses Konzept erscheint beson­

ders geeignet, um die Zielsetzung ganzheit­

licher, persönlichkeitsorientierter beruflicher 
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Rehabilitation einzulösen. Einer Fülle theo­

retisch-präskriptiver Abhandlungen steht ein 

Fehlbestand an pragmatisch-deskriptiven 

Arbeiten gegenüber, denen ein akzeptabler 

Orientierungswert für die angestrebte didak­

tische Umgestaltung in den Berufsförde­

rungswerken zugesprochen werden könnte. 4 

I BFWE müssen auf 
veränderten 

Personenkreis reagieren 

• Der Personenkreis ist einem starken Wan­

del im Hinblick auf die vorliegenden Funk­

tionseinschränkungen unterworfen. Üitho­

pädische Schädigungen stellten über viele 

Jahre mit einem Anteil von ca. 60 Prozent die 

Hauptursache für eine Reha-Maßnahme dar; 

sie bilden nach wie vor den Kern der Behin­

derungen, aber mit deutlich gesunkenem An­

teil. Psychische Beeinträchtigungen mit ei­

nem geschätzten Anteil von 15-20 Prozent 

sowie allergene Beeinträchtigungen und 

muskuläre Erkrankungen sind ebenfalls zu­

nehmend Ursache für eine berufliche Neu­

orientierung. BFWe sind gezwungen, auf die 

veränderte Zusammensetzung des Personen­

kreises mit veränderten Beratungs- und Be­

treuungsangeboten zu reagieren, besonders 

aber mit einer Veränderung ihrer didakti­

schen Konzeption. 

• Der Arbeitsmarkt in Deutschland hat sich 

in den letzten Jahren äußerst ungünstig ent­

wickelt. Nahezu 1,5 Mio. Arbeitsplätze wur­

den wegrationalisiert. 5 Außenbewerber haben 

nur Chancen auf eine Einstellungszusage, 

wenn sie mit Qualifikationen aufwarten, die 

heute als Schlüsselqualifikationen beschrie­

ben werden. 6 Rehabilitanden/ -innen müssen 

nicht nur die geforderten Qualifikationen 

mitbringen, sie müssen auch "besser sein als 

ihre Mitbewerber I -innen", weil sie mit dem 

Stigma der gesundheitlichen Beeinträchti­

gung behaftet sind und während ihrer Um­

schulung keine · betriebsspezifische Ausbil­

dung erfuhren. 

Abbildung 1. 

Handlungsorientiertes Lernen 

------ I --------Voraussetzungen 
der Lernenden 
als Grundlage 

MIKROSTRUKTURELLES 
LEHR-LERN-SYSTEM 

• Fallstudien 
• Rollenspiele 
• Projekte 
• Ernstaufträge 

künftige Lebens­
situationen 

Beruf Privatsphäre 

\ 

Vorkenntnisse 
Erfahrungen 

Interessen, 
Neigungen, 
Begabungen 

Gesellschaft Individuum 

bietet Freiräume für Selbst­
organisation: 

• Aktivitätsspielraum 

• Dispositionsspielraum 

• Kommunikationsspielraum 

• Interaktionsspielraum 

• Entscheidungsspielraum 

legt .,Modell der vollstän­
digen Handlung" zugrunde: 

(1) Informieren 

/ 
(6) Auswerten (2) Planen 

) 

(5) Kontrollieren (3) Entscheiden 

/ 
(4) Ausführen 

• vermeidet Fächerzersplitterung, 

• definiert Lernbereiche anstelle von lnhaltsvorgaben, 

• setzt Bildungspläne an die Stelle von Lehrplänen 

MAKROSTRUKTURELLES 
LEHR-LERN-SYSTEM 
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Das Konzept des 
Entwicklungsprojekts 

Übersicht 1· Leitbild handlungsorientierter Gestaltung in Lernsituationen 

Das Konzept läßt sich mit folgenden Katego­

rien präzisieren: 

• Es fußt auf der Leitidee ganzheitlich-per­

sönlichkeitsfördernd-handlungsorientierter 

Didaktik beruflicher Rehabilitation (Abb. 1). 

• Fachdienstliche Beratungs- und Betreu­

ungsangebote werden in das didaktische 

Konzept integriert. 

• Es setzt den Schwerpunkt auf didaktische 

Fragen der Lernprozeßgestaltung. 

• Es ist mit einer Laufzeit von dreieinhalb 

Jahren so bemessen, daß ein kompletter 

Lehrgang je Berufsförderungswerk ein­

schließlich drei- bis viermonatigem Vorberei­

tungslehrgang vorbereitet, betreut und evalu­

iert werden kann. 

Das Entwickungsprojekt richtet sich sowohl 

auf kaufmännische als auch technische Berufe. 

Jede der beteiligten Einrichtungen stellt ei­

nen "Projektlehrgang", der "handlungsorien­

tiert" gestaltet wird: ein überschaubar kleiner 

Kreis von pädagogischen Mitarbeitern/ -innen 

betreut ihn, auf feste Stundeneinteilungen 

kann verzichtet werden, Theorie- und Praxis­

inhalte werden integriert, aktivierende Me­

thoden eingesetzt. Dieser Projektlehrgang 

stellt gleichsam ein innerbetriebliches Ent­

wicklungsprojekt, ein Modell für weitere 

Lehrgänge dar, an dem sich die Mitarbeiter I 

-innen der BFWe auf ihrem Weg zu didakti­

schen Innovationen orientieren können. 

Die didaktischen Maximen, nach denen der 

Projektlehrgang eingerichtet wird, sind in ei­

nem "Leitbild" konkretisiert (s. Übersicht I): 

Die für den Projektlehrgang verantwortlichen 

Mitarbeiterl-innen bilden ein "Reha-Team", 

dessen Aufgaben von der Planung des Lehr­

gangs über die Betreuung bis zur Evaluation 

der Lernergebnisse reichen. Diesem Team 

gehören drei oder vier pädagogische Mit­

arbeiter/ -innen, ein/ e Sozialarbeiter I -in/ 

-pädagoge/-in und eine Psychologin/ein Psy­

chologe an. Die Mitwirkung des Ärztlichen 

Organisation 

Ziele 

Inhalte 

Methoden 

Materialien 

Lernerfolgs-
kontrolle 

Kommunikation 

Selbstverständnis 
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Essentials I 
3-4 Ausbildungsmitarbeiter 
Ein Vorbereitungslehrgang ist 
integraler Bestandteil des Kon-
zeptes, muß also auch perso-
nell rnit der Hauptmaßnahme 
verzahnt werden, indem min-
destens eine der beteiligten 
Lehrkräfte auch im Vorberei-
tungs/ehrgang tätig ist 

Persönlichkeitsbildung unter 
Einschluß von Kenntnis- und 
Fertigkeitsvermittlung; P.erspek-
tive: Entwicklung beruflicher 
Handlungskompetenz (se/bstän-
dige Planung, Durchführung 
und Kontrolle von Praxisauf-
gaben) 

Theorie und Praxis werden ver-
zahnt; die Inhalte von Ausbil-
dungsrahmenplan und Rahmen-
Iehrplan werden gebündelt und 
unter dem Gesichtspunkt des 
Einsatzes von "Lernarrange-
ments" neu systematisiert 

Praxisaufgaben, Planspiele, Pro-
jekte, Rollenspiele; zugelassen 
auf Anforderung der Teilneh-
merlnnen: Kurzvorträge, 
Lehrgespräche; Einbezug von 
Visualisierungs- und Akti-
vierungstechniken: Metaplan, 
Brainstorming, Mind map etc. 

authentische, Modelle 

soweit wie möglich in der 
Hand der Tei/nehmerlnnen, 
selbstorganisiert, bezogen auf 
die vordem besprochenen und 
vereinbarten Lehrgangsziele; 
teambezogen neben Einzelprü-
fung 

partnerschaft/ich, recherchieren-
des, gegenseitiges Lernen; Be-
tonung des Erfahrungsaustau-
sches 

Lernberaterln, Moderatorln, 
Selbst-Lernende(r) 

Zu Vermeidendes 

Aufteilung nach fachlichen Ge-
sichtspunkten auf mehr als 4 
Lehrkräfte; Hierarchie zwischen 
"Dozenten" und "Ausbildern"; 
Differenzierung zwischen Theo-
rielehrern und Praxisausbi/dern; 
Aufteilung auf Werkstatt und 
Unterrichtsraum, 
handlungsorientierte Haupt-
maßnahme und konventioneller 
RVL 

reine Kenntnis- und Fertigkeits-
vermittlung; Ausführen nach 
Anweisungen 

Abarbeiten von fachbezogenen 
Lehrplaninhalten 

Dominanz von Vorträgen, 
Lehrgesprächen, Auftrags-
abarbeitung 

Dominanz papierener Medien 

ausschließlich fremdbestimmt 
durch Lehrkräfte; ausschließlich 
auf Einzelleistung abgestellt 

hierarchisch, Subjekt-Objekt-Be-
zug; linearisierte Kommunika-
tionsbeziehung, Frontalunter-
richt, Dominanz der Vier-Stu-
fen-Methode in der praktischen 
Unterweisung 

Ausbilderln, Lehrerin 



Dienstes im Team soll sichergestellt werden. 

Die hochdifferenzierte Fächerteilung (in Ein­

zelfällen in der Vergangenheit bis zu 18 ver­

schiedenen "Theoriefächern" pro Lehrgang) 

wird zugunsten einer themenintegrativen 

Lernorganisation aufgegeben. Der auf den 

Projektlehrgang hinführende Reha-Vorbe­

reitungslehrgang von 12 bis 14 Wochen Dau­

er wird mit der Hauptmaßnahme personell 

und inhaltlich verzahnt. 

Die Betreuungsgruppen der Projektlehrgänge 

qualifizieren sich für ihre Arbeit unter Lei­

tung von Mitgliedern des Hamburger Pro­

jektteams. Die Qualifizierung im Rahmen 

mehrtägiger Seminare besteht aus systemati­

schem Erfahrungsaustausch sowie gemeinsa­

mer konzeptioneller Arbeit an der Planung 

und Gestaltung der Projektlehrgänge. Die 

Gruppen werden "vor Ort" betreut und bera­

ten; sie erhalten Unterstützung bei der Suche 

nach geeigneten Ausbildungsmaterialien. Zu 

diesem Zweck wurden die beteiligten BFWe 

zu sogenannten "Qualifizierungsringen" ge­

bündelt Geweils drei bis fünf unter Beach­

tung fachlicher Zuordnung und regionaler 

Nähe). 

Bislang liegen keine empirisch "harten" Da­

ten vor, mit denen die Überlegenheit hand­

lungsorientierten Lernens gegenüber konven­

tionellen Lehr-/Lernformen nachgewiesen 

worden wäre. Gleichwohl muß sich ein ver­

ändertes Lernkonzept der Prüfung seiner Ef­

fektivität stellen. Klassische empirische So­

zialforschung evaluiert nach dem Paradigma 

"Forscher - Beforschte". Ein solches Para­

digma widerspricht dem handlungsorientier­

ten Ansatz. Wenn die Rehabilitanden/-innen 

ihre Lernprozesse weitgehend selbständig 

planen, strukturieren und kontrollieren sol­

len, dann müssen auch die Betreuungsgrup­

pen der Projektlehrgänge ihr Handeln weit­

gehend selbständig planen, strukturieren und 

kontrollieren können. Deshalb werden mit 

ihnen im Rahmen der Qualifizierungsringe 

die Maßstäbe und Erhebungsformen der Eva­

luation konzipiert, so daß sie diese in Ab-

stimmung mit dem Hamburger Projektteam 

weitgehend selbstverantwortlich vornehmen 

können. 

Das Konzept läßt erkennen, daß Tendenzen 

der Arbeitsorganisation entwickelter Wirt­

schaftsbetriebe aufgenommen werden: 

Teamorganisation mit weitgehender Selbst­

steuerung, bei der die Verantwortung von der 

Planung über die Strukturierung und Gestal­

tung der Arbeit bis hin zu deren Evaluation 

sogenannten teilautonomen Gruppen über­

tragen wird. Die Aufgaben der wissenschaft­

lichen Begleitung weisen vier Schwerpunkte 

auf: 

• Qualifizierung der beteiligten Lehrkräfte 

• Materialdokumentation, -aufbereitung und 

-empfehlung 

• Eruierung vorliegender Erfahrungen, Kon­

zepte und Materialien in den beteiligten Be­

rufsförderungswerken, anschließend Aufbe­

reitung und Dokumentation 

• Evaluation der Erfahrungen in den Pro­

jekt-Lehrgängen. 

Das Entwicklungsprojekt richtet sich in der 

Regel auf Lehrgänge, die im zweiten Halb­

jahr 1996 begannen und 24 Monate laufen. 

Ihnen vorgeschaltet sind Rehabilitations-Vor­

bereitungslehrgänge von drei- bis viermona­

tiger Dauer. Sie begannen bis auf wenige 

Ausnahmen Februar/März 1996 und wurden 

inzwischen abgeschlossen. 

Die Vorgehensweise 

Auf der Grundlage von Erfahrungen in ei­

nem vorangegangenen Modellversuch wurde 

ein Qualifizierungskonzept entwickelt, mit 

dem den Maximen handlungsorientierten 

Lernens entsprochen werden kann. Dieses 

Konzept legt zugrunde, daß in der Fortbil­

dung die gleichen Prinzipien handlungsori­

entierten Lernens gelten sollen wie in den 

Lernprozessen in der beruflichen Rehabilita­

tion. 7 Die Qualifizierungsringe gewährlei­

sten, daß einerseits ein arbeitsfähiger Kreis 

von Teilnehmern bei den Tagungen zusam­

mentrifft, andererseits Synergieeffekte durch 

Informations- und Erfahrungsaustausch der 

Teilnehmer aus den verschiedenen BFWen 

genutzt werden können. 

Im Modellversuch "Neue Büroberufe" hat 

sich bestätigt, was in der wissenschaftlichen 

Betrachtung von Organisationsentwicklung 

Standardaussage darstellt: Die erfolgreiche 

Einführung eines neuen didaktischen Kon­

zepts auf der Ebene konkreter Weiterbildung 

kann ohne Identifikation der nebengelagerten 

und übergeordneten Instanzen nicht gelin­

gen. Dem Konzept "handlungsorientierter 

Lernprozeßgestaltung" komplementär ist ein 

Führungskonzept, das partnerschaftlieh ist 

und Züge intensiver Delegation und Koope­

ration trägt. 

Stand und erste Ergebnisse 

Ein Jahr ist seit dem offiziellen Projektstart 

vergangen. In dieser Zeit haben sich eine 

Fülle interessanter Aspekte gezeigt: 

Die im Entwicklungsprojekt durchgeführten 

Reha-Vorbereitungslehrgänge wurden von 

den beteiligten Lehrkräften als sehr viel er­

giebiger als die vorangegangenen bezeich­

net. 8 Sie unterschieden sich von den her­

kömmlichen Lehrgängen in einer Reihe von 

Merkmalen: 

• Neben den traditionellen Fächern Deutsch 

(schriftliche und mündliche Kommunika­

tion) und Mathematik wird ein Anteil der 

Lehrgangszeit berufsbezogenen Projekten 

gewidmet (zwischen sechs und 13 Wochen­

stunden). 

• Zu Beginn wird eine Orientierungswoche 

mit folgenden Themen durchgeführt: Ken­

nenlernen der Teilnehmer/ -innen des BFWs, 

der Umgebung(sangebote) des BFWs, Dis­

kussion und Verabredung der Schwerpunkte 

des Vorbereitungslehrgangs, eingehende Ori­

entierung über den angestrebten Umschu­

lungsberuf 
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• Jeweils am Wochenbeginn wird mit den 

Teilnehmern ein Wochenplan erstellt, am 

Wochenende werden die Einlösung dieses 

Plans reflektiert sowie die im Lehrgang auf­

getretenen Probleme erörtert. 

• Die inhaltliche Vorbereitung wird von in­

terdisziplinär besetzten Mitarbeiterteams ge­

leistet. 

• Es werden auch in den "traditionellen" Fä­

chern aktivierende Lernformen eingesetzt 

(Leittexte, Metaplan, Brainstorming, Fallstu­

dien , Lernprogramme etc.). 

In einer Zwischenauswertung der schriftli­

chen Befragung von 21 Projekt-Vorberei­

tungslehrgängen sowie einer gleichen Anzahl 

von Kontrollgruppen zeigte sich, daß die 

Teilnehmer/ -innen an den Projektlehrgängen 

• ein klareres Bild von Projektarbeit aufwie-

sen, 

• lieber in Gruppen arbeiteten, 

• traditionelle Unterrichtsformen (Vortrag, 

Einzelarbeit) tendenziell stärker ablehnen, 

• traditionelle Medien (Tafel , OHP) tenden­

ziell geringer schätzen. 

Bei einer Übersicht über die von den Projekt­

teams eingereichten Konzepte für die an­

schließende Hauptausbildung ließen sich 

vier Stadien unterscheiden (Übersicht 2): 

Das Stadium 0 haben alle beteiligten Lehr­

gänge hinter sich gelassen; neun sind Stadi­

um I zuzurechnen, zwölf Stadium II und drei 

Stadium III. 

Das Qualifizierungskonzept hat sich im all­

gemeinen bewährt, nicht aber in allen Quali­

fizierungsringen ; die Erwartungen der Betei­

ligten waren teilweise noch sehr stark dem 

traditionellen Seminarmuster vom gebenden 

Referenten und nehmenden Teilnehmer ver­

haftet. Teilweise wurde der zu geringe Ertrag 

im Hinblick auf die Beseitigung individueller 

Qualifikationsdefizite beklagt. Zum Teil er­

gaben sich bemerkenswerte Impulse für 

die Weiterentwicklung handlungsorientierter 

Ausbildung in den beteiligten BFWen. 

Übersicht 2: 

0 Traditionell 

Inhalte der Ausbil­
dung werden in 
Fächern vermittelt, 
praktische Ausbildung 
findet in der Übungs­
firma bzw. Ausbil­
dungswerkstatt/ 
Labor und im Be­
triebspraktikum statt. 

1. Reformschritt 

Grundlagen werden 
in Fächern vermittelt, 
daneben werden -
additiv - komplexere 
Fähigkeiten in Projek­
ten entwickelt und/ 
oder gefestigt. 

Das Qualifizierungskonzept, bei dem in er­

ster Linie die Projektlehrgangs-Teams über 

zentrale Tagungen angesprochen werden, 

war konzeptionell begleitet von Informati­

onsveranstaltungen für die Vorgesetzten (Ge­

schäftsführer, Betriebsräte, pädagogische 

Leiter/-innen, Leiterl-innen der Psychologi­

schen und der Sozialen Dienste). Es wurde 

auch um individuelle Vor-Ort-Betreuung 

durch das Team der Begleitforscher ergänzt. 

Besonders der Übergang von der Fach- zur 

Handlungssystematik bedurfte der indivi­

duellen Unterstützung. Dabei wurde.[! die Be­

rufsbilder der verschiedenen Umschulungs­

berufe sowie systematisierte Erkenntnisse 

aus Praxiserhebungen zum Ausgangspunkt 

der didaktischen Planung genommen. 

Ein direkter Zusammenhang zwischen effizi­

enter ("handlungsorientierter") didaktischer 

Gestaltung und entsprechend partnerschaft­

lieh strukturierter Organisation ("lernendes 

BFW") zeigte sich an der Parallelität zwi­

schen der Identifikation der Vorgesetzten mit 

den Maximen der Handlungsorientierung 

und dem Innovationsgehalt der didaktischen 

Gestaltung der Projektlehrgänge. Konkret: 

Da, wo Entscheidungsträger sich engagiert in 

den Prozeß der didaktischen Innovation ein­

bringen, wird der Maxime handlungsorien­

tierter Lernprozeßgestaltung auch in der Aus­

bildungswirklichkeit entsprochen. Halbher-
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2. Reformschritt 

Kern der Ausbildung 
ist die Entwicklung 
von Handlungskom­
petenz in Lernarran­
gements; fehlende 
Kenntnisse und Fähig­
keiten werden - je 
nach Bedarf - in Kur­
sen oder Seminaren 
vermittelt (Englisch, 
Textverarbeitung etc.). 

3. Reformschritt 

Die gesamte Ausbil­
dung wird in Projekt­
form durchgeführt. 
Es gibt keine Fächer 
mehr. "Theorie" und 
"Praxis" werden nicht 
als separate Lern­
felder unterschieden. 

zigkeit verunsichert die Beteiligten und scha­

det der Sache! 

Unerwartet, und deshalb konzeptionell nicht 

vorgeplant (vorplanbar?), waren: 

• die Heterogenität der Qualifizierungsringe 

und der Mitglieder der teilnehmenden 

BFWe; daran zeigte sich, daß didaktische 

Maxime wie "Handlungsorientierung" oder 

"Ganzheitlichkeit" nicht auf dem Verord­

nungswege durchgesetzt werden können. Sie 

können auch nicht über Lernarrangements 

und die Verpflichtung zu deren Einsatz ver­

ankert werden. So sehr "Handlungsorientie­

rung" neben der didaktischen Kompetenz 

auch der inneren Einstellung der Verantwort­

lichen bedarf, so sehr müssen auch deren 

Voraussetzungen, Vorstellungen, Ängste, 

Hoffnungen etc. zum Ausgangspunkt ge­

meinsamer Strategieüberlegungen genom­

men werden. Dieser Zusammenhang wird in 

vielen Entwicklungsprojekten bislang nicht 

hinreichend beachtet. Dort werden die Lehr­

kräfte zu sehr in der Objektrolle gehalten. 

• die Notwendigkeit der Hilfestellung vor 

Ort, bei den beteiligten Berufsförderungs­

werken. So mußten geeignete Rahmenbedin­

gungen mit den Vorgesetzten verhandelt, die 

Vorgehensweisen im Projektteam pronon­

cierter abgesprochen und Materialien zur Er­

leichterung der Suchphasen an die Hand ge­

geben werden. 



• die Notwendigkeit, die Arbeit in den Qua­

lifizierungsringen und die Vor-Ort-Betreuung 

durch gezielte Weiterbildungsangebote in Se­

minarform zu unterstützen, um das Know­

how für die Umstellung von frontal-unter­

richtender bzw. -unterweisender Yorgehens­

weise zu handlungsorientierter didaktischer 

Gestaltung von Lernsituationen zu sichern. 

Bewährt haben sich 

• das Do-ut-des-Prinzip: Die Projektteams 

in den einzelnen BFWen verpflichten sich, 

die gemeinsam erarbeiteten und von den Ge­

schäftsführern der BFWe verabschiedeten 

Grundsätze handlungsorientierter Gestaltung 

der Lehrgänge einzulösen und das Begleit­

forscher-Team zu vielfältiger Hilfestellung 

von der Klärung strittiger Rahmenbedingun­

gen bis hin zur Suche nach geeigneten didak­

tischen Materialien; 

• der vernetzte Informationsfluß sowohl 

über die Qualifizierungsringe, die Besuche 

vor Ort, die kontinuierliche Telefonbetreuung 

und nicht zuletzt der Einbezug des Internet9 

(wenngleich noch im Aufbau befindlich). 

Im Rahmen des Entwicklungsprojekts haben 

sich eine Reihe von Schwerpunktproblemen 

aufgetan, die Gegenstand weiterer Untersu­

chungen und Diskurse sein werden: 

• Wie läßt sich sicherstellen, daß die in den 

Ausbildungsrahmenplänen aufgeführten In­

halte im Rahmen handlungsorientierter Aus­

bildung vollständig behandelt werden? Wie 

kann die Fachsystematik im Kontext einer 

Handlungssystematik aufgefangen werden, 

so daß die eben jener Fachsystematik folgen­

den Prüfungsanforderungen erfüllt werden 

können, zugleich aber auch auf die Anforde­

rungen der nachfolgenden Berufstätigkeit ad­

äquat vorbereitet wird? Auf welche Weise er­

halten die Ausbildungsmitarbeiter I- innen 

und Rehabilitanden/ -innen Transparenz und 

Sicherheit über den jeweiligen Bearbeitungs­

stand und die noch zu bearbeitenden Inhalte? 

• Welcher Stellenwert verbleibt herkömmli­

chen Methoden in der handlungsorientierten 

Ausbildung? Sind herkömmliche Methoden 

Thomas Gericke, Marianne Höckner, 

Haike Schröpfer, Ute Karig 

AN DER SCHWELLE 
ZUM BERUF 

BILDUNGSWEGE OSTDEUTSCHER 

JUGENDLICHER 

1996, 141 Seiten, 

Besteii.-Nr. 102.196, 

Pre is 24.00 DM 

Der vorliegende Band enthält Untersuchungser­

gebnisse einer 1985 am damaligen Zentralinsti­

tut für Jugendforschung in Leipzig aufgelegten 

und in acht Wellen bis 1993 weitergeführten 
Längsschnittuntersuchung zur Entwicklung und 

Ausprägung einer Reihe von Persönlichkeits­

merkmalen bei Schülern bzw. Jugendlichen. 

Anliegen der vorgestellten vier Beiträge ist es, 

die Entscheidung für bestimmte Bildungs- bzw. 

Ausbildungswege und den Weg bis zur berufli­

chen Erstplazierung zu verfolgen. Dabei geht es 

vor allem um die Frage, ob unter den kompli­

zierten Zugangsmöglichkeiten zu beruflicher 

Ausbildung, wie sie infolge des gesellschaftli­

chen und wi rtschaftlichen Strukturwandels in 

den ostdeutschen Bundesländern entstanden 
sind, Jugendliche mit unterschiedlich ausge­
prägten Persönlichkeitsmerkmalen auch analo­

ge Erfolge bei den notwendig gewordenen Ori­

entierungs- und Anpassungsprozessen erzielen. 

Jens U. Schmidt; Wilfried Reisse (Hrsg) 

ZERTIFIZIERUNG VON 
BERUFSBEZOGENEN fREMD· 
SPRACHENQUALIFIKATIONEN 
IN EINEM ZUSAMMEN· 
WACHSENDEN EUROPA 

1996, 159 Seiten, 

Besteii-Nr. 102.197, 

Preis 24.00 DM 

Fremdsprachenkenntnisse erlangen für viele 

Berufe, in denen internationale Kooperationen 

stattfinden, eine zunehmende Bedeutung. Kurz­

fristig ist der Bedarf am ehesten durch Weiler­

bildungsmaßnahmen abzudecken, da sich hier 

am schnellsten neue Qualifizierungs- und 

Beschäftigungsfelder erschließen lassen . Dabei 

sind auch Zertifikate wichtig, die zuverlässige 

Aussagen über fremdsprachliche Kompetenz lie­

fern . Die Zertifikate können unabhängig von 

Weiterbildungsmaßnahmen erworben werden. 

Der Band befaßt sich mit Fragen der Erfassung 

berufsbezogener Fremdsprachenqualifikationen, 

der Unterscheidung von Niveaustufen und des 

Informationsbedarfs über Fremdsprachenqualifi­

kationen grundsätzlich und vor dem Hinter­
grundzweierinternationaler Projekte. Darüber 

hinaus wird ein Überblick über konkrete Zertifi­

zierungsmöglichkeiten und Lernmaterialien 

gegeben. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 

W Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 

Postfach 1 0 06 33 

33506 Sielefeld 

Telefon (0521) 911 01-0 

Telefax (0521) 911 01-79 
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überhaupt noch erlaubt? Wenn ja, unter wel­

chen Bedingungen? 

• Wie läßt sich die von der komplexen Auf­

gabe beruflicher Rehabilitation gebotene Ko­

operation medizinischer, psychologischer 

und sozialpädagogischer Fachdienste unter­

einander und mit den Ausbildungsfachkräf­

ten leisten bzw. fördern? 

• Wie läßt sich die Effektivität handlungs­

orientierten Lemens objektiv, valide und re­

liabel messen und bewerten? Welche Kriteri­

en und welche Erhebungsformen sind ange­

messen? 

• Wie werden die Erkenntnisse aus den am 

Entwicklungsprojekt beteiligten Lehrgängen 

an die nichtbeteiligten, aber interessierten 

Kollegen/ -innen in den BFWen effizient her­

angetragen? 

• Wie kann der zusätzliche Erarbeitungsauf­

wand, z. B. für die Umgestaltung der Vorbe­

reitungslehrgänge oder die Planung von Pro­

jekten, minimiert werden? Wo ergeben sich 

Möglichkeiten, diesen zusätzlichen Entwick­

lungsaufwand durch Weitergabe von Ideen, 

Vorschlägen und Erfahrungen aus anderen 

Lehrgängen/Berufsförderungswerken zu re­

duzieren? 

Zusammenfassung und 
Ausblick 

Die BFWe haben in der Vergangenheit ein di­

daktisches Konzept verfolgt, das eher funk­

tionalistischen als handlungsorientierten Kri­

terien verpflichtet war. Belegungs- und Ein­

gliederungsdaten zeigen, daß sie damit au­

ßerordentlich erfolgreich waren. Inzwischen 

haben sich aber die Rahmenbedingungen 

beruflicher Rehabilitation (Eingliederungs­

chancen, Behinderungsformen) stark verän­

dert. BFWe sind deshalb gehalten, ihr Grund­

konzept in Richtung ganzheitlicher, hand­

lungsorientierter beruflicher Rehabilitation 

weiterzuentwickeln. 

Das Entwicklungsprojekt gbRE versteht sich 

als integraler Bestandteil der Unternehmens-

entwicklung, indem es Formen effizienterer 

Lernorganisation eruiert und Wege zur Um­

setzung der Erkenntnisse in die "alltägliche" 

Rehabilitationsarbeit aufzeigt. Die Erwartun­

gen an das Projekt reichen von bloßer Erpro­

bung eines alternativen Lernkonzepts bis hin 

zur Anbahnung der vollständigen Umstruk­

turierung der bisherigen Lernorganisation. 

"Handlungsorientierung" ist keine Methode, 

sondern ein Konzept; es basiert auf einer ver­

änderten Einstellung zum Lernenden und ei­

ner veränderten Einstellung des Lernenden. 

Dies zu verwirklichen, dürfte die schwierig­

ste Aufgabe im Rahmen des Entwicklungs­

projekts darstellen. 

Das Entwicklungsprojekt soll zunächst ein­

mal in jedem der beteiligten Berufsförde­

rungswerke ein "funktionsfähiges" Modell 

für handlungsorientiertes Lernen bieten. Da­

bei werden vielfältige Erfahrungen innerhalb 

und außerhalb der Projektlehrgänge gewon­

nen. Diese Erfahrungen werden systematisch 

aufbereitet und können der Weiterentwick­

lung der Unternehmensorganisation zugrun­

de gelegt werden. 

Anmerkungen: 

1 Das Berufsförderungszentrum Essen. Fortbildungs· 

einrichrung mir ca. I5 Prozent Rehabilirandenanreil 

unter den I 300 Umschülern, nimmt neben 23 BFWen 

am Entwicklungsprojekt teil; im folgenden wird 

gleichwohl der Einfachheit halber nu r von Berufsför­

derungswerken gesproch en. 
2 Vgl. Tews, H. P ; Wöhrl, G.: Berufliche Rehabilita ­

tion. Weinheim /98I 

Kemper, E.: Beruflich e Rehabilitation in der Bundes­

republik Deutschland. Meisenheim am Clan /992 

Vgl. Seyd, W: Didaktische Grundlagen beruflicher Re­

habilitation, in: Mühlum , A./Oppl, H. (Hrsg.): Hand­

buch Rehabilitation, Darmstadt I992, S. 487-5I5 

Vgl. Wolf, B.: Startk lar für das Jahr 2000. in: Infor­

mationen Beruf und Vermirrlung Nr. I 9 vom 

I8. 5. I996, s. I083-I092 
3 Vg/. Czycholl, R. ; Ebne1; H. G. (Hrsg.): Zur Kritik 

handlungsorientierter Ansätze in de r Didaktik der 

Wirtschaftslehre. Oldenburg 1988 

Vgl. Gudjons, H.: Handlungsorientiert Lehren und 

Lerne11. Projektunterricht und Schii/erakrivirär. Bad 

Heilbrunn I986 (2. Aufl. / 989) 

Vg/. Meyer, H. : UnterriclllsMerhoden, II: Praxisband, 

5. Aufl. I 993, S. 395JJ. 
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Vg/. Pätzo/d, G.: Handlungsorientierung in der be­

ruflichen Bildung -Auf dem Wege vom Lernen nach 

dem Paradigma des Bewirkens zum Lernen nach dem 

Paradigma der Praxis?' In: Ze itsch rift fü r Berufs­

und Wirtschaftspädagogik 91 (I995) 6, S. 573-590 
4 Damit soll keineswegs der Aussagewert empirischer 

Berufsbildungsforschung im Bereich der Aus- und 

Weiterbildung mißachtet werden fvgl. z. B. Schmidr­

Hackenberg, B.; Höpke, /. ; Lemke, I. G.; Pampus, K.; 

Weisske1; D.: Neue Ausbildungsmethoden in der be­

trieblichen Berufsausbildung - Ergebnisse aus Mo­

dellversuchen - Berichte zur beruflichen Bildung, H. 

I07. hrsg. v. BIB B, 3. Aufl. Berlin I990; Diepold, P 

(Hrsg.): Wolfsburger Kooperationsmodell für den 

Ausbildungsberuf Industriekaufmann I -frau unter be­

sonderer Berücksichtigung neuer Tec/1/lo/ogien - Ge­

meinsamer Endbericht, Görringen I 99 I ; Achrenha­

gen, F; l ohn, E. G. (Hrsg.): Mehrdimensionale Lehr­

Lern-A rrangements - Innovationen in der kaufmänn i­

schen Aus- und Weiterbildung. Wiesbaden I992]. 

Gleichwohllassen sich die Ergebnisse wegen der un­

terschiedlichen situativen Rahmenbedingungen und 

des unterschiedlichen Forschungsansatzes nur par­

tiell übertragen . 
5 Vgl. Seyd, W: Zielperspektiven beruflicher Bildung 

vor dem Hinrergrund veränderter Arbeirsmarkrent­

wicklung, erscheint in: Ellger-Rürrgardr, S. (Hrsg.): 

Über die große Schwelle- Junge Menschen mir Be­

hinderungen auf dem Weg von der Schule in die Ge­

sellschaft, Ulm I997 
6 Vgl. Reerz, L.: Zum Konzept der Schlüsselqualifika­

tionen in der Berufsb ildung. In: BWP I8 (1989) 5, 

S. 3- IO, und 6, S. 24-30 

Vgl. Lüdtke, J. ; van de Sand, W: Handlungsorientier­

te Ausbildung in DSW Michaelshoven/Köln - ein 

Modell, Köln /994 
7 Das Konzept wurde vo rgestellt in Seyd, W.: Weiter­

bildung im Modellversuch .. Neue Büroberufe". In: 

Pawlik, A. (Hrsg.): Neue Büroberufe- Etfahrungen 

und Perspektiven. 2. Fachtagung im Rahmen des Mo­

dellversuchs " Neue Büroberufe"- Hamburg, I. März 

I995, Hambu tg I995 
8 Die schriftlich-standa rdisierte Teilnehmerbefra­

gung ( + Konrrollgruppe) wird gegenwärtig zwischen­

ausgewertet, d ie ebenfalls schrift/ich -sta ndardisierte 

Befragung der beteiligten Lehrkräfte wurde im Sep­

tember I996 durchgeführt und wird ebenfalls gegen­

wärtig zw ischenausgewertet (einige Lehrgänge laufen 

erst mir halbjähriger Verzögerung an). 
9 Sie erreichen uns über hrrp:l/www.cnc-z.de. 
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nem interdi.fziplinären For-

schungszentrum an der 

London School of Eco11o-

mies and Political Sc ie11 ce 

Qualitativer und quantitativer 
Vergleich von Berufsbildungs­
abschlüssen in Großbritannien 
und Deutschland 

Trotz Forderungen nach mehr Trans­

parenz beruflicher Qualifikationen 
im europäischen Kontext und der 

Bedeutung von Berufsbildung als 

Standortvorteil liegen kaum inter­

nationale Vergleichsuntersuchungen 

dazu vor. 

Im folgenden werden anhand for­

maler und inhaltlicher Kriterien 

systematisch die britischen Berufs­

qualifikationen und die deutschen 

Berufsabschlüsse in Beziehung ge­

setzt und die Qualifikationsstruk­

turen beider Länder miteinander 

verglichen. 

Internationale Vergleiche zwischen verschie­

denen Systemen beruflicher Bildung gewin­

nen zunehmend an Bedeutung. Ein wichtiger 

Grund dafür liegt im Interesse an der Trans­

parenz beruflicher Qualifikationen im Zuge 

der Integration Europas. Kenntnis und ge­

genseitige Anerkennung beruflicher Qualifi­

kationen zwischen den Staaten der Europäi­

schen Union sind eine wichtige Vorausset­

zung, um die transnationale Mobilität von 

Arbeitnehmern zu fördern. Außerdem wirken 

sich berufliche Qualifikationen positiv auf 

die Produktivität von Arbeitskräften aus und 

tragen somit zur Wettbewerbsfähigkeit auf 

internationalen Märkten bei . Gemäß diesem 

Argument, das in der gegenwärtigen "Stand­

ortdebatte" in Deutschland häufig angeführt 

wird, zieht der Abbau betrieblicher Ausbil­

dungsplätze langfristig negative Konsequen­

zen für die Bundesrepublik als Produktions­

standort nach sich. 

In Großbritannien wird eine "Standortdebat­

te" bereits seit Anfang der achtziger Jahre ge­

führt. Seitdem hat die britische Regierung 

verschiedene Programme durchgeführt, um 

das Bildungsniveau der britischen Bevölke­

rung zu heben; dies gilt sowohl für den allge­

meinbildend-schulischen als auch für den be­

rufsbildenden Bereich. "Training and edu­

cation" zählen zu den Hauptthemen im ge­

genwärtigen Wahlkampf. 

Im 1 uli 1995 hat die Regierung beim Centre 

for Economic Performance, einem For­

schungsinstitut an der London School of 

Economics and Political Science, eine Stu­

die in Auftrag gegeben, in der die Qualifika­

tionsstruktur der britischen Bevölkerung 

exemplarisch mit der der Bevölkerung 

Deutschlands, Frankreichs, Singapurs und 

der USA verglichen wird. 1 In diesem Beitrag 

werden einige zentrale Ergebnisse des Ver­

gleichs Großbritannien- Deutschland darge­

stellt. 

Die hier dargestellten Ergebnisse des Län­

dervergleichs versuchen, Antwort auf folgen­

de Fragestellungen zu geben: 

• Wie läßt sich das Niveau der britischen be­

ruflichen Qualifikationen im Vergleich mit 

den deutschen Berufsabschlüssen einschät­

zen? Welche britischen und deutschen Quali­

fikationen lassen sich im Hinblick auf ihr 

Anforderungsprofil einander zuordnen? 

• Wie viele Personen erwerben die als 

gleichwertig eingestuften Qualifikationen in 

den beiden Ländern? Läßt sich darüber hin­

aus der Bestand an miteinander vergleichba-
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ren Qualifikationen in den Gesamtbevölke­

rungen der beiden Länder abschätzen? Die 

Beantwortung dieser beiden quantitativ aus­

gerichteten Fragen gibt Aufschluß über die 

Qualifikationsstruktur der beiden Gesell­

schaften. 

Anlage der Untersuchung 

Vergleiche zwischen verschiedenen Syste­

men beruflicher Bildung bedürfen eines 

komplexen Untersuchungsdestgns. Dies er­

gibt sich u. a. aus der stark variierenden Län­

ge beruflicher Ausbildungen, der Kombina­

tion verschiedener Lernorte (wie Schule, 

Betrieb etc.) sowie dem unterschiedlichen 

Charakter und Anforderungsprofil der ange­

strebten Berufe selbst. Dabei können nicht 

alle der in Frage kommenden Vergleichs­

merkmale in Betracht gezogen werden. In 

der Studie des CEP werden formale beruf­

liche Bildungsabschlüsse in Großbritannien 

und Deutschland hinsichtlich folgender Kri­

terien miteinander verglichen: 

• Länge der für bestimmte Abschlüsse not­

wendigen Bildungsgänge; 

• Eingangsvoraussetzungen sowie die vor 

Aufnahme von beruflichen Bildungsgängen 

erreichten schulischen Abschlüsse der Teil­

nehmer; 

• "Qualität" von Prüfungen, die sich u. a. in 

Bewertungstechnik und -strenge, Bestehens-, 

Wiederholer- und Abbrecherquoten sowie im 

Notenspiegel ausdrückt; 

• typische Bildungs- oder Berufskarrieren, 

die sich aus dem Abschluß eines bestimmten 

Bildungsgangs ergeben, sowie die zu erwar­

tende berufliche Stellung; 

• die Inhalte der Bildungsgänge, im Sinne 

sowohl der Menge der behandelten Themen 

bzw. Fähigkeiten als auch ihres Schwierig­

keitsgrades. Das besondere Augenmerk der 

Studie richtet sich auf Lehrpläne, Ausbil­

dungsordnungen und Prüfungsunterlagen; 

• die de facto vermittelten Fertigkeiten, 

Kenntnisse oder "Kompetenzen", soweit sie 

sich im Zuge des exemplarischen Vergleichs 

von beruflichen Qualifikationen im Gespräch 

mit "Bildungspraktikern" (Lehrern, Ausbil­

dungsleitern, Meistern etc.) zeigten. Eine di­

rekt am Schüler, Auszubildenden oder Ar­

beitnehmer ausgerichtete Beurteilung der 

Qualifikation, wie sie z. B. durch eigens 

durchgeführte Tests gemacht werden könnte, 

war im Rahmen der CEP-Studie nicht mög­

lich; 

• der Anteil von allgemeinbildenden Inhal­

ten an beruflichen Bildungsgängen. 

Die qualitativen Vergleiche zwischen deut­

schen und britischen Bildungsgängen wur­

den z. T. selbst durchgeführt, teils auch bei 

unabhängigen Bildungsexperten in Auftrag 

gegeben. Darüber hinaus wurde die schon 

vorhandene vergleichende Literatur in Be­

tracht gezogen. 2 Außerdem haben verschie­

dene international tätige Betriebe und Orga­

nisationen interne Anerkennungsverfahren 

entwickelt, die, soweit sie verfügbar waren, 

berücksichtigt wurden. 

In quantitativer Hinsicht werden in der Stu­

die sowohl der "Bestand" an formalen beruf­

lichen Qualifikationen (stocks of qualifica­

tions) als auch Bestandsveränderungen im 

Zeitverlauf (flows of qualifications) analy­

siert. Zur Beschreibung des Qualifikations­

bestandes wurden in erster Linie Daten des 

deutschen Mikrozensus und des britischen 

Labour Force Survey verwendet. Die Anzahl 

von "Qualifikationsereignissen" im Zeitver­

lauf wurde mit Hilfe von Daten des Statisti­

schen Bundesamts und von verschiedenen 

britischen Datensätzen erhoben. 

Die Tabelle I gibt einen Überblick über die 

deutschen und britischen Qualifikationen, 

die im Rahmen der Studie miteinander ver­

glichen werden, inklusive der für den qualita­

tiven Vergleich exemplarisch ausgewählten 

Berufsabschlüsse. 

Um einen Gesamteindruck von der Studie zu 

geben, werden auch die miteinander vergli­

chenen allgemeinbildenden Abschlüsse auf­

geführt: 

Tabelle 1: Berufsabschlüsse in der BRD und Großbritannien 

Abschlüsse 

Allgemeinbildende Abschlüsse 
der Sekundarstufe I 

Allgemeinbildende Abschlüsse 
der Sekundarstufe II 

I 

Berufsbildende Abschlüsse auf 
Stufe 2, 3 und 4 im britischen 
Schema 5 

Höhere berufsbildende, 
nicht-akademische Abschlüsse 

Akademische/ universitäre 
Abschlüsse 

Deutschland 

• Hauptschulabschluß 
• Realschulabschluß 

• Fachhochschulreife 
• Hochschulreife 

• Abschlüsse an Vollzeitberufs­
schulen 

• Berufsabschlüsse im dualen 
System; 

exemplarisch: 
( 1) Industriekaufmann I -trau 
(2) Verkäufer/ -in und Kauf-

mann/-frau im Einzelhandel 
(3) Industriemechaniker /-in 
(4) Maurerj-in 

• Meister-I Techniker­
prüfungen; andere Fort­
bildungsprüfungen 

• Fachhochschulabschluß 
• Hochschulabschluß 

Großbritannien 

• GCSE's 

• 

• "traditionelle" Qualifikationen 
• NVQ's und GNVQ's; 

exemplarisch: 
( 1) BTEC-GNVQ in Business 

Administration und NVQ 
in Administration 

(2} NVQ in Retailing 
(3} NVQ in Engineering 

Manufacture 
(4) NVQ in Bricklaying 

• verschiedene higher 
vocational qualifications, 
z. B. higher BTEC's 

• University degree 
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Angesichts von 370 Ausbildungsberufen in 

Deutschland kann jeder Vergleich von Bil­

dungswegen nur exemplarisch erfolgen. Die 

Auswahl der Bildungsgänge ist von der 

Überlegung geleitet, daß der entsprechende 

Beruf in mehrfacher Hinsicht repräsentativ 

sein sollte: Die in dem jeweiligen Ausbil­

dungsgang festgeschriebenen Fähigkeiten 

sollten in ähnlicher Weise und auf ähnlichem 

Niveau in verwandten Ausbildungsgängen 

vermittelt werden; und im Verlauf der Zeit 

sollten viele Personen diesen Beruf erlernt 

haben, so daß ein signifikanter Anteil der Er­

werbsbevölkerung die entsprechende Quali­

fikation erworben hat. Darüber hinaus sollten 

die gewählten Ausbildungen, wenn möglich, 

verschjedene Spektren (Wirtschaftszweige, 

Schwierigkeitsgrade, Geschlechtsverteilung 

der Auszubildenden etc.) abdecken. 

Die hier gewählte Methodologie ist in erster 

Linie an dem Ziel ausgerichtet, den "output" 

von Bildungswegen zu bestimmen, also das 

beim Abschluß erreichte Niveau. Eine Be­

grenzung der Studie liegt mithin darin, daß 

die verwendeten pädagogischen Methoden, 

die erst zum Erwerb von Qualifikationen 

führen, kaum berücksichtigt werden. 

Das britische System 
der beruflichen Bildung 

Großbritannien verfügt rucht über ein duales 

Ausbildungssystem deutscher Art. 3 Schü­

lern, die nach Beendigung der Vollzeitschul­

pflicht im Alter von 16 Jahren formale beruf­

liche Qualifikationen erlangen wollen, bieten 

sich folgende Möglichkeiten an: 

• Der Erwerb von Zertifikaten im System 

der National Vocational Qualifications 

(NVQ's) bzw. Scottish Vocational Qualifica­

tions (SVQ's). 4 

• Der Besuch von beruflich ausgerichteten 

Vollzeitschulen (Colleges of further Educa­

tion), der zum Erwerb von General National 

Vocational Qualifications (GNVQ's) führt. 

Im folgenden steht das NVQ-System im Mit­

telpunkt, da dieses einerseits wesentlich 

komplexer, andererseits in quantitativer Hin­

sicht bedeutsamer als das noch sehr junge 

GNVQ-System ist. 

Im Jahr 1986 richtete die britische Regierung 

den National Council for Vocational Quali­

fications (NCVQ's) ein, um die berufliche 

Ausbildung der britischen Bevölkerung zu 

fördern und das fragmentierte britische Be­

rufsbildungssystem zu vereinheitlichen. Die 

ersten NVQ-Zertifikate wurden 1988 verlie­

hen. NVQ's sind Zertifikate in 794 Tätig­

keitsbereichen 5, die in elf Berufsfeldern auf 

fünf Ievels (Schwierigkeitsstufen) von sog. 

Awarding Bodies verliehen werden. Der Bil­

dungsweg, der zum Erwerb der NVQ's führt, 

ist dabei offengelassen. Im allgemeinen wer­

den sie im Rahmen einer Beschäftigung in 

einem Unternehmen verliehen. Im Hinblick 

auf 16- bis 19jährige hat die Regierung in 

den vergangeneo Jahren die Einrichtung von 

speziell auf Training hin ausgerichtete Be­

schäftigungsverhältnisse gefördert (z. B. 

youth training6
; seit 1995/96 auch das mo­

dern apprenticeship program). Das NVQ­

System ist aber prinzipiell für Erwerbstätige 

aller Altersgruppen offen. 

Zum Erwerb eines Zertifikats auf einer der 

Schwierigkeitsstufen müssen die Trainees 

bestimmte, in einem detaillierten Anforde­

rungskatalog (portfolio) festgeschriebene 

Kompetenzen nachweisen. Die Kompeten­

zen sind in Pflicht- und Wahlmodulen gebün­

delt. 7 Ausgebildete Prüfer akkreditieren die­

se Kompetenzen durch Beobachtung des 

Lernenden bei der Arbeit oder in entspre­

chend simulierten Situationen. Jede Kompe­

tenz muß nur einmal nachgewiesen werden, 

wohingegen der Lernende sich beliebig häu­

fig und nach beliebigen zeitlichen Abständen 

wieder zur Akkreditierung seiner weiteren 

(Teil-)Qualifikationen anmelden kann; d. h., 

es gibt keine formale Prüfung und demzufol­

ge auch kein "Durchfallen". Diesem System 

der "Qualüikationsakkumulation" liegt die 

Idee des kontinuierlichen "life-long 

learning" zugrunde. Schriftliche Tests wer­

den nicht durchgeführt, obwohl sie ergän­

zend verwendet werden können. Das NVQ­

System richtet sich nicht auf die Vermittlung 

von Allgemeinbildung, sondern nur auf die­

jenjgen praktischen Fählgkeiten, die zur Aus­

übung einer Tätigkeit als unmittelbar not­

wendig angesehen werden. Bei Bedarf kön­

nen die Arbeitnehmer die Qualifikationen in 

Zusammenarbeit mit einem College erwer­

ben, das die notwendigen Kurse (in Form 

von Block-, Teilzeit- oder Abendkursen oder 

durch persönliche Gespräche mit einem Tu­

tor) individuell zusammenstellen wird. 

Ausgangsüberlegung in den 80er Jahren war, 

daß alle vorhandenen beruflichen Qualifika­

tionen im NVQ-System aufgehen sollten. 

Diese Erwartung hat sich nicht erfüllt, so daß 

neben den NVQ's auch noch eine Fülle von 

"traditionellen" beruflichen Qualifikationen 

bestehen, so z. B. die BTEC Nationals. Das 

NVQ-Schema mit seinen fünf Schwierig­

keitsstufen dient aber auch als "Meßlatte" für 

alle anderen Qualifikationen in Großbritan­

nien: Zum Beispiel werden die schuhschen 

A-level (Abschlüsse der Sekundarstufe Il) 

dem Level 3 im NVQ-Schema zugeordnet. 8 

In der Studie werden keine direkten Verglei­

che mit den vielfältigen "traditionellen" 

Qualifikationen angestellt, sondern die 

Gleichwertigkeit verscruedener beruflicher 

Qualifikationen, die in Großbritannien einer 

Stufe zugeordnet werden, vorausgesetzt. Die 

Definition dieser drei Stufen: 

"Stufe 2: Kompetenz in derAusführung einer 

bedeutenden Anzahl verschiedener Arbeits­

gänge in vielfältigen Situationen. Einige der 

Tätigkeiten sind komplexer und nicht-routi­

nemäßiger Art und setzen eine gewisse Ver­

antwortung und Autonomie voraus. Zusam­

menarbeit mit anderen, z. B. durch die Zuge­

hörigkeit zu Arbeitsgruppen, wird häufig er­

wartet. 

Stufe 3: Kompetenz in einer großen Anzahl 

von vielseitigen Arbeitsgängen, die überwie-
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gend komplexer und nicht-routinemäßiger 

Art sind und in einer breiten Vielfalt von Si­

tuationen durchgeführt werden. Es herrscht 

erhebliche Eigenverantwortung und Auto­

nomie. Häufig ist die Führung oder Anlei­

tung anderer erforderlich. 

Stufe 4: Kompetenz in einer großen Anzahl 

von komplexen technischen und fachlichen 

Arbeitsgängen in einer breiten Vielfalt von 

Situationen und mit einem erheblichen Maß 

an persönlicher Verantwortung und Autono­

mie. Verantwortung für die Arbeit anderer 

und für den Einsatz von Ressourcen ist dabei 

häufig erforderlich. "9 

Im Jahr 1991 wurden zusätzlich eine Reihe 

· von vollzeitschulischen, beruflich ausgerich­

teten Kursen, die GNVQ's eingerichtet. An­

ders als die NVQ's, die ein kontinuierliches 

Lernangebot für Arbeitnehmer aller Alters­

gruppen darstellen, richten sich GNVQ's in 

erster Linie an Schulabgänger im Alter von 

16 Jahren. GNVQ's werden auf drei Schwie­

rigkeitsstufen (foundation - intermediate -

advanced) angeboten, die den Leveln I bis 3 

im NVQ-Schema entsprechen. Die einzelnen 

GNVQ-Module werden über die Mitarbeit 

während des Unterrichts, durch Tests und 

durch multiple-choice-Abschlußprüfungen 

geprüft. 

Ergebnisse des qualitativen 
Vergleichs 

Industriekaufmann I-frau 

Eine zentrale Frage der Vergleiche war fest­

zustellen, ob die grobe Zuordnung von deut­

schen Berufsabschlüssen zum NVQ Level 3, 

wie sie durch das britische Inspektoral in ei­

ner Studie im Jahr 1991 gemacht worden 

war 10
, für mehrere Ausbildungsgänge bestä­

tigt werden kann, und ob sie auch für den 

Vergleich mit GNVQ's Bestand hat. Nach 

unseren Ergebnissen kann im Vergleich zwi­

schen der Ausbildung zumlr lndustriekauf­

mannl-frau und der GNVQ in Business Ad-

ministration I NVQ in Administration der 

Schwierigkeitsgrad der deutschen Ausbil­

dung als mindestens Level 3, evtl. auch Level 

4, eingestuft werden. 11 Diese Auffassung 

wurde von mehreren deutschen und briti­

schen Experten unabhängig voneinander ge­

äußert. Dies bedeutet, daß einle deutschelr 

Industriekaufmann I-frau nach dem erfolgrei­

chen Abschluß der Lehre mit den erworbe­

nen Kenntnissen und Fähigkeiten in der Lage 

sein müßte, nach einer angemessenen Vorbe­

reitungszeit die praktischen NVQ Level 3-

Prüfungen und die theoretischen GNVQ­

Exarnina (Advanced Level) zu bestehen. 

Selbstverständlich sind Unterschiede in den 

behandelten Themengebieten und den ver­

wandten Methoden zu berücksichtigen; 

jedoch ist der Überschneidungsbereich im 

Fall dieser Ausbildung vergleichsweise groß. 

Im einzelnen zeigt sich, daß in der Ausbil­

dung zumlr Industriekaufmann I-frau we­

sentlich stärkeres Gewicht auf die Bereiche 

Buchführung, Rechnungswesen und Han­

delsrecht gelegt werden als in den entspre­
chenden NVQ's I GNVQ's. Diese Tätigkei­

ten werden im britischen System eher an ac­

countants oder accounting technicians ab­

gegeben. Dieselbe Feststellung läßt sich auch 

für andere kaufmännische Berufe treffen. 

Dieses Ergebnis deckt nicht nur Unterschie­

de in der Arbeitsteilung auf; vielmehr wer­

den die Auszubildenden im dualen System 

im Zuge des Unterrichts etwa im Rech­

nungswesen auch mit allgemeinbildenden 

Fähigkeiten (z. B. rechnerischer und schrift­

licher Art) vertraut gemacht, die im NVQ­

System nicht vermittelt werden. 

Dagegen wird in den NVQ's mehr Gewicht 

auf praktische Kompetenzen im personnet 

management gelegt. In der Abschlußprüfung 

zum Industriekaufmann wird das Personal­

wesen im wesentlichen unter dem Aspekt der 

arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften in 

der theoretischen Prüfung abgehandelt. Im 

praktischen Teil der Prüfung spielt das Perso­

nalwesen oft nur eine untergeordnete Rolle. 
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Die Abschlußprüfungen spiegeln aber nicht 

das gesamte Spektrum der Kenntnisse und 

Fähigkeiten wider, das - je nach Ausbil­

dungsbetrieb und Berufsschule - in der Aus­

bildung vermittelt worden ist. 

Außer in den Bereichen Buchführung und 

Recht überschneiden sich die deutschen Prü­

fungsunterlagen mit den britischen GNVQ's 

(Advanced Level) in vielen Aspekten; dabei 

werden etwa gleiche Standards geprüft. 

Praktische Beispiele dafür sind z. B. die Auf­

gaben im Bereich Finanzierung und Wirt­

schaftstheorie. Die GNVQ's legen etwas grö­

ßeres Gewicht auf Kenntnisse in Marketing. 

Ich zitiere die Gesamteinschätzung eines bri­

tischen Gutachters zum Vergleich des deut­

schen Abschlusses als lndustriekaufmannl 

-frau und den britischen GNVQ-Examina: 

"Insgesamt prüfen die beiden Abschlüsse, 

soweit vergleichbare Themengebiete betrof­

fen sind, in etwa gleiche Schwierigkeitsgra­

de. Die deutsche Erwartung an höhere 

schriftliche und rechnerische Fähigkeiten 

läßt den deutschen Standard etwas höher er­

scheinen als die advanced GNVQ's." 

Ein direkter Bezug auf die Qualifikationsstu­

fe 3 im NVQ-Schema läßt sich dadurch her­

stellen, daß in den deutschen Prüfungsunter­

lagen bei den kaufmännischen Ausbildungs­

gängen eine relativ große Anzahl von Fragen 

gegeben sind, die vom Prüfling eine eigen­

ständige Bewertung oder Entscheidung ver­

langen. Ebenso werden Prüfungskandidaten 

im praktischen Teil ihrer Abschlußprüfung 

häufig in Entscheidungssituationen gestellt. 

Damit wird von den Kandidaten am Ende der 

Ausbildung die Kompetenz erwartet, in kom­

plexen Situationen eigenverantwortlich zu 

handeln. GNVQ's auf dem advanced Ievel 

testen ebenfalls ähnliche Kompetenzen, aber 

nicht durch die Abschlußprüfungen, für die 

einheitliche Klausurpapiere vorliegen. 

Industriemechaniker I -in, Maurer I -in 

Das gleiche Ergebnis, d. h. Äquivalenz mit 

dem entsprechenden NVQ Level 3 oder dar-



über, zeigt sich für die Ausbildungsgänge 

zum/r Industriemechanikert-in und Maurer/ 

-in. Bei beiden Berufsausbildungen fiel briti­

schen Kollegen die Breite des vermittelten 

Wissens auf. So urteilte ein Mitarbeiter des 

Construction Industry Training Boards in 

einem Gutachten über die Prüfungsunterla­

gen der deutschen Maurerausbildung: "Die 

Rechnungen (in der Klausur Technische Ma­

thematik; A. R.) erfordern die Bestimmung 

von Volumina, Steigungen, Preisen, Massen, 

Druckstärken, Kubus-Inhalten, linearen Grö­

ßen und Flächen .. . Die zur Ausführung die­

ser Berechnungen benötigten Kenntnisse ge­

hen über das für einen Maurer notwendige 

Maß hinaus." 12 Das Wissen in Wirtschafts­

und Sozialkunde - einem Gebiet, das in der 

einen oder anderen Form in jeder deutschen 

Ausbildungsprüfung vorkommt- wird in den 

britischen Kursen nicht vermittelt, da es als 

nicht unmittelbar berufsrelevant angesehen 

wird. Das bedeutet, daß Lehrinhalte, die zur 

individuellen Meinungsbildung über gesell­

schaftlich-politische Themen beitragen, tm 

NVQ-System vernachlässigt werden. 

Verkäufer I -in 

Problematisch ist die Zuordnung der zwei­

jährigen Ausbildung zum/r Verkäufer/ -in zu 

einem Level im NVQ-System. Obwohl die 

Zahl der Auszubildenden in diesem Berufs­

bereich stark abgenommen hat, befinden sich 

noch viele Arbeitnehmer im Arbeitsmarkt, 

die nach der Ausbildungsordnung von 1968 

ausgebildet wurden. Die Ausbildung zum/r 

Verkäufer/ -in gewährleistet nicht den Grad 

an Selbständigkeit und Eigenverantwortung, 

die auf dem NVQ Level 3 erwartet wird. 

Allerdings sind inzwischen Ausbildungsgän­

ge von drei Jahren für den deutschen Markt 

charakteristisch. Insofern läßt sich von den 

vorhandenen Arbeitnehmern mit kürzerem 

Ausbildungsgang nicht darauf schließen, daß 

die "typische" Berufsausbildung in Deutsch­

land unterhalb des NVQ Level 3 eingestuft 

werden sollte. 

Tabelle 2: NVQ-System und duales System im Vergleich 

Verbindlichkeit 

Qualifikationen 

Regulierung des 
Qualifikations­
erwerbs 

Zertifizierung von 
Qualifikationen 

....... ll, ..... D.ua.le•s•S•ys.te•m ____ _.l 
Anwendung des Systems durch Be­
triebe, Colleges und private Bil­
dungsträger beruht auf Freiwilligkeit 

Nationale berufliche Qualifikationen 
(NVQ's): 

Bezogen auf konkrete Tätigkeiten 
und Leistungsanforderungen im 
Beschäftigungssystem. 

Differenziert nach insgesamt 5 
Schwierigkeitsstufen von einfachen 
zu komplexen Tätigkeiten. Stufe 2: 
ca. 315 Qualifikationen; Stufe 3: 
ca. 240 Qualifikationen; Stufe 4: 
ca. 102 Qualifikationen 

Differenzierung jeder Qualifikation 
in durchschnittlich 9 Teilqualifika­
tionen (units), die an unterschied­
lichen Lernorten und zu beliebigen 
Zeitpunkten erworben und nach­
gewiesen werden können 

Regulierung allein durch Festlegung 
von zu erreichenden Lernergebnis­
sen (outcomes). 

Detaillierte Spezifizierung der Lern­
ergebnisse als "berufliche Kompe­
tenzen" 

Zertifizierung von Qualifikationen 
durch Awarding Bodies auf der 
Basis interner Leistungsbeurtei­
lungen der Trainingsanbieter 

Betriebliche Berufsausbildung ist nur 
im Rahmen rechtlich anerkannter 
Ausbildungsberufe zugelassen 

Anerkannte Ausbildungberufe: 

Keine Abbildung der im Beschäfti­
gungssystem bestehenden Berufs­
tätigkeiten, sondern bildungs- und 
beschäftigungssystembezogene 
Konstrukte. 

Formal grundsätzlich vergleichbares 
Abschlußniveau auf Fachkräfte­
niveau. Insgesamt ca. 370 Ausbil­
dungsberufe. 

Keine Unterteilung der Facharbeiter­
qualifikation in zertifizierbare 
Module bzw. Teilqualifikationen 

Regulierung durch kombinierte 
lnput-Outputsteuerung. 
lnputsteuerung: Ausbildungsinhalte 
und deren sachlich-zeitliche Gliede­
rung, Eignung der Ausbildungsstätte 
und des Ausbildungspersonals 
Outputsteuerung: Festlegung von 
Prüfungsanforderungen 

Berufliche Kompetenz als über­
greifendes Ausbildungsziel 

Zertifizierung von Ausbildungs­
abschlüssen durch die Kammern 
auf Basis der Kammerprüfungen 

Generelle Unterschiede dem Gesichtspunkt Rechte - Pflichten zur 

Geltung kommt, werden in Großbritannien 

eher die "interpersonal skills" betont. Es ist 

zu berücksichtigen, daß die NVQ-Anforde­

rungskataloge sich grundsätzlich von den 

Ausbildungsordnungen in der Bundesrepu­

blik unterscheiden. Während NVQ portfolios 

alle zu beherrschenden Kompetenzen auf­

listen, stellen Ausbildungsordnungen nur ein 

rechtliches Rahmenwerk dar. Sie schreiben 

in "reaktiver" Weise das fest, was sich in der 

Ausbildungspraxis weitgehend durchgesetzt 

hat. Insbesondere anhand der Lehrpläne der 

Berufsschulen, aber auch an den neuen bzw. 

Charakteristisch für die NVQ portfolios sind 

Kompetenzen im Bereich der Persönlich­

keitsbildung und des sozialen Umgangs mit 

Mitarbeitern, Kunden usw.; dies wird vor al­

lem bei den Dienstleistungsberufen deutlich. 

So enthält der NVQ in Retailing (Level 3) 

mehrere Einheiten mit Titeln wie "Develop 

Individualsand Self' (unit 14) und "Identify 

and Minimise Interpersonal Conflict and 

Stress" (unit 15). Während der gesamte Be­

reich der sozialen Beziehungen in den deut­

schen Ausbildungsordnungen stärker unter 
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seit 1987 überarbeiteten Ausbildungsordnun­

gen wird deutlich, daß auch in der Bundesre­

publik die Vermittlung sozialer und persön­

lichkeitsbildender Kompetenzen zunehmend 

praktiziert wird. In Hinblick auf diese Kom­

petenzen sind die Unterschiede zwischen den 

britischen NVQ's und den deutschen Berufs­

ausbildungen also de facto nicht so groß, wie 

es auf den ersten Blick erscheinen mag. Den­

noch ist ein Vorteil der "präskriptiven" NVQ 

portfolios darin zu sehen, daß sie in systema­

tischer Weise auch diejenigen Anforderungen 

zur Geltung bringen, die sich kaum in die 

Sprache von Rechtsverordnungen gießen las­

sen. 

Das duale System zeichnet sich dadurch aus, 

daß im Zuge der beruflichen Ausbildung 

auch weiterführende allgemeine Bildung ver­

mittelt wird. Den Berufsschulen kommt er­

hebliche Bedeutung für die Sicherung eines 

breiten, allgemeinen Qualifikationsniveaus 

zu. Sie leisten nicht nur die Vermittlung 

wichtiger Inhalte, sondern schaffen auch die 

Grundlage zum Erwerb weiterführender all­

gemeinbildender oder berufsbezogener Bil­

dungsgüter. Dagegen sind insbesondere im 

NVQ-System die Jugendlichen von jedem 

systematischen Unterricht, zum Beispiel in 

Politik/Gesellschaftskunde, der Mutter­

sprache, Religion oder auch Sport, abge­

schnitten. Auch von britischer Seite aus wird 

daher ein stärkeres allgemeinbildendes Ele­

ment im NVQ-System gefordert. Dennoch 

kommt Sir Ron Dearing in seinem neuesten 

Bericht für die Regierung zu dem Schluß, 

daß ,jungen Menschen der Erwerb von 

NVQ's nicht verweigert werden sollte, wenn 

sie ein bestimmtes Niveau an allgemeinbil­

denden Schlüsselqualifikationen nicht er­

reicht haben". 13 

Das GNVQ-System andererseits ist aufgrund 

seiner rein schulischen Natur nicht in der 

Lage, praktische Fähigkeiten adäquat zu 

vermitteln. Auszubildende im dualen System 

hingegen erwerben gleichzeitig theoretische 

Kenntnisse und praktische Berufserfahrung. 

Insgesamt vermittelt das duale System eine 

breite, wohlbalancierte Bildungsgrundlage, 

die den Jugendlichen teils direkte berufliche 

Perspektiven, teils auch die Grundlagen für 

weiterführende Bildung verschafft. 

Der schulische Teil der Studie deutet darauf 

hin, daß die schulische Vorbildung, mit der 

Auszubildende in Deutschland ihre Lehre 

beginnen, der Trainees im NVQ-System 

nicht nachsteht. So zeigt ein Vergleich der 

britischen GCSE's mit Haupt- und Real­

schulabschlüssen, daß der Mathematikunter­

richt in der Hauptschule in etwa auf GCSE­

Niveau liegt; der Realschulabschluß ist ent­

sprechend höher anzusiedeln. Als ein quanti­

tatives Indiz für die schulische Vorbildung 

mag die folgende Angabe dienen: Der Anteil 

der Auszubildenden mit neu abgeschlosse­

nem Ausbildungsvertrag im Jahr 1993 in der 

Bundesrepublik, die über keine formale 

schulische Qualifikation verfügten, betrug 

3,0 Prozent. 14 Dagegen ergibt die Auswer­

tung des Labour Force Surveys, daß 8,7 

Prozent all derjenigen, die 1994 den Erwerb 

von NVQ's/SVQ's- gleich welchen Levels­

anstrebten, keine formale schulische Qualifi­

kation besaßen. 15 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die 

Berufsausbildung im dualen System dem Ni­

veau nach mit den britischen GNVQ's (Ad­

vanced Level) und dem NVQ Level 3, mit 

Tendenz zu Level 4, vergleichbar ist. 

Ergebnisse des quantitativen 
Vergleichs 

Basierend auf der skizzierten Zuordnung von 

Qualifikationsleveln läßt sich ein quantitati­

ver Vergleich anstellen, der zeigt, wie viele 

Personen in England/Wales und in Deutsch­

land berufliche Bildungswege auf NVQ 3-

Niveau wahrnehmen. Dabei ist es sinnvoll, 

die absoluten Angaben auf einen einheitli­

chen Altersjahrgang zu beziehen, der in Ta­

belle 3 und 4 als die Bevölkerung im Alter 

von 19 Jahren bestimmt wird. 16 
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Diese Übersicht zeigt, daß der bei weitem 

überwiegende Anteil der Zertifikate in Eng­

land und Wales auf Level 1 und 2 verliehen 

wird. Allerdings ist schon im Verlauf eines 

Jahres (von 1991192 auf 1992/93) eine deut­

liche Tendenz zu höheren Levels hin erkenn­

bar; es findet also ein upgrading von Quali­

fikationen statt. "Traditionelle" Zertifikate 

werden gegenüber den NVQ's klar bevor­

zugt. Für Deutschland ergibt sich folgendes 

Bild: Vergleicht man NVQ-Level 3 mit den 

Ausbildungsabschlüssen in Deutschland, so 

zeigt sich, daß im Jahr 1992 in England und 

Wales 27,5 Prozent des ausgewählten Alters­

jahrgangs einen Berufsabschluß erlangten, 

während es im früheren Gebiet der Bundes­

republik 64,9 Prozent waren (bzw. 62, I Pro­

zent, wenn man sich nur auf die mindestens 

dreijährigen Ausbildungen bezieht). Erste 

Daten für die Berufsabschlüsse im vereinig­

ten Deutschland sind für 1993 erhältlich. In 

diesem Jahr wurden in England und Wales 

35,7 Prozent des Altersjahrgangs ein NVQ 3-

Abschluß verliehen, gegenüber 62,3 Prozent 

(59,7 Prozent) in Deutschland. Soweit man 

von zwei ausgewählten Jahren auf eine Ge­

samttendenz schließen kann, zeigt sich da­

mit, daß in England und Wales zunehmend 

mehr junge Menschen eine Qualifikation auf 

NVQ-Level 3 erwerben. Trotz dieses An­

stiegs erlangt erst rund 1/3 eines Altersjahr­

gangs eine berufliche Qualifikation auf die­

sem Niveau. In Deutschland scheint der An­

teil der Personen, die eine Berufsausbildung 

erfolgreich abschließen, zu sinken. Dennoch 

ist zu vermuten, daß sich der Anteil bei 60 

Prozent oder darüber stabilisiert, insofern die 

dafür notwendigen Lehrstellen geschaffen 

werden. Damit führt in Deutschland ein na­

hezu doppelt so großer Anteil eines Alters­

jahrgangs eine Berufsausbildung erfolgreich 

durch wie in England und Wales. 

Die in Tabelle 3 und 4 dargestellten Werte be­

ziehen sich auf die in zwei ausgewählten 

Jahrgängen erworbenen Qualifikationen, 

mithin auf die Veränderung des Qualifika­

tionsbestandes. Alternativ lassen sich die bei-



Tabelle 3: Verliehene NVQ-, GNVQ- und .,traditionelle" Zertifikate nach Level im NVQ-Schema in England und Wales 

NVQ-Level 1991/92 1991/92 1992/93 1992/93 

Trad. NVQ's Summe in% Trad. NVQ's Summe in% 
der und GNVQ's der 

I 
(Angaben in 1 000) 

I 
19jährigen 

I 
(Angaben in 1 000) 

I 
19jährigen 

England und W a les 
1 235 48 283 41,2 167 48 215 33,5 

2 142 86 228 33,2 194 11 8 312 48,6 

3 177 12 189 27,5 213 16 229 35.7 

4/5 62 7 69 10,0 80 8 88 13.7 

Quelle: Schätzungen von P. Robinson (a. a. 0., Table 35), basierend auf Daten des National Council for Vocational Qualifications (NCVQ's) und des Nationalinformation System 
for Vocational Qual ifications (NISVQ's); für die Bevölkerungsdaten: Office of Population Censuses and Surveys (Angaben für Mitte 1992 bzw. 1993). Robinson's Artikel ist die 
m. E. beste Übersicht, die zur Zeit zur Verfügung steht. Allerdings ist es möglich, daß- aufgrund unterschiedlicher Bewertungen der traditional qualifications in den ursprüng­
lichen Datenquellen - die Anzahl der Abschlüsse zugunsten von Level 3 (gegenüber von Level 2) überschätzt ist. 

den Gesellschaften hinsichtlich ihres Quali­

fikationsbestands selbst vergleichen. Aller­

dings lassen die hierfür geeigneten Daten­

quellen aus verschiedenen Gründen nicht den 

Grad an Differenzierung zu, der oben ange­

wandt wurde. Insbesondere enthält der "Qua­

lifikationsbestand" von Gesellschaften Bil­

dungsabschlüsse, die mittlerweile überholt 

sind und sich damit der oben beschriebenen 

vergleichenden Methodologie entziehen. Ba­

sierend auf detaillierten Auswertungen des 

deutschen Mikrozensus und des britischen 

Labour Force Survey läßt sich folgende 

Schätzung vornehmen: Im Jahr 1993 hatte et-

wa 48 Prozent der Erwerbsbevölkerung im 

früheren Bundesgebiet eine Berufsausbil­

dung als höchsten Bildungsabschluß, wäh­

rend in Großbritannien nur etwa 20 Prozent 

der Erwerbsbevölkerung über eine vergleich­

bare mittlere berufliche Qualifikation als 

höchsten Bildungsgrad verfügte. Es ist inter­

essant festzustellen, daß mehr als 99 Prozent 

der Gruppe in der deutschen Erwerbsbevöl­

kerung, die als höchste Qualifikation über ei­

ne abgeschlossene Berufsausbildung verfügt, 

auch einen schulischen Abschluß hat (ca. 65 

Prozent Hauptschulabschluß; 34 Prozent Re­

alschulabschluß; das Abitur wird in diesem 

Tabelle 4: Erfolgreich bestandene Abschlußprüfungen von Berufsausbildungen in Deutschland 

Abschlußart 

Abschlußprüfungen von 
Berufsausbildungen 

1992 1992 1993 

früheres in% Gesamt-
Bundes- · der deutschland 

I 
gebiet 

I 
19jährigen 

I 
Deutschland 

453 583 64,9 527 370 
(ca. 434 400)1 (62,1) (ca. 505 060) 

1993 

in% 
der 

I 
19jährigen 

62,3 
(59.7) 

' Werte in Klammern: Ausbildungen mit einer länge von drei Jahren und mehr (Schätzungen auf der Basis der in der Abb. gegebenen Werte) . 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Bildung und Kultur, Fachserie 11 , Reihe 3, Berufliche Bildung, 1992 und 1993; Sta­
tistische Jahrbücher 1994 und 1995. 

Zusammenhang höher als der Berufsab­

schluß gewertet). 

Insgesamt zeigt sich, daß der Anteil eines 

Jahrgangs, der eine Qualifikation auf NVQ 

3-Niveau erlangt, in der Bundesrepublik er­

heblich größer ist als in England und Wales. 

Der Bestand an beruflichen Qualifikationen 

in der Bundesrepublik ist wesentlich höher 

als in Großbritannien. 

Resümee 

Die Ergebnisse der Studie bekräftigen die 

schon zuvor von anderen Autoren geäußerte 

Vermutung, daß das Niveau der Berufsab­

schlüsse im dualen System dem Level 3 im 

NYQ-Schema mit Tendenz zu Level 4 ent­

spricht. Basierend auf dieser Einschätzung 

wird die Zahl der Bildungsabschlüsse in bei­

den Gesellschaften verglichen. Obwohl die 

Zahl gerade auch höherer beruflicher Quali­

fikationen in Großbritannien im Zeitverlauf 

zunimmt, liegt sie noch immer deutlich unter 

der in Deutschland erreichten Anzahl. Trotz 

verschiedener bildungspolitischer Initiativen 

in den vergangeneo Jahren wird in Großbri­

tannien nach wie vor von einem training de­

ficit 17 in quantitativer und qualitativer Hin­

sicht gesprochen. 
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Es ist ein erklärtes Ziel der britischen Regie­

rung, dieses training deficit weiter abzubau­

en, um die Wettbewerbsfähigkeit Großbritan­

niens zu steigern. Angesichts des immensen 

Nachholbedarfs an beruflicher Bildung dürf­

ten die bislang begonnenen Initiativen aller­

dings nicht ausreichen. In der Bundesrepu­

blik wird es in den kommenden Jahren dar­

um gehen, die Ausbildungsordnungen an die 

Anforderungen der sich ändernden Arbeits­

welt anzupassen, die Attraktivität der Berufs­

ausbildung zu erhalten und ihre Finanzierung 

zu sichern. Wenn Deutschland seinen Stand­

ortvorteil hinsichtlich der im internationalen 

Vergleich hohen Arbeitsproduktivität erhal­

ten will, so wird es vor allem den gegenwär­

tigen Mangel an betrieblichen Ausbildungs­

plätzen beseitigen müssen. Für beide Gesell­

schaften stellen daher Ausbau und Erhalt der 

beruflichen Bildungssysteme große Heraus­

forderungen dar. 

Anmerkungen: 

1 Auf der Grundlage verschiedener Studien hat die 

Regierung ein en eigenen Bericht verfaßt, der im Juni 

I996 publiziert worden ist (DfEE and Cabinet Office: 

The Ski/ls Audit: A Report from an lnterdepartmental 

Croup. London I996 ). 
2 Vgl. u. a. Steedman, H.; Ma son, C.; K.: ln ­

termediate Skills in rhe Workplace: Development, 

Standardsand Supply in Brirain, France and Cerma­

ny. ln: National Institute Economic Review No. 136, 

199I, S. 60- 73; S. J. Prais: Productivity, Educarion 

and Training. Cambridge I 995; Clarke, L.; Wall, C.: 

Vocational Training, Qualiry and Productiv iry in So­

cial Housebuilding. Mim eo, Unive rsity ofWestminster 

1995; Teil /II in Layard, R.; Mayhew, K. ; Owen, C. 

(Hrsg.): Britain's Training Deficir. The Centre for 

Economic Performance Repo rt. Aldershot I 994; Na ­

tional Econom ic Development OfficeiManpower Ser­

vices Commission: Competence and Comperition. 

Train ing and Education in rhe Federal Republic of 

Cermany, rhe United Staresand Japan. London 1984. 
3 An dieser Stelle soll keine Deta ilanalyse des briti­

schen Bildungssystems erfolgen . Für ein e deutsch­

sprach ige Einführung insbesondere in die berufliche 

Bildung vgl. The Employment Department Croup: 

Ausbildung in Großbritannien: Ein Leitfaden. London 

I994 
4 Das SVQ-Sysrem ist dem NVQ-System analog. Da 

sich unser Vergleich und das wllen angeführte Zah ­

lenmaterial aber im wesentlichen auf England und 

Wales erstreckt, spreche ich im folgenden nur vom 

NVQ-Sysrem. 

5 Angabefür Ende Mai I995. Ich wähle hierden Aus­

druck " Tätigkeitsbereich", um das NVQ-System ge­

genüber dem deutschen Prinzip der "Beruflichkeit" 

abzusetzen (vgl. da zu: Reuling, J.: The Cerman " Be­

rufsprinzip" as a Modelfor Regularing Training Con­

tent and Qualification Standards. In: Nijhof, W. J.; 

Streumer, J. N. (Hrsg.): Key Qualifications in Work 

and Education. Dordrecht I996 
6 Im Youth Training werden Betriebe, die Schulab­

gänger aufnehmen, finanziell von der Regierung kom­

pensiert. Vo raussetzung für diese Förderung ist, daß 

die Teilnehm er auf ein NVQ Level 2-Zertifikar hinar­

beiten, nicht aber, daß sie ihn auch ratsächlich errei­

chen. Das Schema der modern apprenticeships und 

der accelerated modern appren riceships ist auf den 

Erwerb von NVQ-Zertifikaten auf Level 3 und höher 

hin ausgerichtet. 
7 Vgl. im Detail: Reuling, J. : Modularisierung in der 

englischen Berufsbildung. ln: Berufsbildung in Wis­

senschaft und Praxis, 21 I996, S. 48-54 
8 Die Problematik dieser Zuo rdnung kann im Rah­

men dieses Aufsatzes nicht näher diskutiert werden. 
9 NCVQ: NVQ Monito1; Summer 1995. London 1995, 

S. 20. Übersetzung A. R. 
10 Her Majesty's lnspectorate (HMI): Aspects of Vo­

cational Education and Training in the Federal Repu­

b/ic of Cermany. London: HMSO I99I ; vgl. insbes. 

s. 25-29 
11 Intern stellt die deutsche Industrie- und Handels­

kammer in London die Ausbildung zum Industriekauf­

mann mit dem NVQ Level 4 gleich. 
12 Übersetzung A. R. 
13 Dearing, R.: Review of Qualifications for 16- 19 

Year Olds, Summary Report. Hayes: SCAA März 

I996 (Übe rsetzung A. R. ). "Allgemeinbildende 

Schlüsselqualifikationen" (key skills) bezieht sich 

hierbei explizit auf Fähigkeiten in den Bereichen 

communication, application of number und informa­

rion rechnology. 
14 Grund- und Strukturdaten 1995/96, S. 122. 
15 Vgl. Robinson, P. (Rhetoric and Reality: The Evo­

lution of the New Vocational Qualifications. CEP: 

Mimeo, 1996), Table 27. 
16 Dabei ist zu berücksichtigen, daß insbesondere das 

NVQ-Angebot von Jugendlichen und Erwachsenen al­

ler Altersgruppen wahrgenommen wird (vgl. Robin­

son, P. , a. a. 0., Table I 9-22) 
17 Vgl. Layard, R.; Mayhew, K. ; Owen, C. : Britain's 

Training Deficit, a. a. 0. 
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Steigende Arbeitslosigkeit 
nach dualer Berufs­
ausbildung in den neuen 
Ländern 

Joachim Gerd Ulrich 

ln den neuen Ländern sind seit 1992 

zunehmend mehr junge Erwachsene 

nach erfolgreichem Abschluß ihrer 
Ausbildung ohne Beschäftigung. 

Meldeten sich nach vorsichtigen 

Schätzungen 1992 16 Prozent, 1993 

24 Prozent und 1994 27 Prozent aller 
neu ausgebildeten Fachkräfte unmit­

telbar nach lehrende arbeitslos, so 

stieg diese Quote im Jahr 1995 auf 

über ein Drittel. Im Westen lag sie 

1995 bei ca. 19 Prozent. Auch für 

1996 ist kaum mit einer Verbesse­
rung der Arbeitsmarktchancen ost­

deutscher Ausbildungsabsolventen 

zu rechnen. 

Neben demographischen und zuletzt kon­

junkturellen Gründen sind für die Integra­

tionsprobleme die längerfristigen Nachwir­

kungen des mit der Wende eingeleiteten wirt­

schaftlichen Umbruchs verantwortlich: 

• Die Fachkräfte, die bis etwa 1993 ihre 

duale Ausbildung abgeschlossen hatten, wa­

ren oft noch nach den Planungsvorgaben der 



Tabelle 1: Ausmaß der Arbeitslosigkeit unmittelbar nach Abschluß der Berufsausbildung bei Fachkräften aus den neuen Bundesländern, die ihre 
Ausbildung 1991 begannen und zwischen 1994 und 1995 erfolgreich beendeten (Angaben in Prozent) 

!:>/' !:'o; 
0(; 

J;tij ('J(ij ('J(J 

q; •$ 

Befragte, die ihre duale Ausbildung erfolgreich 
Frauen Männer betrieblich außerbetrieblich 

abschlossen(= 100%) 

Anteil der Fachkräfte, die unmittelbar nach Ausbildungsende 
arbeiteten 67 54 74 77 27 

Anteil der Fachkräfte, die unmittelbar nach Ausbildungsende 
arbeitslos waren 28 43 19 19 69 

Fachkräfte, die unmittelbar nach der Ausbildung arbeitslos 
waren(= 100%) 

Dauer der Arbeitslosigkeit: 
• bis zu 3 Monaten 49 38 64 54 43 
• 4 bis 6 Monate 15 15 16 13 17 
• 7 bis 9 Monate 15 18 10 14 16 
• 10 bis 12 Monate 12 16 7 8 17 
• länger als ein Jahr 9 14 4 11 7 

• im Durchschnitt 5,4 Mon. 6,8 Mon. 3,6 Mon. 5,2 Mon. 5,7 Mon. 

Anteil derjenigen, die vom Ende der Ausbildung bis zum 
Befragungszeitpunkt durchgehend arbeitslos waren 15 21 7 12 18 

Erste Tätigkeit derer, die ihre Arbeitslosigkeit nach der 
Ausbildung beenden konnten (= 100%) 

Arbeit im erlernten Beruf 43 43 44 44 41 

andere Facharbeit 17 17 16 14 20 

Anlern-I Ungelerntentätigkeit 13 11 16 13 14 

Aus- und Weiterbildung 15 21 8 14 18 

Wehr-/Zivildienst 7 0 14 9 3 

Hausmann / -frau und sonstiges 5 8 2 6 4 

Fachkräfte, die ihre Arbeitslosigkeit nach Ausbildungsende 
beendeten und erwerbstätig wurden(= 100%) 

Anteil derjenigen, die bis zum Befragungszeitpunkt erneut 
arbeitslos wurden 25 36 13 21 31 

Basis der Berechnungen: N = 850 ostdeutsche Ausbildungsabsolventen mit erfolgreichem Ausbildungsabschluß (gewichtete, korrigierte Auszählung). Befragungszeit­
punkt November 1995 bis Januar 1996. 
Aus- und Weiterbildung: Fortbildung, neue Lehre, Berufsfachschule, allgemeinbildende Schule, Studium 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Forschungsprojekt 1.5010 

DDR-Verwaltung in die Lehre eingemündet. 

Berufliche Anpassungen, die der zwischen­

zeitliche Umbruch notwendig machte, konn­

ten sie oft erst nach Ausbildungsende vor­

nehmen. Zudem mußte ein Teil seine Ausbil­

dung als sogenannte "Konkurslehrlinge" au­

ßerbetrieblich zu Ende führen. Nach den Er-

gebnissen einer vom BIBB zum Jahreswech­

sel 1995/96 durchgeführten Befragung von 

ca. 350 Fachkräften, die ihre Lehre 1989 be­

gonnen und sie zwischen 1992 und 1993 ab­

geschlossen hatten, wurde weit mehr als ein 

Drittel zunächst arbeitslos. Zwei Jahre nach 

Ausbildungsende arbeiteten nur 30 Prozent 

im erlernten Beruf, während weitere 30 Pro­

zent bereits einer anderen Arbeit nachgingen. 

19 Prozent befanden sich in Aus- und Weiter­

bildung. Die übrigen waren entweder ohne 

Beschäftigung (acht) oder machten sonstiges 

(13 Prozent), wie z. B. Wehr- oder Zivil­

dienst. Die Planungsvorgaben des DDR-
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Facharbeiterbedarls, die die Lehrstellenbe­

setzung dieses Jahrgangs bestimmten, waren 

in den meisten Fällen beruflich nicht mehr 

verwertbar, dies gilt insbesondere für die 

Männer, von denen zwei Jahre nach Lehren­

de nur noch ein Viertel im Ausbildungsberuf 

arbeitete, denn die wirtschaftliche Umstruk­

turierung betraf vor allem die männlich do­

minierten Produktionsberufe des Industrie­

sektors. 

• Folgen des Umbruchs sind auch für die 

Fachkräfte spürbar, die in den neuen Ländern 

erst nach der Wiedervereinigung in die Be­

rufsausbildung einmündeten. Da Anfang der 

neunziger Jahre angesichts der gerade erst 

einsetzenden Umstrukturierung besonders 

viele betriebliche Lehrstellen fehlten, mußte 

bis zu einem Drittel der Ausbildungsbeginner 

in außerbetriebliche Bildungseinrichtungen 

einmünden. Diese Jugendlichen wurden über 

Bedarl ausgebildet; damit wurden die not­

wendigen Anpassungsleistungen an den ak­

tuellen Arbeitsmarkt auf die Zeit nach der 

Erstausbildung verschoben. Ende 1995 un­

tersuchte das BIBB den Werdegang von 850 

erfolgreichen Ausbildungsabsolventen, die 

ihre Lehre 1991 begonnen und zwischen 

1994 und 1995 beendet hatten. Die Tabelle 

zeigt, daß die meisten (69 Prozent) der au­

ßerbetrieblich ausgebildeten Fachkräfte un­

mittelbar nach Ende der Lehre arbeitslos 

wurden. Dagegen mündeten drei von betrieb­

lich Ausgebildeten (77 Prozent) von der Leh­

re direkt in ein Arbeitsverhältnis. 

Diejenigen, die unmittelbar nach Ausbil­

dungsende arbeitslos wurden (28 Prozent al­

ler erfolgreichen Ausbildungsabsolventen), 

blieben dies durchschnittlich etwas mehr als 

fünf Monate. Die Arbeitslosigkeit der Frauen 

dauerte mit knapp sieben Monaten deutlich 

länger als die der Männer, nur 38 Prozent der 

Frauen waren nicht länger als drei Monate 

ohne Arbeit. Etwas länger (knapp sechs Mo­

nate) hielt auch die mittlere Arbeitslosigkeit 

der außerbetrieblich ausgebildeten Fachkräf­

te an. Dafür dürften zwei Ursachen relevant 

sem: zum einen die größeren Integra­

tionsprobleme von Frauen bereits bei der 

Lehrstellensuche und ihr besonders hoher 

Anteil in der außerbetrieblichen Marktbe­

nachteiligtenausbildung sowie zum anderen 

der Aspekt, daß außerbetriebliche Ausbil­

dung verstärkt in jenen Regionen stattfindet, 

in denen die allgemeinen Arbeitsmarktchan­

cen unterdurchschnittlich ausfallen. 1 Bei der 

Bewertung der Daten zur Arbeitslosigkeits­

dauer muß berücksichtigt werden, daß für 15 

Prozent aller Befragten, die unmittelbar nach 

der Ausbildung arbeitslos wurden, die Ar­

beitslosigkeit zum Zeitpunkt der Erhebung 

noch nicht beendet war. 

Von denen, die ihre Arbeitslosigkeit bis zum 

Erhebungszeitpunkt beenden konnten, mün­

deten 43 Prozent in eine Arbeit im erlernten 

Beruf ein, während 17 Prozent in einem an­

deren Fachberuf unterkamen und 13 Prozent 

eine An- oder Ungelerntentätigkeit übernah­

men. Jeder siebte (15 Prozent) entschied sich 

für eine Aus- und Weiterbildung, und sieben 

Prozent begannen ihren Wehr- oder Zivil­

dienst. Eine Aus- und Weiterbildung spielt 

besonders für Frauen eine bedeutende Rolle. 

Die Beschäftigungen, in die die arbeitslosen 

jungen Fachkräfte einmündeten, waren zum 

Teil labil: So wurden 25 Prozent der jungen 

Fachkräfte (Frauen: 36 Prozent), die nach­

träglich eine Arbeit fanden, bis zum Zeit­

punkt der Erhebung erneut arbeitslos (vgl. 

Tab.). 

Anmerkung: 

1 Vgl. Ulrich, J. G. Außerbetriebliche Ausbildung für 

marktbenachteiligte Jugendliche. In: BWP 24 ( 1995) 

4, s. 24-28 
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Betriebliche Ausbildung -
Anregung von Pädagogen 

B. Schmidt-Hackenberg 

Fördern durch Fordern. Große Pädagogen 

und die betriebliche Ausbildung. 

Karl-Wolfgang Barthel. 

Köln: Kölner Universitätsverlag, 1995, 

168 Seiten, ISBN 3-87427-057-2 

Das Buch enthält Beiträge des Autors für die 

Zeitschrift "AUSBILDER in der chemischen 

Industrie". Barthel war, wie aus dem Ein­

bandtext hervorgeht, selbst Ausbildungsleiter 

- und vieles andere mehr. Er stellt in knap­

per, angenehm zu lesender Form die großen 

Pädagogen vor und fragt, welche Anregun­

gen sie der betrieblichen Ausbildung geben 

können. 

Behandelt werden Comenius, Rousseau, Pe­

stalozzi, Goethe - dessen pädagogische Be­

trachtungen in Wilhelm Meisters Lehr- und 

Wanderjahren - , Herbarth, Fröbel, Diester­

weg, Kerschensteiner, Berthold Otto, Rudolf 

Steiner, Eduard Spranger, Alexander S. Neill, 

Makarenko und Jean Piaget. Aus der Be­

schreibung ihrer Lehren, Wirkungsgeschich­

te und Lebensdaten entsteht ein pädagogi­

sches Panorama von der Zeit des Dreißigjäh­

rigen Krieges, als Comenius, dessen Name 

die latinisierte Form des tschechischen Ko­

minsky ist, lebte ( 1592-1670), bis zur Ge-



genwart, für die der Schweizer Jean Piaget, 

gestorben 1980, und der Engländer Alexan­

der S. Neill, gestorben 1973, stehen. 

Angeregt durch den Titel des Buches hat die 

Rezensentin zuerst das Kapitel "Makarenko: 

,Erziehen heißt Fordern' " gelesen. 

Obwohl Makarenko, 1888-1939, gar nicht so 

lange vor unserer Zeit lebte, wirken seine 

Auffassungen wie aus einer anderen Welt. 

Makarenko gilt als der bedeutendste Vertreter 

der sowjetischen Pädagogik. Barthel betont, 

Makarenko sei nicht nur ein Kind seiner Zeit 

gewesen, vor allem in der Rolle, die er dem 

Kollektiv in der Erziehung zubilligt; auch 

müsse Makarenkos Stellung nach dem Ende 

der sowjetischen Herrschaft neu bewertet 

werden, aber seine Rolle als Erzieher sei auf­

grund seiner Persönlichkeit, angesichts sei­

nes erzieherischen und literarischen Schaf­

fens , wegen seiner Fruchtbarkeit und Ori­

ginalität nach wie vor hoch zu schätzen 

(S. 135). 

Makarenko hat mit großem Erfolg entwur­

zelte und verwahrloste Jugendliche und jun­

ge Kriminelle, Jugendliche, die durch den 

I. Weltkrieg und die Wirren der Revolution 

ihre Familien verloren hatten, in sogenannten 

Kolonien resozialisiert. Daher findet man in 

Makarenkos Erziehungslehre eine für unser 

Verständnis extreme Strenge und eine uns 

ungewöhnliche Wertung der Disziplin - sei 

es im Auftreten, im äußeren Erscheinungs­

bild oder in der Stimmung des Kollektivs - , 

nämlich als Indikator einer gelungenen Er­

ziehung (S. 139). Wie zum Ausgleich dafür, 

möchte man meinen, nutzt Makarenko sol­

che Mittel wie Essen an weißgedeckten Ti­

schen, neue einheitliche Kleidung für die 

Neueintretenden des Kollektivs, Fanfarenstö­

ße zur Begrüßung als erzieherische Symbole. 

Vieles mag uns heute abgegriffen oder zu pa­

thetisch vorkommen. Doch angesichts der 

vielfältigen Manipulation kultureller Symbo­

le in unserem konsumgeprägten Alltagsleben 

wird hier an die frühere Kraft dieser Dinge 

erinnert. 

Unzeitgemäß und deswegen wie ein frischer 

Blick aufVertrautes erschien mir auch Maka­

renkos Forderung, Lehrer und Erzieher soll­

ten sich den Schauspieler als Vorbi ld neh­

men. Niemand könne ein guter Erzieher sein, 

der nicht sein Mienenspiel beherrschen und 

nicht in der Lage sei, seinem Gesicht den er­

forderlichen Ausdruck zu verleihen oder eine 

Stimmung zu zügeln, zitiert Barthel Maka­

renko (S . 144). -Wie weit ist diese Auffas­

sung von unserem Verständnis einer natür­

lichen und kollegialen Haltung gegenüber 

Auszubildenden entfernt! Aber wer in der 

Praxis steht, hat sicher schon gelegentlich zu 

dem drastischen Mittel eines ordentlichen 

Theaterdonners gegriffen. 

Es sei die moralische Pflicht des Erziehers, 

junge Menschen an die Grenzen ihrer Mög­

lichkeiten zu führen . - Eigentlich nur noch 

im Leistungssport wird diese Forderung ak­

zeptiert. Ein Widerschein findet sich in Slo­

gans wie "Sag' dem Abenteuer, daß ich kom-

me 1" 

Da die Ideen der großen Pädagogen Teil un­

serer allgemeinen Kultur geworden sind, sind 

sie uns selbstverständlich, fast banal gewor­

den: Rousseau's Forderung "Zurück zur Na­

tur" klang den Zeitgenossen revolutionär. 

Angesichts der hohen Kindersterblichkeit der 

damaligen Zeit, forderte Rousseau, den Kin­

dern, von denen viele vielleicht gar nicht das 

Erwachsenenalter erreichen würden, wenig­

stens eine erfüllte Kindheit zu bereiten. Sie 

sollten nicht durch strenge Erziehung, Drill 

und totes Buchstabenwissen vermeintliche 

soziale Tugenden erwerben, deren Früchte 

erst in einer ungewissen Zukunft geerntet 

werden könnten (S. 21). Statt dessen führe 

die Befreiung von sozialen Zwängen dazu, 

daß sich das von Natur aus Gute im Men­

schen kräftig entwickele. Die Ablehnung des 

äußeren Zwangs kehrt wieder in der anti­

autoritären Erziehung Alexander S. Neills. 

Der deutsche Pädagoge Berthold Otto, 

1869-1933, legte großen Wert auf das Ge­

spräch als Vehikel des Lernens. Er sprach 

emphatisch vom "geistigem Verkehr" mit 

den Schülern. Ein solches, "natürliches Ge­

spräch", wie er es auch nannte, ist ein Aus­

tausch unter Gleichberechtigten. Nicht nur 

einer gibt; auch der Ausbilder, zum Beispiel, 

erfahrt im Gespräch Neues: die Gedanken 

der Auszubildenden, ihren Sprachgebrauch, 

originelle Vergleiche vielleicht. Um diese 

Dinge wahrzunehmen, muß er den Auszubil­

denden als Persönlichkeit respektieren. -

Wenn wir uns heute in Moderationstechniken 

üben, geht es eigentlich auch um diese Ge­

sprächskultur. 

Aufschlußreich in einer anderen Richtung ist 

die Darstellung Piagets. Piaget hat unter­

sucht, wie Kinder ihr moralisches Urteilsver­

mögen erwerben; nämlich von der Orientie­

rung an den Erwachsenen über den Maßstab 

der Reziprozität hin zur Bewertung nach 

dem, was das gemeinsame Interesse der 

Gruppe geboten erscheinen läßt. Von seinen 

Erkenntnissen läßt sich eine Brücke schlagen 

zu dem, was als Handlungsfahigkeit und so­

ziale Kompetenz zeitgemäße Ausbildungs­

ziele sind. 

Das Buch ist eine gute Lektüre für jemanden, 

der in der Gegenwart die Wurzeln der Ver­

gangenheit entdecken möchte - wenn auch 

manche der Pädagogen meinten, nur ein radi­

kaler Bruch mit der Vergangenheit könne 

fruchtbar sein. 

Die Schrift liest sich anregend, weil mit je­

dem Kapitel deutlich wird, es gibt nicht nur 

einen, sondern viele Wege der Erziehung. 

Letztlich muß der Ausbilder unter den gegen­

sätzlichen Ratschlägen für seine Probleme 

eine eigene Lösung finden. 

Beruhigend ist es, angesichts vieler modi­

scher Trends und einer oft verfremdenden 

Sprache, auf gedankenreiche Vorgänger zu­

rückgreifen zu können. Die großen Pädago­

gen leben häufig auch von der Wirkung ihrer 

Sprache; sie sind die Anwälte ihrer Theorien. 

Zwischen dem Einwirken auf Jugendliche, 

um sie zu erziehen, und dem Einwirken auf 

die Zeitgenossen, um sie zu guten Erziehern 

zu machen, gibt es viel Gemeinsames. 
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Barthel gelingt es, klare Einblicke in die Leh­

ren der pädagogischen Klassiker zu geben. 

An den vielen Beispielen pädagogischen 

Handeins im Betrieb wird sicher jeder Aus­

bilder erkennen, wie sehr er durch seine Auf­

gabe an der pädagogischen Kultur unserer 

Gesellschaft teilhat. 

Angesichts der pädagogischen Grundnote 

der Aufsatzsammlung erscheint mir aller­

dings die Bibliographie wenig hilfreich. Wer 

nicht studierter Pädagoge ist, wird sich 

schwertun, Schriften nur anhand des Titels 

und des Jahres der Erstausgabe zu beschaf­

fen. Man wünscht sich noch Hinweise auf 

empfehlenswerte Sammelwerke zur Ge­

schichte der Pädagogik oder - teilweise 

schon enthalten - auf Taschenbuchaus gaben. 

Das Buch ist für betriebliche Ausbilder ge­

schrieben, aber bietet auch denen, die vieles 

schon kennen müßten, eine angenehme Lek­

türe. 

Tarifliche Weiterbildungs­
politik in Europa 

Dick Moraal 

Berufliche Weiterbildung in Europa. Mate­

rialien zum sozialen Dialog 

Winfried Heidemann (Hg.), 

Hans Böckler Stiftung, Düsseldorf 1996. 

Ergebnisse mehrerer nationaler und europäi­

scher Studien und Erhebungen zeigen in den 

letzten Jahren den Bedeutungsgewinn von 

beruflicher Weiterbildung als gesamteuropäi­

sche Tendenz. Damit ist aber auch die beruf­

liche Weiterbildung ein Thema für den sozia­

len Dialog in allen Ländern Europas gewor­

den. Auf der einen Seite die hervorragende 

Bedeutung betrieblicher I tarifvertraglicher 

Vereinbarungen über berufliche Weiterbil­

dung in vielen europäischen Ländern - dies 

zeigt die vorliegende Publikation "Berufliche 

Weiterbildung in Europa. Materialien zum 

Sozialen Dialog" eindrucksvoll- und auf der 

anderen Seite ist die weitgehende Abstinenz 

einer tariflichen Weiterbildungspolitik in 

Deutschland mehrfach konstatiert worden. 

In dieser Situation kann die Veröffentlichung 

das Interesse an weiteren und vertieften In­

formationen über die Ausgestaltung betrieb­

licher und tarifvertraglicher Weiterbildungs­

vereinbarungen in den jeweiligen europäi­

schen Ländern speziell in Deutschland wek­

ken. 

Die vorliegende Publikation gibt einen exem­

plarischen Überblick über die jeweiligen 

Handlungsfelder und Handlungsebenen be­

ruflicher Weiterbildung in den europäischen 

Ländern und erörtert die internationalen 

Transfermöglichkeiten bestimmter tarifver­

traglicher Weiterbildungsvereinbarungen. 

Die Veröffentlichung richtet sich in erster Li­

nie an "Experten der Gewerkschaften, die für 

die berufliche Weiterbildung und für Ver­

handlungen hierüber verantwortlich sind". 

Ein explizites Ziel der Veröffentlichung ist, 

"die Informationen so aufzubereiten, daß sie 

, verstanden' werden und daß wirklich ein 

Transfer von Erfahrungen zustande kommt, . 

der nicht nur für die jeweils eigene Weiterbil­

dungspolitik im nationalen Kontext genutzt 

wird, sondern auch die Diskussion in den 

Gewerkschaften über die europäische Di­

mension der Berufsbildung anstößt". 

Im ersten Teil der Veröffentlichung wird eine 

Übersicht über fünf übergreifende Studien 

zur betrieblichen Weiterbildung, die im Rah­

men des FORCE-Programms der EU ent­

standen sind, gegeben. Diese Studien bezie­

hen sich auf alle zwölf Mitgliedsländer. Bei 

den Untersuchungen handelt es sich um zwei 

Studien zum Sozialen Dialog und den kol­

lektiven Vereinbarungen sowie um drei Sek­

torstudien. Es ist das Verdienst der vorliegen­

den Veröffentlichung, diese fünf ausführlichen 

und materialreichen Studien im Zusammen­

hang ausführlich zu erörtern. Nach einer 

knappen Zusammenfassung der FORCE­

Studien werden die Ergebnisse in den nach-
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folgenden sechs zentralen Punkten verdich­

tet: 

• Bedeutungsgewinn von Weiterbildung, 

• Veränderungen bei den Zielgruppen von 

Weiterbildung und bei der Beteiligung an 

Weiterbildung, 

• Zugang zur Weiterbildung- ein ungelöstes 

Problem, 

• Individuelle versus betriebliche Interessen 

an der Weiterbildung, 

• Weiterbildung als Chance oder als Pflicht, 

• Weiterbildung als System. 

Der Vergleich zeigt, daß die Weiterbildung 

für die wirtschaftliche und gesellschaftliche 

Entwicklung der EU an Gewicht gewonnen 

hat. Die Modernisierungsstrategie in den Un­

ternehmen gefährdet aber bestimmte Arbeit­

nehmergruppen. Die ungleichen Zugangs­

chancen zur Weiterbildung werden sich zu­

künftig eher verstärken und werden damit zu 

einem zentralen Thema des Sozialen Dialo­

ges zwischen Unternehmen und Gewerk­

schaften. Der Konflikt zwischen individuel­

len und betrieblichen Interessen im Bereich 

der Weiterbildung sowie auch die Motivation 

zur Weiterbildung widerspiegelt zusätzliche 

Konfliktfelder, die zukünftig noch wichtiger 

werden. Neben der "einheitlichen Tendenz 

des Bedeutungsgewinns von Weiterbildung" 

zeigen sich daher einzelne Aspekte, die "un­

ter der Perspektive der Arbeitnehmer und Ar­

beitnehmerinnen durchaus widersprüchlich 

sind". 

Die vorliegende Veröffentlichung kommt zu 

dem Schluß, daß "erhebliche Probleme 

offen" bleiben, "die nur gelöst werden kön­

nen über neue und weitgehende Vereinbarun­

gen zwischen den Sozialpartnern in Verbin­

dung mit einer staatlichen Absicherung". 

Im nachfolgenden Hauptteil der Veröffentli­

chung werden sieben internationale Fallbei­

spiele von Lösungsansätzen dargestellt. Aus­

gewählte Handlungsfelder und Handlungs­

ebenen sowie Fallbeispiele: 



Vier Handlungsfelder des Sozialen Dialogs: 

• Weiterbildung zwischen Modernisierung 

und sozialem Schutz - das Job-Switch-Mo­

dell in Dänemark 

• Möglichkeiten und Grenzen der Weiterbil­

dung im Modernisierungsprozeß - das 

"Equal Opportunities Programme" des Elec­

tricity Supply Board (ESB) in Irland 

• Betriebliche und individuelle Interessen an 

Weiterbildung - das NVQ-System in Groß­

britannien 

• Probleme der Umsetzung von Vereinba­

rungen - Finanzierungsregelungen der Wei­

terbildung in Frankreich 

Drei Handlungsebenen des Sozialen Dialogs: 

• Weiterbildung auf betrieblicher Ebene -

Betriebsvereinbarungen in der Bundesrepu­

blik Deutschland 

• Weiterbildung auf Sektorenebene - die 

Druckindustrie in den Niederlanden 

• Weiterbildung als System - Nahrungs­

und Getränkemittelindustrie in Spanien 

Jedes der nachfolgenden Beispiele wird sy­

stematisch und einheitlich anhand von ver­

schiedenen Kriterien erörtert: 

• Worin besteht der Ansatz? 

• Worauf antwortet der Ansatz? 

• Wie ist es zu dem Ansatz gekommen? 

• Wer ist beteiligt? 

• Welche Ressourcen und welche Instru­

mente stehen zur Verfügung? 

• Wie wird der Ansatz aktuell bewertet? 

• Welchen Stellenwert hat der Ansatz im 

Rahmen der gewerkschaftlichen Weiterbil­

dungspolitik? 

• Welche Anregungen gibt der Ansatz für ei­

nen Transfer der Erfahrungen? 

Das Handlungsfeld "Weiterbildung zwischen 

Modernisierung und sozialem Schutz" wird 

z. B. anhand des Job-Switch-Model in Däne­

mark erörtert. Diese international viel beach­

tete Form der Weiterbildung, die durch die 

Sozialpartner auf nationaler Ebene ausge­

handelt wurde, verbindet vorbildlich die Wei­

terbildung von beschäftigten Arbeitnehmern 

und die Fortbildung von Arbeitslosen. Die 

Handlungsebene "Sektorenpolitik" wird 

z. B. anhand der Druckindustrie in den Nie­

derlanden dargestellt. Die in den Tarifverträ­

gen vereinbarten Aus- und Weiterbildungsbe­

dingungen auf sektoraler Ebene sind interna­

tional betrachtet ebenfalls einmalig. 

Die Autoren weisen darauf hin, daß in den 

Mitgliedsstaaten der EU "der Verweis auf ei­

ne in einem anderen Land gefundene bzw. 

ausgehandelte ,Lösung' offenbar immer stär­

ker zu einem Argument" wird, "um Blockie­

rungen zu lockern oder aufzubrechen". Dies 

gilt vor allem im Bereich des Sozialen Dia­

logs zwischen Gewerkschaften und Arbeit­

geberverbänden. Zunehmend beeinflussen 

Modelle und Erfahrungen in anderen EU­

Mitgliedsstaaten den jeweiligen nationalen 

Sozialen Dialog. Die Autoren weisen zu 

Recht darauf hin, daß der internationale 

Transfer als ein sozialer Prozeß zu deuten ist, 

ein "Prozeß der Kornmunikation zwischen 

jenen, die eine bestimmte Problernlösung 

produziert haben und jenen, die auch die Pro­

blemdefinition teilen und nun genau die spe­

zifischen Lösungsbedingungen wissen wol­

len, aber immer im Vergleich und ausgehend 

von den eigenen Bedingungen und Verhält­

nissen". 

Die Veröffentlichung bietet wichtiges und 

konkretes Material, um die jeweils nationa­

len Bemühungen um eine Weiterentwicklung 

der Instrumente der beruflichen Weiterbil­

dung über tarifvertragliche Vereinbarungen 

voranzutreiben. 

Der Vorzug der Veröffentlichung ist die ge­

naue Identifizierung und systematische Dar­

stellung von Problernfeldern, die bei den zu­

künftigen Auseinandersetzungen um berufli­

cher Weiterbildung in Europa entstehen. Die 

Aushandlung der Bedingungen für eine sozi­

alverträgliche berufliche Weiterbildung zwi­

schen Betriebsräten/Gewerkschaften sowie 

Unternehmen/ Arbeitgeberverbänden sind 

ein zentrales Thema der Veröffentlichung. 

Die Art der Präsentation der Veröffentlichung 

als Ringmappe erhöht den Nutzen. Der Text 

wird ergänzt durch einen Dossier über die Si­

tuation von Weiterbildung und Sozialem Dia­

log in den zwölf EU-Mitgliedsstaaten, ein 

Dossier über die Weiterbildung in den neuen 

EU-Ländern sowie ein Glossar zu vier zen­

tralen Stichworten, zu den industriellen Be­

ziehungen und zur Weiterbildung in Europa. 

Die Veröffentlichung ist nicht nur allen Ak­

teuren im Sozialen Dialog auf allen Hand­

lungsebenen zu empfehlen, sondern liefert 

jedem Interessenten eine aktuelle Übersicht 

über die tarifliche Weiterbildungspolitik in 

den Mitgliedsstaaten der EU. 
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Innovative 
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Berufsbildung 

Auszeichnung für Innovative Berufsbildung 
Hermann-Sch midt -Preis 

7 

Der gemeinnützige Verein .,Innovative Berufsbildung e.V." mit Sitz in Bann ver­
leiht im September 1997 zum ersten Mal seinen jährlichen Berufsbildungspreis 
für innovative Entwicklungen in der Berufsbildungspraxis und lädt hiermit zur 
Teilnahme an der Bewerbung ein. 

Die Auszeichnung wird nach öffentlicher Ausschreibung unter Beteiligung einer 
unabhängigen Fachjury verliehen und ist mit einer Gelddotation verbunden. Es 
werden drei Preise vergeben: 

1. Preis 4.000,- DM, 2. Preis 2.000 DM und 3. Preis 1.000 DM 

Thema 
Berufliche Bildung im Ausbildungsverbund 

Von den Teilnehmern wird 
eine nach Art und Umfang frei 
zu gestaltende ausführliche 
Darstellung der Organisation 
und der Zusammenarbeit ihres 
Ausbildungsverbundes erwartet. 

Bewerbungsunterlagen zur Teilnahme 
am Wettbewerb können angefordert 
werden bis 28. Februar 1997 bei der 

Geschäftsstelle des 
Vereins Innovative Berufsbildung e.V. 
c/o Bundesinstitut für Berufsbildung 
z. H. Frau Müller 
Friesdorfer Str. 151/153 
53175 Bann 

Telefon: 0228-388218 
Fax: 0228-388296 

Abgabe der vollständigen 
Bewerbungsunterlagen bis 31.05.1997 



DAGMAR LENNARTZ (HRSG.) 

''ALTERN IN BERUF 

UND GESELL:SCHAFT 

DEMOGRAPHISCHER ,WANDEL UND 

BERUFLICHE BILDUNG 

1996, 146 Seiten 
Besteii-N r. 1Ö2. 198 

24.00 QM 

.,. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Verlag Gmli)H &.Co. KG7 

Postfach 10 06 33 
33506 Sielefeld 
Telefon (0521) 911 01-0 
Telefax {0521)911 01-79 

demograpbische ;yYandel verändert die Gesellschaft. Die"se 
allerdings ist gegenwärtig auf die wachsende Langlebigkeit ihrer 

wenig vorbereitet. lmruer de4tlicherwird: ®ie zukünftk, 
ge Gesellschaft benötigt nicht nur einen, neuen und andersartigen 
G,esellschafts- und Generationenvertrag,Dieser Vertrag mu6;auch :z 
zukunftsfähig, das heißt in einer Arbeitswelt verankert sein, die 
si.ch in der Gestaltung der .Arbeit und des.Arbeitsumfe.ldes spwie 
der Bildungswege und Qualifizierungsprozesse bis hinzur Organi­
sq,tion der an den andersartigen Erfordemi!>sen 
und Möglichkeiten einer älterwerdenden Gesellschaft orientiert. 

Weitsichtige Strategien und Gestaltungslösungen sind gefragt, 
wenn aktuell Enhscheid,ungentüber ein Krisen­
management hinaus zugleich auch entwicklungsfähige Grund­

für das l:eben und Zusammenleben der Menscqen in 
Gesellschaft von morgen schaffen sollen. Die Beiträge dieses 
Readers' versuchen, vor dem Hinter.grund von 
ergebnissen sowie Forschungs- und Entwicklungsprojekten aus 
dem Programr:n "Arbeit und Technik" den arbeits-;;t.md 
bildungspolitische Gestaltungsaufgaben zu schärfen, mit denen 
der demograpnische..Wandel unsere Gesellschqft konfrontiert . • 


